
"Die zivile Verteidigung muß bei drohender Kriegsge­
fahr und im Verteidigungsfall ebenso rasch \Nirksam 
Werden \Nie die militärische. Deshalb müssen auch 
im zivilen Bereich bereits im Frieden gründliche Vor­
bereitungen getroffen \Nerden. Improvisierte Notbe­
helfe können eingehende Friedensvorarbeiten nicht 
ersetzen; in einer Krisenzeit oder bei einern über­
raschend ausbrechenden Konflikt bleibt keine Zeit 
mehr, Versäumtes nachzuholen.cc Emil Obermann 
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Noch lieferbar: Einbanddecken für den Jahr­
gang 1970 der ZIVILVERTEIDIGUNG. Stück­
preis: 5,80 DM. Bitte lassen Sie uns recht bald 
Ihre Bestellung zukommen. Das Jahresregister 

ist in Heft 12/1970 enthalten. 

OSANG VERLAG· Vertrieb 
534 Bad Honnef 1, Postfach 189 

Beim Amt für Zivilschutz der Stadt Stuttgart ist die Stelle des 

Leiters der Abtei I u ng 
Zivi Isch utz 

zum 1. Oktober 1971 neu zu besetzen. 
Zum Aufgabenkreis gehören neben der Stellvertretung 
des Amtsleiters folgende Aufgabengebiete : 
Ortsbeschreibung mit Auswertung , Selbstschutz, 
Warn- und Alarmdienst, öffentlicher und privater 
Schutzbau und besondere Maßnahmen für das 
Gesundheitswesen. 
Die Stelle ist in Bes.-Gr. A 13 LBesG eingereiht. 
Bewerber sollen neben Verwaltungskenntnissen tech­
nisches Einfühlungsvermögen besitzen und bereit 
sein , sich für den Zivilschutz zu engagieren. 

Bewerbungen unter Anschluß der üblichen Unterlagen werden 
Innerhalb von 3 Wochen erbeten an das Personalamt der Stadt 
Stuttgart, Stuttgart-Mltte, Rathauspassage 2, Postanschrift: 
7 Stuttgart 1, Postfach 161. Kennzahl für die Bewerbung: 260 

sicher vielseitig interessant 
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Katastrophenplan für die Olympischen Spiele Seite 5 

Noch gleicht Münchens Ober­
wiesenfeld , der Hauptaustra­
gungsort der Olympischen Som­
merspiele 1972, einer riesigen 
Baustelle. Aber die einzelnen 
Projekte (rechts die Sporthalle) 
nehmen allmählich konkrete 
Formen an. Ähnlich ergeht es 
dem Katastrophenschutzplan für 
die Zeit der Spiele. Über ihn 
läßt sich inzwischen schon Hand­
festes berichten. Ludwig Fisch 
schildert, welche Überlegungen 
die Verantwortlichen aus Bund, 
Land und Stadt angestellt haben. 

Mehr als nur ein Wort zum zivilen Dienen Seite 8 

Berlin liegt nicht nur an der Spree . _ 

. .. sondern auch an Ulbrichts 
Mauer. Und das seit genau zehn 
Jahren. Wer anfangs glaubte, 
das 46 Kilometer lange Bauwerk 
quer du rch die Hauptstadt aller 
Deutschen sei nur eine vorüber­
gehende Erscheinung , mußte 
schon bald von dieser Wunsch­
vorstellung Abschied nehmen. 
Ulbrichts "Schutzwall " erwies 
sich als zu dauerhaft. Am Bei­
spiel Mauerbau zeigt sich ein­
drucksvoll , welch tragende Rolle 
die Krise in der Politik spielt , 
und wie sie sich "managen " läßt. 

Dr. Ernst Werner Weiß hat sei­
nen Beitrag " Ein Wort zum zivi­
len Dienen " betitelt. Es ist aber 
mehr als nur ein Wort gewor­
den. Der Autor umreißt die Pro­
blematik des zivilen Dienens 
und gibt Anregungen , wie sich 
die Stellung des einzelnen Hel­
fers verbessern läßt. Das zivile 
Dienen ist auch in den anderen 
Beiträgen zum Thema Katastro­
phenschutz angesprochen, so­
wohl bei Karnetzki (Berlin) als 
auch bei Gehrmann (Brand­
schutz) und bei Link (Logistik). 

Seite 43 
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lai eiD Wort 
Nixons Reiseplan nach Peking ist noch immer in aller Munde. Selten 
zuvor wurde derartig emsig und Intensiv über die mögliche Tragweite 

eines politischen Ereignisses (und hier darf der bloße Plan schon als 

halbes Ereignis gewertet werden) diskutiert und gerätselt wie über die 

ohne Frage sensationelle Ankündigung des amerikanischen Präsidenten, 

innerhalb der nächsten zehn Monate Maos Reich eine offizielle Visite 

abzustatten. Was will Nixon? Was will Mao? Und wie wird sich Moskau 

verhalten? 

Die kommenden Monate werden uns vielleicht Antworten auf diese und 
andere Fragen bringen, die Amerikas neue Chinapolitik aufgeworfen 

hat. Eins dürfte aber jetzt schon feststehen: Zu den ersten "Opfern" des 

US-Pingpongs mit der dritten Weltmacht zählen die Guerilla-Kämpfer in 

allen Teilen der Erde, für die Maos Weltanschauung Religion war. 

Nehmen wir als Beispiel die "Rote Armee Fraktion" der Baader-Mein­

hof-Gruppe. Sie ging lange Zeit mit der Parole "Zwischen uns und dem 
Feind einen klaren Trennungsstrich zu zieheni" hausieren. Nun hat der 

gelbe Gott, für den nach eigenen Worten "Dogmen weniger wert sind 

als Kuhmist" , den Trennungsstrich zwischen sich und den "bösen Impe­
rialisten" zu einer undeutlichen, jederzeit überschreitbaren Linie ver­

wischt. Plötzlich ist für ihn auch das Ge s prä c h mit dem "Häuptling 
des US-Imperialismus", wie Peking den amerikanischen Präsidenten 

gern titulierte, interessant geworden. Ein übereinkommen hängt in der 

Luft. Maos langer Marsch zur Weltrevolution "droht" am Verhandlungs­

tisch zu enden. 

Hüten wir uns allerdings vor allzu optimistischen Prognosen. Nixons 

mutiger Schritt allein wird den massenhaften Konfliktstoff, der sich an 

allen Ecken und Enden der Welt angehäuft hat, nicht über Nacht besei­

tigen. Afrika, der Nahe Osten, Südamerika - die Lunte glimmt noch 

überall. Und auch vom ideologischen Streit zwischen Moskau und Pe­

king muß weiterhin befürchtet werden, daß er schon morgen in einen 
heißen Glaubenskrieg umschlägt. Hier setzt übrigens das große Rätsel­

raten ein. Entspannt Nlxons Chinareise das verkrampfte Verhältnis zwi­

schen d'en roten Giganten, oder verschärft der Trip die Spannungen? 

China ist mit der von Nlxon angenommenen Einladung nach Peking 

ohne Zweifel ein Sprung nach vorn gelungen . Wenn auch Maos Fünfte 
Kolonne an den Guerilla-Fronten verzagen wird, in den Ländern der 

Dritten Welt dürfte dieser Schritt zur "friedlichen Weltrevolution " auf 

sehr viel Sympathien stoßen, nicht zuletzt, weil der greise Chinesen­

führer damit den Kontrahenten im Kreml beweist, daß die aggressive 

Machtdemonstration keine Zukunft mehr hat. 

Fragt sich nur, ob die Sowjetführer das einsehen. Noch stehen Moskaus 

Truppen an der chinesischen Grenze Gewehr bei Fuß. 

Werner A. Fischer 

ZIVILVERTEIDIGUNG 
Forschung, Tedll1ik . Ol'ganisation· Stl"dtegie 
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Von 
Ludwig 

Fisch 

" Die Frage, welche 
Vorsorgemaßnahmen 

als dem Ereignis 
angemessen 

vorzusehen sind , ist 
außerordentlich 

schwierig 
zu beantworten ." 
Dr. Ernst Dölker 
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Seit die bayerische Landes­
hauptstadt die Olympischen 
Sommerspiele 1972 zugespro­

chen bekam, ist man sich in Mün­
chen darüber im klaren, daß diese 
Ballung von Massenveranstaltun­
gen auf engem Raum besondere 
Vorkehrungen hinsichtlich des Ka­
tastrophenschutzes erfordert. Der 
Referent für öffentliche Ordnung im 
Münchner Rathaus, Dr. Ernst Döl­
ker, zieht in diesem Zusammen­
hang die Möglichkeit einer doppel­
ten Gefährdung in Betracht: "Zum 
einen vermehrt der verstärkte Rei­
severkehr zu Luft, auf der Straße 
und auf der Schiene sowie die An­
wesenheit der in die Hunderttau­
sende gehenden Besucher in der 
überfüllten Stadt das Risiko von 
größeren Unglücksfällen - auch 

War schon früher Sicherheitsdireklor in 
München: Dr. Hans Marlin, der Kala­
slrophenschutzbeauftragte für 1972. 

Epidemien - und zum zweiten 
sind Störungen nicht ausgeschlos­
sen ." 

Daß die Stadt München, um 
den Verlauf der Olympischen Spiele 
nicht zu beeinträchtigen oder gar 
zu gefährden, diesen Gefahren 
Rechnung tragen muß, ist eben­
falls unbestritten . Handelt es sich 
doch dabei um sicherheitsrecht­
liche Aufgaben, zu deren Erfüllung 
die Stadt mit folgendem Passus 
des bayerischen Katastrophen­
schutzgesetzes verpflichtet ist: " Die 
K·atastrophenschutzbehörden ha­
ben die Aufgabe, Katastrophen vor­
zubeugen, sie abzuwehren und die 
hierfür erforderlichen Einsätze zu 
leiten." 
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Es fehlen Vergleichsmöglichkeiten 

Weniger klar als die eindeu­
tige Aufgabensteilung war in Mün­
chen jedoch lange Zeit die Art der 
optimalen Vorbeugungsmaßnah­
men. "Die Frage, welche Vorsorge­
maßnahmen als dem Ereignis an­
gemessen vorzusehen sind, ist 
außerordentlich schwierig zu be­
antworten " , stellt Referent Dölker 
fest. " Es feh lt an Vergleichsmög­
lichkeiten ; denn von ehemaligen 
Olympiastädten liegen auf diesem 
Bereich keine Erfahrungsberichte 
vor. Außerdem ist mit Sicherheit 
davon auszuqehen, daß dort auf-

Ludwig Fisch, unser Münchner 
Mitarbeiter, hat erstmals in ZI­
VILVERTEIDIGUNG 10170 die 
Problematik des Katastrophen­
schutzes bei den Olympischen 
Sommerspielen 1972 dargestellt. 
Heute befaßt er sich mit den Plä­
nen, die inzwischen konkretere 

Formen angenommen haben. 

grund anderer Verhältnisse in je­
dem Fall der Einsatz von Truppen 
möglich war." 

Um einen möglichst hieb- und 
stichfesten Einsatzplan ausarbeiten 
zu können, hat das bayerische 
Innenministerium eine Arbeits­
gruppe ins Leben gerufen, die 
unter der Leitung des ehemaligen 
Münchner Sicherheitsdirektors Dr. 
Hans Martin steht und die in Zu­
sammenarbeit mit den zuständigen 
Dienststellen der Stadt und den im 
Katastrophenschutz mitwirkenden 
Organisationen die erforderlichen 
Maßnahmen festgelegt hat. In 
einem Bericht an den Münchner 
Stadtrat zählte Ordnungsreferent 
Dölker die vorgesehenen Maßnah­
men im einzelnen auf und ließ sich 
die Billigung der Stadtväter geben. 

Einsatzstab im Polizeipräsidium 

Zur Leitung und Koordinierung 
des olympischen Katastrophen­
schutzes wird ein ständig verfüg­
barer Einsatzstab gebildet, der im 

Münchner Polizeipräsidium unter­
gebracht wird und dem Vertreter 
des städt ischen Ordnungsamtes, 
der Branddirektion, der Gesund­
heitsbehörde, der Lokalbaukom­
mission, des städtischen Werkrefe­
rats, des Technischen Hilfswerks 
und der Sanitätsorganisation ange­
hören werden. Für diesen Einsatz­
stab stellt das Polizeipräsidium 
einen bisherigen Schulungsraum 
zur Verfügung, der entsprechend 
umgestaltet und ausgestattet wer­
den muß. "Von hier aus werden 
alle für den Katastrophenschutz 
wichtigen Einrichtungen über Draht, 
Funk und Fernschreiber erreichbar 
sein, so daß eine Führung auch bei 
sich häufenden Ereignissen erfol­
gen kann " , berichtet Dölker. (Der 
FÜhrungsstab des Innenministe-

Dr. Ernst Dölker : Von den ehemaligen 
Olympiastädten liegen im Katastrophen­
schutz keine Erfahrungen vor. 

riums wird ebenfalls in diesem Ge­
bäudetrakt untergebracht.) 

Zusätzliche Kräfte von auswärts 

Da die städtische Branddirek­
tion zu zahlreichen Sport- und Kul­
turveranstaltungen Feuersicher­
heitswachen abstellen muß, kann 
al lein durch eine Urlaubssperre 
diese Schwächung der Einsatz­
kräfte bei weitem nicht ausgegli­
chen werden . Man will deshalb den 
zusätzlichen Bedarf an Feuerwehr­
leuten folgendermaßen decken: 
durch die Abordnung von 120 Be­
amten aus anderen (auch außer­
bayerischen) Städten, durch die 
Heranziehung von Kräften der 
Feuerwehrschulen in Würzburg und 



Regensburg und durch den Einsatz 
von 40 Helfern der freiwilligen 
Feuerwehren aus ganz Bayern. Auf 
diese Weise will man 190 zusätz­
liche Feuerwehrleute nach Mün­
chen bringen, die in zwei Schichten 
Dienst leisten sollen. Um die Ko­
sten dafür möglichst gering zu hal­
ten, will man erreichen, daß die 
Städte ihre Feuerwehrbeamten ko­
stenlos zu den Spielen abordnen, 
wie dies auch für die zusätzlich 
benötigten Pol izeikräfte vereinbart 
wurde. Die zusätzlich benötigten 
Spezialfahrzeuge konnte man sich 
ebenfalls kostenfrei sichern: Sie 
werden von den einschlägigen Fir­
men leihweise zur Verfügung ge­
steilt. Die Münchner Branddirek­
tion hat mit den Herstellerfirmen 
vereinbart, daß die anläßlich der 

internationalen Fachausstellung 
"I nterschutz - Der Rote Hahn " in 
Frankfurt Anfang Juli 1972 aus­
gestellten Fahrzeuge anschließend 
nach München gebracht und hier 
der Feuerwehr für den Olymp ia­
Einsatz überlassen werden. Das 
Wartungspersonal schicken die Fir­
men ebenfalls mit. 

Auch das BzB macht mit 

Für Katastropheneinsätze rein 
technischer Art sind 70 Kräfte des 
Technischen Hilfswerks und für 
den Sanitätseinsatz 80 Helfer des 
Bayerischen Roten Kreuzes, des 
Malteser-Hilfsdienstes, der Johan­
niter-Unfall-Hilfe und des Arbe iter­
Samariter-Bundes vorgesehen . Die 
gesamte Ausstattung für diese 
Hilfskräfte einschließl ich der Fahr­
zeuge wird aus den vom Bund be-

Olympischer 
Katastrophen­

schutz 

schafften Beständen des erweiter­
ten Katastrophenschutzes entnom­
men. Im Einvernehmen mit dem 
Bundesamt für zivilen Bevölke­
rungsschutz hat sich das bayeri­
sche Innenministerium bereit­
erklärt, die Heranziehung dieser 
150 Helfer in Form von Außenlehr­
gängen der Katastrophenschule 
Bayern in Wolfratshausen durchzu­
führen. Das bedeutet, daß der 
Bund den Ersatz für Verdienstaus­
fall trägt. 

Das Olympiagelände auf dem Oberwie­
senfeld aus der Vogelperspektive. Diese 
Luftaufnahme wurde von der Regierung 
von Oberbayern unter G 30/6556 zur 
Veröffentlichung freigegeben. 

Katastrophenschutzzentrum 
noch vor den Spielen 

Für die Unterbringung der 350 
zusätzlichen Einsatzkräfte von 
Feuerwehr, THW und Sanitätsorga­
nisationen bietet sich in München 
eine ideale Möglichkeit: Der Bund 
hat nämlich ohne Rücksicht auf zu­
sätzliche Kosten den Auftrag gege­
ben, ein für München vorgesehe­
nes Zentrum für Katastrophen­
schutz an der Heßstraße noch bis 
zu den Olympischen Spielen fertig­
zustellen. Mit den Bauarbeiten 
wurde bereits im April begonnen. 

In diesem Neubau werden nicht 
nur geeignete Unterkünfte, son­
dern auch Wartungseinrichtungen 
für die Fahrzeuge und die Aus­
rüstung zur Verfügung stehen. Die 
Versorgung der Hilfseinheiten mit 
Verpflegung wird aller Voraussicht 
nach die Bereitschaftspolizei über­
nehmen. 

Notbetten gesichert 

Eine weitere Vorsorgemaß­
nahme schwebt der Münchner 
Stadtverwaltung in Zusammen­
arbeit mit der Bundeswehr vor : Die 
Stadt will erreichen, daß die Bun­
deswehr Pionier- und Sanitätsper­
sonal als Einsatzreserve bereithält. 
" Die zunächst auf örtlicher Ebene 

getroffene Absprache bedarf noch 
der Genehmigung durch das Bun­
desverteidigungsministerium " , be­
richtet dazu Referent Dölker. 
Sichergestellt ist jedoch schon, daß 
die Bundesbahn für die Zeit der 
Olympischen Spiele zwei Hilfszüge 
bereitstellt. 

Schließlich will man auch noch 
hinsichtlich der Unterbringung von 
Kranken und eventuellen Verletz­
ten auf Nummer Sicher gehen. Das 
städtische Ordnungsreferat hat sich 
zwar bereits die gesamte Kapazi­
tät an Notbetten in den Münchner 
Krankenhäusern und Kliniken gesi­
chert - insgesamt stehen 400 
Betten zur Verfügung -, doch will 
man nun noch erreichen, daß im 
Bedarfsfall auch die Krankenhäu­
ser der Bundeswehr und der ame­
rikanischen Stationierungsstreit­
kräfte belegt werden können . 
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Ein won zum ziYilen Dienen 

Dr. Ernst Werner Weiß 

Einer für alle - alle für einen! Sorgen wir dafür, daß dieses 
altvertraute Wort nicht nur ein gutes Motto für Feiern bleibt, 
sondern Leitsatz tatkräftiger Katastrophenschutzpoiitik wird 

Das Gesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschut­
zes vom 9. Juli 1968 (KatSG) 

geht davon aus, daß in allen Län­
dern ein "Katastrophenschutz" be­
steht, ohne im einzelnen zu sagen, 
wie dieses Instrument der friedens­
mäßigen Katastrophenabwehr ei­
gentlich aussieht. "Einheiten und 
Einrichtungen des Katastrophen­
schutzes " werden als in den Län­
dern bestehend vorausgesetzt, Ein­
heiten und Einrichtungen, denen in 
aller Regel "freiwillige Helfer " an­
gehören. 

Der Verfasser dieses Beitrags. einer der 
ständigen Mitarbeiter der ZIVILVERTEIDI­
GUNG, ist Ministerialrat im Innenministerium 
des Landes Schl eswif]-Hol stei n und Gast­
dozent der BzB-Lehrgimge für Hauptverwal­
tungsbeamte . 
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Mit dem " Helfer " führt das 
KatSG einen Begriff ein , ohne ihn 
rechtlich näher definiert zu haben. 
Aus dem Zusammenhang ist aber 
zu entnehmen , daß es sich um einen 
Mitbürger - Mann oder auch Frau -
handelt, der entweder einer im Ka­
tastrophenschutz mitwirkenden Or­
ganisation oder einer bei einem 
Hauptverwaltungsbeamten gebilde­
ten Regieeinheiten angehört, und 
zwar - und das ist entscheidend 
- aus einem freien Entschluß, also 
freiwillig. Dieser freiwillige Ent­
sch luß umschließt zugle ich die Be­
reitschaft, ehrenamtlich - das 
heißt ohne eigentliches Arbeitsent­
gelt - eine öffentliche Aufgabe zu 
übernehmen . 

Wie gesagt: was rechtlich ein 
" Helfer" ist, darüber kann man vor­
erst mangels gesetzlich veranker-

ter Definition streiten. Unstreitig ist 
aber, daß dieser freiwillige, ehren­
amtliche und zur Erfüllung einer 
öffentlichen Aufgabe bereite Hel­
fe r auch heute noch eine Realität 
ist. Eine Realität allerdings, die 
manchem Zeitgenossen unwirklich 
und unerklärlich erscheinen mag , 
und die im Herbst 1967 nach der 
in Schleswig-Holstein mit über 9000 
Helfern durchgeführten Übung 
"Orkan " einen bekannten Journa­
listen zu der Äußerung veranlaßte: 
" Ich bin erschrocken, wie stark 
doch in diesem Lande noch der 
,Gemeinsinn ' ist! Dem kann man 
sich ja gar nicht entziehen! " 

Mit diesem Ausdruck ehrlichen 
Erschreckens ist aber zugleich die 
Richtung gewiesen worden , in der 
man forschen soll, will man ergrün­
den, warum es auch heute noch, 



im Jahre 1971, " freiwillige Helfer" 
gibt. Würden wir sie fragen, den 
Feuerwehrmann an der Brand­
steile, die DRK-Schwesternhelferin 
am Unfallort, den THW-Helfer an 
der zerstörten Brücke, es würde 
ihnen schwerfallen , uns klar formu­
liert zu sagen , warum sie das tun . 
Es würde ihnen schwerfallen, uns 
die Antwort zu geben, weshalb sie 
als Johanniter, Malteser oder 
Arbeitersamariter außerhalb ihrer 
beruflichen Arbeitszeit " Dienst " 
tun, ohne dafür " Überstunden " gel­
tend zu machen. Dennoch würde 
es deutlich , daß diese Helferinnen 
und Helfer sich als echte Glieder 
der Gesellschaft wie des Staates 
begreifen und sich ihren Mitmen­
schen in dieser Gesellschaft und 
in diesem Staat verpflichtet wissen . 

Es gibt eben in unserem Land 
und in dieser Zeit nicht nur Bürger, 
die den Freiherrn vom Stein stets 
im Munde führen und für die 
Selbstverwaltung zu streiten vor­
geben, sondern auch noch solche, 
die "Selbstverwaltung " als selbst­
verständlich praktizieren. Wir müs­
sen zur Kenntnis nehmen , daß 
"christliche Verantwortung " und 
"soziales Gewissen " für so man­
chen Mitmenschen doch noch mehr 
als nur Begriffe aus dem moder­
nen Vokabelschatz unseres aufge­
klärten Zeitalters sind. 

Der Politiker wird allerdings 
diese " Realität des Helfertums" 
vielfach mit gemischten Gefühlen 
registrieren . Einerseits ist das Vor­
handensein von " Freiwilligen " ein 
unschätzbarer Gewinn, enthebt es 
den Politiker doch der so unange­
nehmen Aufgabe, die Einführung 
gesetzlicher Dienstpflichten in der 
Öffentlichkeit zu vertreten und im 
Parlament durchzusetzen. Dabei 
fällt mit ins Gewicht, daß eine Frei­
willige Feuerwehr - um nur ein 
Beispiel zu nehmen - wesentlich 
billiger ist als eine Berufsfeuer­
wehr. 

Andererseits haben freiwillige 
Helfer und ihre organisatorischen 
Zusammenschlüsse die - wie ich 
persönlich meine: notwendige -
Eigentüm lichkeit , "unbequem " zu 
sein . Die Freiwilligen sagen nicht 
nur grundsätzlich ja zur Hilfe im 
Katastrophenfall und zur Teilnah­
me an den notwendigen Ausbil ­
dungsveranstaltungen, sie äußern 
sich auch zum Wie, zur Art und 
Weise ihrer Mitwirkung. 

Es besteht kein Zweifel , daß 
sich auch im Katastrophenschutz 

und bei den hierbei mitwirkenden 
Helfern , die Frage nach der " Mit­
bestimmung " stellt, wobei aller­
dings in diesem Bereich die Mit­
verantwortung außer Frage steht. 
Wir sind es gewohnt, in der Regel 
zunächst die Rechte zu fordern , die 
Staat und Gesellschaft jedem ein­
zelnen schuldig sind , finden jedoch 
kaum noch Zeit und Anlaß zu un­
tersuchen , ob aus diesen Rechten 
auch noch Pflichten erwachsen 
könnten . 

Beim Helfer im Katastrophen­
schutz ist es genau umgekehrt. Er 
ist freiwillig zur Stelle, opfert Zeit 
- und mehr als das - und " dient". 
Staat und Gesellschaft, die ja die­
sen freiwilligen Dienst freudig be­
wegt annehmen und die freiwill i­
gen Dienstleistungen sogar zum 
Bestandteil von Plänen zum 
Schutze der Menschen wie des 
Staatsganzen machen, müssen si~h 
allerdings darüber im klaren sein , 
daß freiwillige Helfer ihrerseits ver­
langen, daß man ihnen die not­
wendigen materiellen und ideellen 
Voraussetzungen für die freiw ill ige 
Hilfeleistung schaffe und erhalte. 

Die Aufgaben, die im Rahmen 
des Katastrophenschutzes zu erfül­
len sind , setzen nicht nur das Vor­
handensein des einzelnen, zum 
freiwilligen Einsatz bereiten Helfer 
voraus, sondern zugleich das be­
wußte Zusammenwirken von Hel­
fern wie Helferinnen, das Team, 
den organisatorischen ~us~mmen­
schluß. So ist es folgerichtig auch 
die im Katastrophenschutz mitwir­

kende Organisation ", die der un­
mittelbare Ansprechpartner für die 
verantwortlichen staatlichen Stellen 
ist. 

Diese Organisationen wirken 
_ wie die Feuerwehren und das 
Technische Hilfswerk kraft Geset­
zes, oder wie das Deutsche R.ote 
Kreuz, die Johanniter Unfall-Hilfe, 
der Malteser-Hilfsdienst un~ .d~r 
Arbeiter-Samariter-Bund freiwillig 
(als Organisation) im .. K~tastrophen­
schutz mit. Glelchgultlg aber, ob 
der Staat den Dienst im Katastro­
phenschutz fordert o.der. erwartet, 
er muß diese Organisationen tat­
sächlich in den Stand versetzen, 
über das Angebot der Mitwi.rkung 
von Männern und Frauen hinaus, 
ihre Aufgaben erfüllen zu können . 

Für die sogenannten "öffent­
lichen Organisationen " (Feuerweh­
ren THW, Regieeinheiten) werden 
nicht nur die Kosten für Beschaf­
fung und Unterhaltung des Gerätes 
sowie für Ausbildung und Einsatz 

Ziviles Dienen 

des einzelnen Helfers wie der Ein­
heiten aus öffentlichen Haushalten 
bereitgestellt, sondern in gewissem 
Umfang auch - wenn auch meist 
nur begrenzte - Mittel für das 
Eigenleben der Organisation selbst. 
Die sogenannten " privaten Organi­
sationen " erhalten zur Bestreitung 
ihres notwendigen Aufwandes 
außer Mitgliederbeiträgen und 
Spenden zwar auch Zuschüsse aus 
öffentlichen Kassen , jedoch meist 
in unzureichender Höhe und in der 
Regel "ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht " . Langfristige Planun­
gen sind ihnen also kaum möglich. 
Die notwendigen Planungen der 
Organisation werden dadurch nicht 
unerheblich erschwert. 

Hier liegt auch der Grund für 
so viele Schwierigkeiten , mit denen 
wir gerade in unseren Tagen tag­
täglich zu kämpfen gezwu.ngen 
sind unbeschadet des ehrlichen 
Will~ns , Aufgaben zur Durchfüh­
rung des KatSG zu übernehmen. 

Führt man sich aber vor Au­
gen , daß die Helfer nicht im. per­
sönlichen Interesse oder dem Ihr~r 
Organisation wirke~ , s~>nd~rn fur 
die Allgemeinheit, fur dl.e sich ~lIe 
Mitbürger einsetzen , so ISt es nlc~t 
mehr als recht und billig , daß die 
Gesellschaft diesen Einsatz hono­
riert. Allerdin~s geht es hier nicht 
nur um den Groschen in der Sam­
melbüchse und den von den Parla­
menten aller Ebenen bewilligten 
Zuschüsse sondern in wohl noch 
stärkerem ' Maße um die ehrliche 
Anerkennung des selbstlosen Ei~­
satzes und den Respekt, den die 
Helfer erwarten können. 

Die öffentliche Anerkennung 
des selbstlosen Wirkens der Helfer 
ist nicht nur notwendig , um alle 
diejenigen, die sich bereits in den 
Dienst der guten Sache gestel~t 
haben, vor Mutlosigkeit und ResI­
gnation zu bewahren , so.~de~n zu­
gleich Voraussetzung dafur, die tat­
sächlich noch vorhandene~ ~ücken 
bei den Einheiten und Einrichtun­
gen des Kata~troph~nschutzes zU 
schließen. Daruber hinaus muß es 
Ziel einer recht verstandenen 
Öffentlichkeitsarbeit sein , für die 
Mitarbeit im Katastrophenschutz zu 
"werben ". Dazu gehört einmal die 
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gezielte, sachliche Information 
durch Presse, Rundfunk und Fern­
sehen. Das allein reicht aber kei­
neswegs aus. Hinzukommen muß 
- und das ist meines Erachtens 
das letztlich allein noch wirksame 
Werbemittel - das persönliche 
Beispiel in~besondere all der Män­
ner und Frauen, die im Bund, in 
den Ländern und Gemeinden Ver­
antwortung tragen . 

Nur wenn es gelingt, den frei­
willigen Helfern auf die Dauer den 
Platz in unserer Gesellschaft zu 
verschaffen, der ihnen gebührt, nur 
wenn die Zusammenschlüsse die­
ser Helfer, die im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisatio­
nen, auch materiell in den Stand 
versetzt werden , ihre Aufgaben im 
Rahmen des Katastrophenschutzes 
zu erfüllen, wird es auf die Dauer 
möglich sein, den Schutz der Men­
schen in unserem Lande im Kata­
strophenfall sicherzustellen. 

Die Mitwirkung der Organisa­
tionen bei der friedensmäßigen Ka­
tastrophenabwehr wird in den ein­
zelnen Bundesländern, abgestellt 
auf die sehr unterschiedlichen Ge­
gebenheiten, wohl überall neu 
überdacht und klarer geregelt wer­
den müssen. Am Prinzip der Frei­
willigkeit sollte aber nicht gerüttelt 
werden . Darunter soll die völlig 
freie Entscheidung des einzelnen 
Bürgers verstanden werden, in wei­
chem Rahmen und auf welche Wei­
se er eine staatsbürgerliche Pflicht 
erfüllen will. Darum nämlich han­
delt es sich letztlich auch im Kata­
strophenschutz. 

Festgehalten werden sollte 
auch am Prinzip der Ehrenamtlich­
keit, unbeschadet der Notwendig­
keit, tatsächliche Aufwendungen 
des einzelnen Helfers angemessen 
zu erstatten, Mitwirkung im Kata­
strophenschutz kann und darf kein 
"gewinnbri ngender Job" sein. Der 
einzelne Helfer darf aber anderer­
se!ts nicht das Gefühl haben, für 
seinen freiwilligen Einsatz auch 
noch "bestraft " zu werden . Ob und 
inwieweit man bestimmten aktiv 
mitwirkenden Helfern auf steuer­
rechtlichem Gebiet entgegenkom­
men kann, ist in diesem Zusam­
menhang nur eine von zahlreichen 
~och zu durchdenkenden Fragen. 

" Einer für alle - alle für 
einen! " Sorgen wir dafür, daß die­
ses altvertraute Wort nicht nur ein 
gutes Motto für Jubiläumsfeiern 
bleibt, sondern der Leitsatz tat­
kräftiger Katastrophenschutzpolitik 
wird . 
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Zivilschutz 
und 

'Rotes Kreuz 
·inder 

Schweiz 

Die neuen Statuten des Schwei­
zerischen Roten Kreuzes (SRK) ver­
leihen "Schutz und Hilfe für die 
Zivilbevölkerung" eine wesentlich 
bedeutendere Stellung Im Aufga­
benkatalog als früher. Die Mitwir­
kung beim Zivilschutz kommt bereits 
an zweiter Stelle nach dem Rot­
kreuzdienst. Darin drückt sich nicht 
nur der Wille des SRK aus, bel die­
ser für die Schweiz wohl lebens­
wichtigen Aufgabe einen Beitrag zu 
lelst~n und eine gewisse Verant­
wortung zu übernehmen, sondern 
auch die Tatsache, daß Inzwischen 
der Weg zu dieser Mitwirkung und 
die . praktischen Möglichkeiten sich 
abzuzeichnen begonnen haben. 

Nach den Angaben, die dem 
Jahresbericht der SRK 1970 zu ent­
nehmen sind, nahmen auch die fünf . 
paritätiSchen Arbeitsgruppen, die 
bereits 1969 gebildet worden waren, 
ihre Arbeit auf. Diese Arbeit konnte 
soweit gefördert werden, daß be­
reits grundsätzliche Entscheide vor­
liegen. 

Dazu gehört die Zusammenarbeit 
mit dem Zentrallaboratorium des 
Blutspendedienstes, das nach Mög­
lichkeit Jährlich 10000 Einheiten 
Blutplasmaproteinlösung 250 ml 
4 Prozent für den Zivilschtuz sicher­
stellt. Ober die Lieferung von FrIsch­
blut wird später, d. h. nach der Reor­
ganisation des regionalen Blutspen­
dedienstes beschlossen. 

Die vom Armeesanitätsdienst 
freigegebenen Bettenkontingente, 
die rund ein Drittel des Bestandes 
ausmachen, werden Im Kriegs- und 
Katastrophenfall dem Zivilschutz zur 
Verfügung gestellt, wobei es noch 
um die Bestimmung ihrer Verwen­
dung, der Ergänzung und die Ein­
lagerungsorte' geht. 

Die Ausbildung der Mannschaft 
im Sanitätsdienst d~s Zivilschutzes 

in der Krankenpflege wird dem SRK 
übertragen, das auch die Werbung, 
die Ausbildung und Bereitstellung 
des Instruktionspersonals - aus­
schließlich diplomierte Kranken­
schwestern oder Krankenpfleger -
übernimmt. Ferner wird das SRK 
mit der Werbung und Ausbildung 
des Berufskrankenpflegepersonals 
für den Sanitätsdienst des Zivil­
schutzes beauftragt, wie es auch die 
Werbung und Ausbildung von Rot­
kreuzspitalhelferinnen übernimmt, 
die als Spezialistinnen anerkannt 
und als PflegegehIlfinnen in den 
SanitätshIlfssteIlen eingesetzt wer­
den. Aus diesen Grundsatzentschei­
den ergeben sich noch ungezählte 
Einzelprobleme, die von den Arbeits­
gruppen weiter abgeklärt werden 
müssen. 

FOr die Bearbeitung aller mit dem 
Zivilschutz zusammenhängenden 
Aufgaben wird Im Zentralsekretariat 
des SRK eine besondere Abteilung 
geschaffen, ähnlich wie die Dienst­
stelle des Rotkreuzchefarztes. Sie 
wurde bereits Im Plan für die Reor­
ganisation des Zentralsekretariates 
vorgesehen, um noch Im Laufe die­
ses Jahres realisiert zu werden. 

Bel all diesen Plänen und Pro­
grammen Ist nicht zu übersehen, daß 
tier Zivilschutz zwar gesamtschweI­
zerisch geleitet wird, aber kantonal 
organisiert ist. Das setzt voraus, daß 
einerseits das Bundesamt für Zivil­
schutz zur gegebenen Zeit Weisun­
gen an die Kantone über die Zu­
sammenarbeit zwischen Zivilschutz 
und SRK erläßt und daß anderer­
seits In Jenen Kantonen, die meh­
rere Rotkreuzsektionen aufweisen, 
durch einen Irgendwie gearteten 
engeren Zusammenschluß ein einzi­
ger Gesprächs- und Verhandlungs­
partner auf Rotkreuzseite geschaf­
fen werden muß. 

Die Mitwirkung im Zivilschutz, 
d. h. Im SanitätSdienst des Zivil­
schutzes, Ist eine Aufgabe, die \ sich 
das SRK schon vor 15 Jahren stellte. 
Es handelt sich dabei um eine ganz 
spezifische Rotkreuzaufgabe, die 
sowohl von den zentralen Organen 
als auch von den Sektionen neue 
Anstrengungen fordert, deren Erfül­
lung aber einen Maßstab dafür dar­
stellt, ob diese nationale Rotkreuz­
gesellschaft jene Kraft, Leistungs­
fähigkeit und Beweglichkeit besitzt 
die Volk und Behörden bei ihr vor~ 
aussetzen. 



Der Katastrophenschutz ist in 
Berlin ebenso wie in den übri­
gen Bundesländern Gegen­

stand der kritischen Beobachtung 
der Öffentlichkeit, insbesondere 
ihrer zur Wachsamkeit besonders 
berufenen Organe, des Parlaments 
und der Presse l ). Die Mängel der 
Katastrophenabweh r werden 
immer wieder durch die Fehllei­
stungen erkennbar, die sich bei 
Naturkatastrophen und Groß­
unglücken von Katastrophen aus­
maß, von denen Berlin bisher 
glücklicherweise verschont geblie­
ben ist, oder auch bei einschlägi­
gen Übungen regelmäßig einzu­
stellen pflegen . Nicht so offen lie­
gen jedoch Inhalt und Umfang der 
Bemühungen, die von behördlichen 
und außerbehördlichen Stellen 
laufend angestellt werden, um 

gerade in der Erkenntnis der noch 
vorhandenen Schwächen die Vor­
sorge für eine sachgerechte Kata­
strophenabwehr immer weiter zu 
verbessern. Hier haben Darstellun­
gen aus der Sicht der für die Pla­
nung des Katastrophenschutzes 
zuständ igen Behörden ihre Infor­
mationsaufgabe. Da der Katastro­
phenschutz in Berlin aus dieser 
Sicht letztmalig im Jahre 1965 zu­
sammenhängend dargestellt wor­
den ise), soll ein erneuter Versuch 
hierzu gemacht werden . 

Als Katastrophe im Sinne des 
für den Katastrophenschutz gege­
benen Auftrags ist nur ein solcher 
durch Naturereignis (z. B. Erdbe­
ben, Hochwasser, Seuche), Un­
glücksfall (z. B. Verkehrsunfall , In­
dustrieunglück) oder gemeinge­
fährliches Verbrechen (z. B. Groß-

brandstiftung) verursachter öffent­
licher Notstand anzusehen, bei 
dem Leben , Gesundheit, Eigentum , 
Unterkunft oder Versorgung der 
Bevölkerung in einem Maße ge­
fährdet sind, daß es des zentral 
gelenkten Einsatzes aller behörd­
lichen und außerbehördlichen 
Kräfte und Mittel bedarf, um ihn zu 
überwinden J ) . Katastrophen im 
Sinne des Katastrophenschutzes 
sind also nicht bereits größere Un­
glücksfälle, deren Folgen die " Be­
hörden des ersten Zugriffs " ohne 
weitere Unterstützung überwinden 
können4) . 

Die Vorsorge für den Kata­
strophenschutz in Berlin kann dem­
entsprechend nur unter der hier 
gegebenen besonderen Bedingung 
zutreffend beurteilt werden , daß 
ständig umfangreiche Kräfte einer 
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Obung "Schmetterling": Ein Brand ist ausgebrochen. 

starken und vielseitig ausgerüste­
ten Berufsfeuerwehr zur Abwehr 
von Gefahren, die durch Brände, 
Explosionen, Überschwemmungen, 
Unfälle und ähnlichen Notlagen 
drohen5) bereitstehen. Sie umfaßt 
zur Zeit über 2100 Beamte6) . Er­
gänzend kann auf Personal und 
Gerät einer entsprechend dimen­
sionierten Polizei zurückgegriffen 
werden . Dieser beträchtliche Auf­
wand der Vorsorge für die öffent­
liche Sicherheit und Ordnung leitet 
sich her aus der Größe des dicht 

Die Fotos auf Seite 11 zeigen von 
links nach rechts: Die Polizei übt 
für den Katastrophenfall - Hilfelei­
stung in "verstrahltem" Gelände -
Bergung von Verletzten durch die 
Feuerwehr - Fahrzeuge des Sani­
tätsdienstes. 
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besiedelten und zum Teil hoch in­
dustrialisierten Stadtgebiets sowie 
aus der isolierten Lage innerhalb 
eines Gebiets, aus dem nachbar­
schaftliehe Hilfe nicht zur Verfü­
gung steht. 

Träger und Rechtsgrundlage 

Träger des unmittelbaren Ka­
tastropheneinsatzes im ersten Zu­
griff sind in Berlin, wie sich nach 
dem oben Ausgeführten von selbst 
versteht, in erster Linie die Feuer­
wehr (Katastrophenabwehr-, Ber­
gung- und Rettungsdienst) sowie 
die Schutz- und Kriminalpolizei 
(Sicherheits- und Ordnungsdienst). 

Das früher bei der erforderl i­
ehen laufenden Abstimmung aller 
einschlägigen Planungen störende 
Auseinanderfallen der Fachauf­
sichf) konnte überwunden werden, 
da jetzt auch die Berliner Feuer-

wehr der Fachaufsicht des Sena­
tors für Inneres untersteht8) . Es hat 
sich bewährt, daß die Funktionen 
des früheren städtischen Rettungs­
amtes, das übrigens wiederum 
einer anderen Fachaufsichtsbe­
hörde unterstand9), von der Feuer­
wehr übernommen worden sind, 
die damit einen sehr leistungs­
fähigen umfassenden Rettungs­
dienst aufbauen konnte. Sie ver­
fügt jetzt neben -erheblicher zen­
tral geleiteter eigener Kranken­
transportkapazität auch über den 
Bettennachweis sowie über einen 
eigenen Arzt10

). 

Rechtsgrundlage für die unmit­
telbaren Katastrophenabwehrmaß­
nahmen der Feuerwehr ist § 1 des 
Berliner Feuerwehrgesetzesll

), für 
die Maßnahmen der Polizei § 14 
PVG 12). Das Feuerwehrgesetz be­
gründet in § 8 die Befugnis, Per­
sonen zu Hilfs-, Lösch- und Ret­
tungsdiensten heranzuziehen, so­
wie in § 9 eine solche, erforderliche 
Hilfsmittel verpflichtend anzufor­
dern. Die Heranziehungsbefugnisse 
stehen dem Einsatzleiter der 
Feuerwehr zu . Die Befugnis zur 
Heranziehung von Personen kann 
er jedoch auch auf 
Oden Einsatzleiter der Polizei, 
o das örtlich zuständige Bezirks­
amt, 
o den Leiter des zur Bekämpfung 
einer Katastrophe gebildeten Kata­
strophen-Einsatzstabs 
übertragen13) . Bei der vorgesehe­
nen Novellierung des Feuerwehr­
gesetzes wird geprüft werden müs­
sen , ob dies Katastrophen-, Dienst­
und Sachleistungsgerecht allen Er­
fordernissen des Katastrophen­
schutzes genügt. 

Einzelregelungen für den Ka­
tastropheneinsatz von Feuerwehr 
und Polizei finden sich im übrigen 
in verschiedenen internen Verwal­
tun~svorschriften dieser Behör­
den 4). 

Behördliche 
Katastrophenschutzplanung 
Der Einsatz von Feuerwehr 

und Polizei läuft auch bei den 
denkbar größten Unglücksfällen 
aufgrund intensiver Schulung und 
langjähriger Erfahrung sozusagen 
selbsttätig an und ab. Bei Katastro­
phen müssen aber schon defini­
tionsgemäß auch die übrigen in 
Betracht kommenden Behörden 
und alle geeigneten außerbehörd­
lichen Stellen Hilfe leisten, damit 
die Katastrophenfolgen überwun­
den werden können. Diese Hilfe 
verschiedenartiger Stellen muß 



schon in der Vorbereitung sorgsam 
geplant und aufeinander abge­
stimmt sein, um reibungslos zu 
funktionieren . Hier liegen die 
eigentlichen Aufgaben der behörd­
lichen Katastrophenschutzplanung : 
Sammlung der Erkenntnisse über 
mögliche Katastrophen, Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit der vorhan­
denen Hilfseinrichtungen, organi­
satorische Vorkehrungen für eine 
wirksame und schnelle Nutzung 
aller erreichbaren zusätzlichen 
Hilfsmöglichkeiten. 

Die Koordinierung des Kata­
strophenschutzes und damit die 
Erfüllung der aufgezeigten zentra­
len Planungsaufgaben obliegt dem 
Senator für Inneres !5). Er wird hier­
bei durch einen Ständigen Kata­
strophenausschuß der Berliner Ver­
waltung unterstützt, zu dessen Sit­
zungen die am Katastrophenschutz 
beteiligten Behörden und im Be­
darfsfall auch die Hilfsorganisatio­
nen Vertreter entsenden. 

Die reibungslose Zusammen­
arbeit aller Beteiligten soll haupt­
sächlich dadurch sichergestellt wer­
den, daß 
o die AufgabensteIlung für die 
einzelnen Behörden und Hilfsorga­
nisationen genau festliegt , 
o die Einsatzleitung am Ort des 
Katastrophengeschehens eindeutig 
feststeht , 
o im Falle einer Katastrophe über­
örtlichen Ausmaßes ein Katastro­
phen-Einsatzstab die Gesamtlei­
tung insbesondere für die unter­
stützenden Maßnahmen des " zwei­
ten Zugriffs " übernimmt. 

Die Aufgaben und Zuständig­
keiten der Behörden, der Haupt­
verwaltung und der Bezirksverwal­
tungen sind durch Verordnung !6) 
geregelt. Alle mit wesentlichen Ka­
tastrophenschutzaufgaben befaß­
ten Stellen und Personen sind mit 
Telefonnummern listenmäßig in 
einer Katastrophen-Einsatzakte er­
faßt , die beim Senator für Inneres 
geführt und laufend berichtigt wird , 
so daß im Bedarfsfall unverzüglich 
Informationen vermittelt und Quer­
verbindungen hergestellt werden 
können. Zur Zeit wird geprüft, ob 
im Bedarfsfall neben dem zentra­
len Katastrophen-Einsatzstab 
kleine personell genau festgelegte 
Katastrophen-Alarmstäbe der von 
einer Katastrophe fachlich bzw. ört­
lich betroffenen Senats- und Be­
zirksverwaltungen zusammengeru­
fen werden sollen . 

Im Katastrophenfall muß erfor­
derlichenfalls auch auf das Poten-

Obung "Schmetterling": Bergung von Verletzten. 

tial der Hilfsorganisationen zurück­
gegriffen werden . Hier stehen 
neben dem Technischen Hilfswerk 
insbesondere die im Sanitätsdienst 
tätigen privaten Hilfsorganisatio­
nen (Arbeiter-Samariter-Bund, 
Deutsches Rotes Kreuz, Johanniter­
Unfall-Hilfe und Malteser-Hilfs­
dienst), die caritativen Hilfsorgani­
sationen (Arbeiterwohlfahrt, Cari­
tasverband und Diakonisches Werk) 
sowie schließlich für spezielle Auf­
gaben der Wasserrettung die Deut­
sche Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
zur Verfügung. Die zu alarmieren­
den Einsatzleiter der Hilfsorganisa­
tionen sind festgelegt und mit Te­
lefonnummern der Feuerwehr und 
den übrigen zuständigen Behörden 
bekanntgegeben worden . Die Ein­
satzkräfte aller geeigneten Hilfs­
organisationen sollen demnächst 
noch wirkungsvoller zusammen­
gefaßt werden , indem sie einen 

Katastrophen-H i Ifsd ienst unter 
fachlicher Oberleitung der Feuer­
wehr bilden !7). Die Vorüberlegun­
gen hierfür sind jedoch noch nicht 
soweit gediehen, daß sich bereits 
Abschließendes über die Struktur 
des Katastrophen-Hilfsdienstes so­
wie über Gliederung und Ausrü­
stung der einzelnen Einheiten sa­
gen ließe. Maßgeblich wird jedoch 
das Bestreben sein , bei der Bil­
dung einer wirkungskräftigen Ge­
samtorganisation das innere Gefü­
ge und das Eigenleben der Hilfs­
organisationen möglichst nicht zu 
beeinträchtigen. 

Die Einsatzleitung am Ort des 
Katastrophengeschehens obliegt in 
jedem Fall außer bei Seuchen der 
Feuerwehr. Sie erteilt den mitwir­
kenden Stellen allgemeine Weisung 
Zur Durchführung in eigener Ver­
antwortung. Die Leitung des Ge­
sundheitsdienstes übernimmt im 

13 



Bild oben: Eine Fähre des THW auf der Havel. Bild unten: Bergung eines 

Flugzeugwracks von einem Hausdach während der Übung "Schmetterling". 
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Bedarfsfall ein beauftragter Arzt 
der Senatsverwaltung für Gesund­
heit und Umweltschutz. Leitung und 
Lenkung aller Maßnahmen im Falle 
eines außergewöhnl ichen Seuchen­
geschehens übernimmt eine be­
sondere Einsatzleitung dieser Se­
natsverwaltung. 

Der auf Anregung des Einsatz­
leiters der Feuerwehr oder der Po­
lizei zu bildende Katastrophen-Ein­
satzstab wird unter Leitung des Se­
nators für Inneres oder eines von 
ihm beauftragten Beamten stehen 
und neben allgemeinem Stabsper­
sonal (z. B. für Lageerarbeitung 
und technische Hilfsdienste) Ver­
bindungsbeamte aller konkret an 
der Beseitigung der unmittelbaren 
und mittelbaren Katastrophenfol­
gen beteiligten Behörden umfas­
sen . Personelle Besetzung, Glie­
derung, Versammlungsort und Ein­
zelheiten der Alarmierung sind ka­
lendermäßig festgelegt. Über den 
Eintritt einer Katastrophe und über 
das Zusammentreten des Katastro­
phen-Einsatzstabes wird auch der 
Vorsitzende des zuständigen Par­
lamentsaussch usses unterrichtet. 

Nur das Zusammenwirken der 
im Aufgabenbereich des Gesund­
heitswesens tätigen zahlreicheren 
behördlichen und außerbehördli­
chen Stellen bereitete zunächst ge­
wisse Schwierigkeiten. Daher hat 
der Senat hierfür bereits vor ge­
raumer Zeit eine Regelung durch 
Verwaltungsvorschrift (Grundsätze 
über den Katastrophenschutz im 
Teilbereich Gesundheitswesen, 
letzte Fassung vom 20. Mai 1969)18) 
getroffen. Die übrigen organisatori­
schen Fragen sind zunächst durch 
Absprache insbesondere im Stän­
digen Katastrophenausschuß oder 
internen Vorschriften der einzelnen 
Behörden und Organisationen ge­
regelt. Eine Zusammenfasung in 
einer umfassenden allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift ist erst für 
einen späteren Zeitpunkt vorgese­
hen. Zunächst ist noch zu prüfen, 
ob ein besonderes Landes-Kata­
strophenschutzgesetz erforderl ich 
ist. 

Teilaufgaben des 
Katastrophenschutzes 

Die im einzelnen vorzuberei­
tenden sach lichen Teilaufgaben des 
Katastrophenschutzes sind vielfäl­
tig wie die denkbaren Katastro­
phenursachen und -abwehrmaß­
nahmen. Beispielhaft sei ohne An­
spruch auf Vollständigkeit auf fol­
gendes hingewiesen: Laufend be-



richtigte Informationssammlungen 
stellen die rasche Verbindungsauf­
nahme, auch zu Einsatzfirmen, im 
Aufgabenbereich der Bauverwal­
tung und zum Reparaturhandwerk 
(Handwerkernotdienst) sicher. Das 
THW hat die Aufgabe übernommen, 
erforderlichenfalls mit Hilfe ent­
sprechenden von der Bauverwal­
tung bereitgehaltenen Geräts eine 
auch von Kraftfahrzeugen befahr­
bare Notbrücke zu errichten. Bei 
unfallbedingtem Auslaufen von 
Flüssigkeiten, die das Grundwas­
ser gefährden, i:st eine enge Zu­
sammenarbeit zwischen Feuer­
wehr, Polizei und Wasserbehörde 
sichergestellt. Für den Seuchenfall 
ist durch Verwaltungsvorschriften 
über einen Pockenalarmplan 19

) 

Vorsorge getroffen. Für die Errich­
tung von drei Hilfskrankenhäusern 
liegt Material für insgesamt 1000 
Bettplätze bereit. Falls insbeson­
dere im Seuchenfall zur Verlegung 
von Kranken die vorhandenen 
Krankenwagen nicht ausreichen 
sollten , kann auf 22 Linienbusse 
der Berliner Verkehrsbetriebe zu­
rückgegriffen werden, die mit Spe­
zia lgerät in verhältnismäßig kurzer 
Zeit in Großraum-Krankentrans­
portfahrzeuge für insgesamt 300 
Plätze umgebaut werden können . 
Die beabsichtiqte Errichtung eines 
neuen Reaktors im Hahn-Meitner­
Institut für Kernforschung gibt Ver­
anlassung zur Intensivierung der 
Vorbereitungen für die Abwehr 
unfall bedingter Strahlengefahren. 
Zur Ausbildung von Polizei- und 
Feuerwehrbeamten im Strahlen­
schutz hält die Akadem ie für Ar­
beitsmedizin spezielle Lehrgänge 
ab. 

Da Berlin seit Kriegsende er­
freulicherweise von Katastrophen 
verschont geblieben ist, kann die 
Katastrophenschutzplanung nur 
durch Übungen auf ihre Effektivität 
hin geprüft werden . Die in den letz­
ten Jahren abgehaltenen Übungen, 
insbesondere die Vollübung 
" Schmetterling " (1969) und das 
Planspiel " Hexan " (1971) haben 
die besonderen Schwierigkeiten 
deutlich werden lassen, die sich für 
den Katastropheneinsatz unter 
Großstadtbedingungen ergeben . 
Sie -erwachsen daraus, daß zahl­
reiche Hilfskräfte mit vielen Fahr­
zeugen und umfangreichem Gerät 
auf engem Raum mitten im dicht­
besiedelten und verkehrsgefüllten 
Stadtgebiet operieren müssen. Hier 
bedarf es noch weiterer intensiver 
Schulung, auch in der Technik des 

stabsmäßigen Arbeitens, damit alle 
Hilfsmaßnahmen unter einer straf­
fen Einsatzleitung reibungslos mit 
möglichst großer Wirksamkeit ge­
troffen werden . Es mangelt nicht 
an einer brauchbaren Katastro­
phenabwehrorganisation , sondern 
an der durch Erfahrung gewonne­
nen Sicherheit in ihrer Hand­
habung. 

Die von Kinn igkeit am Schluß 
seines Aufsatzes über den Berli ­
ner Katastrophenschutz erwähnten 
vom Berliner Senat in Auftrag ge­
gebenen Simulationsmodelle2o) 
müssen in diesem Zusammenhang 

Bei der Obung "Schmetterling" er­
wies sich wieder einmal, daß die 
Regelung des Fahrzeugflusses beim 
Katastropheneinsatz auf engem 
Raum lebenswichtig ist. 

Das Foto unten gibt einen Eindruck 
von der "Fahrzeugdichte" bei Kata­
stropheneinsätzen auf engem Raum. 

15 



außer Betracht bleiben. Sie bezie­
hen sich auf andersartige Planun­
gen. Es handelt sich hier zum 
einen , wie Kinnigkeit zutreffend be­
richtet, um einen Forschungsauf­
t rag zur Entwicklung eines Modells, 
mit dem die Haltung der Berl iner 
Bevölkerung im Zusammenhang 
mit Veränderungen der Lage Ber­
lins simuliert werden soll . Hier­
durch soll den verantwortlichen 
Politikern eine gewisse zusätzliche, 
insbesondere aus demoskopi­
schem Material gewonnene Ent­
scheidungshilfe bei langfristigen 
pol itischen Planungen zur Verfü­
gung gestellt werden . Zum anderen 
geht es um einen Forschungsauf­
trag zur Entwicklung eines o. IIge­
meinen kommunalen Management­
Systems. Hier handelt es sich um 
die generelle Frage der planmäßi­
gen modernen Stadtentwicklung. 
Spezielle Erkenntnisse für den 
Katastrophenschutz sind auch aus 
diesem sogenannten " Berliner Si­
mulationsmodell " nicht zu erwarten . 

1) Vgl. W. Kinnigkeit , Katastrophenschutz in 
Berlin , Zivi lverteid igung 7/8/1970 S. 51. 
2) Vgl. Annußek, Katastrophenschutz in Ber­
lin , Sonderausgabe .. Ber lin und seine Polizei " 
der Zeitschrift .. Pol izei Tech ni k Verkehr" , 
Wiesbaden, Mai 1965, S. 115. 
3) Eine einheitliche Definition des Begriffs 
.. Katastrophe" In den verschiedenen Ländern 
fehlt allerdings ; vgl. z. B. Art . 1 Abs. 1 des 
Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes vom 
31 . Juli 1970 (Bayer. GVBI. S. 360) . 
4) Vgl. Prandl , Bayern normiert seinen frie­
densmäßigen Katastrophenschutz, Ziv iler Be­
völkeru ngsschutz, Oktober 1970 S. 10; fern er 
Annußek a. a. O. 
5) § 1 des Feuerwehrgesetzes vom 21 . Dezem­
ber 1965 - FwG - (G VBI . I. Bin S. 1977) . 
6) Zusätzlich stehen rund 150 freiwi ll ige 
Feuerwehrmänner bereit. 
7) Vgl. Annußek a. a. O. 
8) Bis zum Senatsbeschluß Nr. 4/67 vom 
6. April 1967 übte der frühere Senator für 
Verkehr und Betr iebe die Fachaufsicht aus. 
9) Bis Ende 1968 unterstand das selbständige 
Rettungsamt der Au fsicht des für das Gesund­
heitswesen zuständigen Senatsmitglieds , 
10) Vgl. Rettungswesen in Berlin , Zivilvertei­
digung 4/1971 S. 23. 
11) S. Anm . 5) . 
12) Polizeiverwaltu ngsgesetz in der Fassung 
vom 2. Oktober 1958 (GVBI. I. Bin S. 961), 
geändert durch das Ges. vom 17. Ju li 1969 
(GVB I. S. 1030) . 
13) Bei umfangreichen Waldbränden oder bei 
Katastrophen besteht Hilfeleistungspfl icht auch 
ohne Aufforderung (§ 8 Abs . 3 FwG). 
14) Für die Feuerwehr insbesondere: 
Ausrückeordnung, Dienstanweisung betreffend 
Ausnahmezustand und Richtl in ien über den 
Ei nsatz an strahlengefährdeten Brand- und 
Unfall steIlen . 
15) Bekanntmachung der Geschäftsverteilung 
des Senats vom 16. September 1969, VIII Nr. 
60 (Amtsblatt für Bin S. 1157 fl.). 
16) Verordnung zur Durchführung des Polizei­
zuständigkeitsgesetzes vom 1. Februar 1971 
(G VBI. I. Bin S. 348). 
17) Rechtsgru nd lage fü r d iese Berliner .. Erwei­
terung des Katastrophenschutzes" wird ei ne 
besatzungsrechtliche Vorschrif t sein: BK/O (65) 
11 vom 1. Oktober 1965 (GVBI. I. B in S. 1432) . 
18) Am tsblatt f . Bin 1969 S. 573. 
19) Am tsblatt I. Bin 1970 S. 398. 
20) S. Anm . 1) . 
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Berliner 
Superlative 

Das größte Dorf 
in Deutschland war einst Rixdorf. 
Am 1. April 1899 erhielt es Stadt­
rechte, in den 25 Jahren davor stieg 
die Einwohnerzahl von 10000 auf 
90000 an . Im Januar 1912 wurde es 
in Neukölln umbenannt. 

Brückenreichste Stadt 
in Europa ist nicht Venedig , sondern 
Berlin , wenn alle Brücken , auch die 
kleineren, zusammengerechnet wer­
den. 

Europas größtes Kaffeehaus 
nannte der amerikanische Dichter 
Thomas Wolfe den Kurfürstendamm. 
Und Bismarck gestand : " Den Kur­
fürstendamm durchzusetzen bereite­
te mir mehr Schwierigkeiten als alle 
Diplomatien Europas zusammen ." 

Das einzige Zuckermuseum 
Europas befindet sich in der Am­
rumer Straße 32. Es beherbergt die 
historische Sammlung des Berliner 
Zuckerinstituts, des ältesten der 
Welt. 

Deutschlands ältester Zoo 
ist der aus einer Fasanerie ent­
standene Berl iner Zoologische Gar­
ten . 

Das größte Aquarium Europas 
mit der größten Sammlung lebender 
Fische, Meerestiere, Schildkröten , 
Krokod ile, Schlangen befindet sich 
in Berlin . 

Die größte Pflanzen-Sammlung 
auf dem Kontinent ist der Botani­
sch e Garten in Dahlem mit dem 
Victori a-Regia-Haus. 

Der erste Briefkasten 
in deutschen Landen hing 1766 auf 
dem Flur des zentralen Posthauses 
von Berlin. Er war aus Holz gefertigt , 
und die Bürger wußten zunächst mit 
den Kästen nichts Rechtes anzu­
fang en. 

Das erste Dampfschiff 
das in Deutschland gebaut wurd e, 
lief 1816 in Pichelsdorf vom Stapel ; 
es war die " Prinzessin Charlotte". 

Die erste Zentralheizung 
in Deutschland err ichtete L. Katel 
1818 in Pankow. 

Die erste Anschlagsäule 
stellte am 1. Juli 1855 der Buch­
drucker Ernst Litfaß in Berlin auf. 

Die Kosmetik-Industrie 
hatte ihre Geburtsstunde, als Lud­
wig Leichner 1873 in Steglitz die 
erste Puder- und Schminkefabrik der 
Welt gründete. 

Das erste Elektrizitätswerk 
Deutschlands stand in Wannsee, ein 
unscheinbarer Bau aus rotem Back­
stein, 1880 von Werner von Siemens 
errichtet. 

Das erste Ortsfernsprechnetz 
in Deutschland wurde 1881 in Berlin 
in Betrieb genommen. 

Die erste Straßenbahn 
die elektrisch getrieben war und 
in Deutschland verkehrte, fuhr am 
16. Mai 1881 in Groß-Lichterfelde. 

Die Fernsehidee 
entstand in Berlin , als der Student 
Paul Nipkow in seiner Studenten­
bude in der Philippstraße 13 a am 
Heiligen Abend 1883 das erste reali ­
sierbare System einer Fernsehbild­
übertragung zu Papier brachte. 

Röntgenapparate 
wurden zum erstenmal 1897 von Dr. 
Max Levy in seiner Berliner Fabrik 
gebaut. Levy sah als erster auf der 
Welt ein pulsierendes menschliches 
Herz auf dem Leuchtschirm . 

Der erste Verkehrsschutzmann 
wurde in der Weihnachtswoche des 
Jahres 1902 an der Ecke Unter den 
Linden/ Friedrichstraße postiert. 

Die erste Autoschnellstraße 
in Deutschland wurde kurz nach 
dem Ersten Weltkrieg von der 
"Automobil-Verkehrs- und Übungs­
straßen GmbH " in Berlin gebaut. 
1921 eröffnet, gilt die Avus heute 
als Vorläuferin aller später gebau­
ten Autobahnen . 

Die heiligste Stadt der Welt 
wurde Berl in 1967 ironisch genannt, 
weil dort damals ein Pfarrer (Hein­
rich Albertz") regierte und der Teufel 
(Fritz) si ch zweimal wöch entlich bei 
der Polizei melden mußte. 

(Aus : .. Die We lt ") 



B urkhard Guth, ein Wiener Stu­
dent, hat zusammen mit 
gleichgesinnten Bürgern im 

Rahmen einer "Aktion Landesver­
teidigung" alle Österreicher und 
Österreicherinnen aufgerufen, sich 
mit ihrer Unterschrift für die Ein­
leitung eines Volksbegehrens mit 
dem Ziel einzusetzen, ein Gesetz 
über die österreichische Landes­
verteidigung durch die gesetzge­
benden Körperschaften beschlie­
ßen zu lassen. 130000 stimm­
berechtigte Bürger folgten Guths 
Appell und bevollmächtigten den 
Studenten, beim Bundesministe­
rium für Inneres in Wien den An­
trag auf Einleitung der " Eintragung 
für ein Volksbegehren " vorzulegen . 

Nach Artikel 41 des Bundesver­
fassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929, das auf die am 1. Okto­
ber 1920 beschlossene Verfas­
sungs-Urkunde der Republik Öster­
reich zurückgeht, sind Gesetzes­
vorschläge als Anträge der Mitglie­
der des für die Bundesgesetzge­
bung zuständigen Nationalrats 
(Parlament) oder als Vorlagen der 
Bundesregierung einzubringen. 
Gemäß Art. 41 Abs. 2 ist aber auch 
ein von 200000 Stimmberechtigten 
oder "von je der Hälfte der Stimm­
berechtigten dreier Länder gestell­
ter Antrag (Volksbegehren) von 
der Bundesregierung dem Natio­
nalrat zur geschäftsordnungsmäßi­
gen Behandlung vorzulegen . Das 
Volksbegehren muß in Form eines 
Gesetzentwurfes gestellt werden ." 

Das dem Nationalrat zum Be­
schluß vorgeschlagene Bundesge­
setz über die Landesverteidigung 
stellt zunächst folgende Forderun­
gen auf : 

o Sicherstellung der Wirksamkeit 
aller Verteidigungsmaßnahmen in 
einer Landesverteidigungsordnung 
(die bisher noch nicht besteht) ; 

o Zuweisung der Angelegenhei­
ten der geistigen, zivilen und wirt­
schaft lichen Landesverteidigung in 
die Kompetenz des Bundes und 
der Länder (bisher existiert ledig­
lich ein Beschluß der Bundesregie­
rung über den Aufbau der Landes­
verteidigung unter Berücksichti­
gung nicht nur des militärischen, 
sondern auch des zivilen, wirt­
schaftlichen und geistigen Be­
reichs ; ein entsprechendes Gesetz 
ist noch nicht ergangen!); 

o Erlaß eines Gesetzes über die 
Zusammensetzung , die Aufgaben 

Aktion Landesverteidigung 
1010 Wien, Palnach 170, Tel.Ion 52 53 75 

Osterreicher und Osterrelcherinnenl 

Mit Ih,.r Unterschrift .rkllren Sie Ihren Willen, diS des nachtl.hende G ••• tz vom Nationalrat beschlossen werden möge. und beanlte· 
gen gleichzeitig dIe Elnlellung eine. Volksbogehrenl rot den FaU, daß die 8On.tlgen Bemühungen der "kIIon Land.,verteldlgung um 
die Verwirklichung die ••• Gesetzes ohne ErfOID,n. A t 5 h . tt 
BlnE BEACHTEN SIE: r. non c ml 
• Alle Untarulchner müuen wahlberechtigt sein, 
• auf .Iner lIlte dür1en nur P«aonen ........... ,Mn GemeIneM unl.rlllchn.n, 
• Jeder Unterzeichner muS %WeNI untel"lChrelben IAntrllglll1te und $llmrnrechtMCheln). 
• die Stimmrecht"Chelne IOlien m6gIld\tt durch da. zUltindlge Glmelndeamt beltlngl werden (ei genOg' die Einholung durch 

eine Vertraueniperson fOr mehrere Unteruldlnar). 
• BIUe unleratOtten Sie uns durch elna Spende eul du Postac:hedl:konto 2311.5n olatmar p.lnar . Konlo l -

Ihre Stimm. f.hlU 
FREIHEIT 

Jede Stimme dhltl 
FRIEDE 

Ihre Unt.rschrift hel81 
SICHERHEIT 

FOr die Aktion landHYarteldlgung 
Kurt M6rze.h. 

Yol ein .. Volk.begehrens Aniragsliit. Nr ....• 

~",",ln,I.,."u", für Inner .. In Wien 

Die elgenhlndig unterfertigten. In der WAhiarevldenz verzelchnelln Perlon.n, be.ntr.gen, die Elnlrlgung fOt ein Volksbegehren ein· 
zuleiten, du lul die ErlUlung eln'l Ge .. tz. .. , belr.ft.nd die 6eterfelchlecn. land8lv.rte~lgung In umfallender HInsichI mit nlCh· 
liehendem Wortl.ul g.rlc:hlet lai : 

Bund .. verfassung Ober die Landeaverteldlgung vom 

nd I 
Miz vom 28. Oktober 1955, 1). 
I 2 (1) 0 1. mllltlrlsdl. II .. v.rt.ldlgung 111 Bund .... ch. In 
G ... b:g.bung und Vollz.lehung. 

Die Ang.legenh.llen der geiitIgen, zivilen und wirt. 
landaaverteldlgung lInd naCh M.egabe de' beliehen· 

lUltlndlgkelwverteUung SaCh. de. 
Wenn .. der .. chllehe Zu .. mmenhlng 

I ourd'llOhtung rec:htav.rblndllche Verein. 
und Lindern zu actine Ben. 

(3) Nlher. Zuaamm.nsetzung. Aulgl'lben und Verlln"n des 
l.ndesverteldlgung.rtltea beltlmmt ein besonderes G ... tt. 
f 5 (1) Im BundefYOrenac:hlag (Art. 51 des Bund ..... V." ... 
lungsges.tzea In der FUlung von 1929) Ist fOr dl' Landetverteidl· 
gung ein angem .... n.r Betr.g liChan:ult.llen. 

(2) Oer lande.verteldlgunglral hat dia int.rnllionele poil· 
'Iac:he llge Illndig zu .n.lyaleren und gegebenenl.lIs eine Xn· 
darung deI Auagabenrahmen. für dl. Landefll.rteldlgung vorzu· 
sdll.gen 
§ 8 In Olt.rrelch belteht die allg.meine WehrplJlchl. Sie erfa8t 
alle mAnnlichen 6.t.rralchlsch.n StaatsbOrge, m!t der Vollendung 
des 18. leben'Jahres. 
§ 7 Oer Wehrdlanst wird g.lelslet III 

al Waflend!en.! 
b) Verteidigungshillsdlenit. 

.' abl! der mllltlrisc:hen Erfor· 
enll In der R .......... oder al • 
aten. Die Ge .. mtdauer dei 
ß aln. aUlr.lchende Beren· 
die H.ranbUdung von qua· 

.!U. • t 

~ 

. . " , . ........ gesiChert, und die volle 
Van.kSigung.bereltachan nach dem AUlblidungastand der Truppe 
erreicht werd.n kann. 
t 8 (1) Der WaUendl.nlt Iit der Dienst ala Soldat in den Streit· 
krlnen. 

(2) Wehrpfllchtlga, deren k6rperllc:ne Eignung d.n geseU· 
IImen Beatimmungen entspricht, ,Ind zum W.Uend lenli verplllch· 
101. 
'10 (1) Der Vartaldlgungahilfsdlenlt hat vor allem Im Rahmen 
dar milltlrlld'ltn und der z.Jvnen landelverteldlgung .• lIe Aufg.ben 
wahrzunehmen. d.r.n BewlJUgung kalne aptItilllc:ne AUlblldung 
Im Waftandlenlt erfOrdert 

(2) Wehrpflichtige, deren kOrpertlche Eignung für d.n Wal· 
fandienlt .ul Dauer nld1t gegeben 1.1., .. wla jene Wenrplllchtigen, 
die vor Antritt Ihres Wehrdl.nste. Gewl".nagrOnd. zur Verweig .. 
rung dtI, W.tfendlenllel glaubhaft machen. sind Im Verteldlgungl· 
hllfldlen.t 

"2 Aufgabe der gelfltlgen Landesverteidigung I.t es 
a) die VerteldlgungSbereltac:h.tt der O.terrelchilchen BevOt· 
kerung zu ltArken und Im Ausland keinen ZweItel daran 
lufkommen 1U I .... n. die, esllerrelch j.d.r BedrOhung b .. 
dlngungsloMn Wld.ratand .ntgegenletzen wird ; 
b) gegen österr.1Ch gerlehte" Maßnahmen der psychologl· 
tdten Kriegsführung w[rtl:ungsvolltu beklmpfen. 

§ 13 Die 6.terrelchlsd'i. BevOlkerung lat durch steUge AulklA· 
rungaarbelt In die laga tu ver.etzen. Ilch lelb81Andig auf alle B&­
drohungultuatlonen vorbereiten zu k6nnen . 
§ 14 An allen UnterriChtsanstalt.n 11' dIe Thematik der landes· 
verteidigung dureh hl.für aUlgeblldete l .hrkrtlte aUllührllCh zu 
erOrtern. 
§ 15 Alle .taatlfctlen Orgal\l haben durch Ihr Wirken von sich aUI 
z.ur Verankerung der landesvert.idigung Im Bewußtsein der Be· 
vOIkerung b.lzutragen. 

und das Verfahren des - bereits 
bestehenden Landesverteidi­
gungsrates ; 
o Übertragung der Ausarbeitung 
der Landesverteidigungsordnung 
an den Landesverteidigungsrat als 
das für die Planung und Koordinie­
rung der Landesverteidigung zu­
ständige Organ. 

zur Verweigerung des Waffendien­
stes vor ihrer Einberufung glaub­
haft machen. Der Verteidigungs­
hilfsdienst soll im Rahmen der mi­
litärischen und zivilen Verteidigung 
alle Aufgaben umfassen, die keine 
Ausbildung an der Waffe erfordern. 

Im Rahmen der allgemeinen 
Wehrpflicht wird neben dem Waf­
fendienst ein Verteidigungshilfs­
dienst für alle Wehrpflichtigen vor­
geschlagen, die für den Waffen­
dienst dauernd körperlich ungeeig­
net sind oder Gewissensgründe 

Die Landesverteidigung soll 
schließlich Sache des ganzen Vol­
kes sein. Die freiwillige Mitarbeit 
aller österreichischen Männer und 
Frauen soll gesetzlich verankert, 
gefördert und geschützt werden . 
Hier zeigt sich schon, daß die Ini­
tiatoren des Volksbegehrens die 
psychologische Seite der Verteidi-
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gung besonders hoch bewerten. 
Der erste besondere Abschnitt gilt 
daher auch der Geistigen Landes­
verteidigung. Sie hat die Aufgabe, 
vor allem 

o die Verteidigungsbereitschaft 
der Bevölkerung zu stärken ; 

o im Ausland (!) keinen Zweifel 
daran aufkommen zu lassen, daß 
Österreich jeder Bedrohung bedin­
gungslosen Widerstand entgegen­
setzt ; 

o gegen Österreich gerichtete 
Maßnahmen der psychologischen 
Kampfführung wirkungsvoll zu be­
kämpfe.n. 

Bemerkenswert ist auch die 
Forderung, die Thematik der Ver­
teidigung an allen Unterrichtsan­
stalten durch hierfür besonders 
ausgebildete Lehrkräfte ausführlich 
zu erörtern - ein Anliegen das bei 
uns in einem Schreiben von Bun­
deskanzler Brandt an die Konfe­
renz der Länder-Kultusminister 
und in einem Brief des Bundes­
ministers der Verteidigung an den 
Vorsitzenden der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft be­
gründetermaßen zum Ausdruck 
kam. Das entsprechende Vorbild 
der staatlichen Organe wird mit 
Recht besonders apostrophiert : Sie 
sollen zur Verankerung der Lan­
desverteidigung im Bewußtsein der 
Bevölkerung von sich aus durch ihr 
Wirken und beispielgebendes Ver­
halten beitragen. 

Der zweite besondere Abschnitt 
gilt der zivi/en Landesverteidigung. 
Sie hat vorzusorgen , daß 

o bei Kampfhandlungen in Nach­
barländern alle Maßnahmen zum 
Schutz der Menschen und zur 
Sicherung lebenswichtiger Einrich­
tungen und Anlagen getroffen wer­
den ; 

o die Bevölkerung bedrohter Ge­
biete evakuiert wird ; 

o Flüchtlinge aufgenommen wer­
den. 

Darüber hinaus soll die zivile 
Verteidigung 

o Maßnahmen zum Aufbau des 
Selbstschutzes und der Hausi1alts­
bevorratung mit Lebensmitteln vor­
bereiten ; 
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Volksbegehren 

o gegen die subversive Kriegfüh­
rung entsprechende Sicherheits­
maßnahmen treffen ; 

o den Gesetzgeber in den Län­
dern zur Sorge für den Bau strah­
lensicherer Schutzräume in allen 
Gebäuden veranlassen und 

o im Falle eines militärischen An­
griffes auf Österreich die größt­
mögliche Sicherheit der Menschen 
und die Funktionsfähigkeit der Ver­
sorgungseinrichtungen und der Be­
hörden gewährleisten. 

Erwähnung verdient hier vor 
allem die dem Landesgesetzgeber 
aufgegebene Verpflichtung , den 
Bau von Schutzräumen anzuord­
nen, und die Forderung nach einem 
tauglichen System zur rechtzeiti ­
gen Warnung und Alarmierung der 
Bevölkerung. 

Der wirtschaftlichen Landesver­
teidigung wird die Aufgabe ge­
steilt: 

o die österreichische Wirtschaft 
gegen die Auswirkungen interna­
tionaler Krisen abzusichern und 

o die lebenswichtige Verso rgung 
der Bevölkerung und der Streit­
kräfte im Verteidigungsfall auch in 
den von Zufuhren abgeschnittenen 
Gebieten zu sichern. 

Die hierfür notwendige Bevor­
ratung soll geplant und durch Ver­
einbarungen zwischen Bund und 
Ländern sichergestellt werden . 

Der letzte Abschnitt ist der mili­
tärischen Landesverteidigung ge­
widmet. Sie hat die Aufgabe : 

o ständig einsatzfähige Kampfver­
bände zu unterhalten, die im Falle 
eines Konflikts in Nachbarstaaten 
stark genug sind , um einen Abhal­
tungseffekt zu erzielen und eine 
Mobilmachung der Reservisten zu 
sichern ; 

o militärische Mittel gegen eine 
Verletzung des Luftraumes oder 
des Staatsgebietes durch andere 
Mächte einzusetzen ; 

o einer Aggression an der Staats­
grenze entgegenzutreten und die 

Tiefe des Staatsgebietes zu sichern 
sowie Befestigungen anzulegen 
und 

o bei einem Einfall überlegener 
Feindkräfte die Handlungsfreiheit 
der Staatsorgane zu bewahren und 
verlorene Gebiete zurückzugewin­
nen. 

Die militärische Ausbildung soll 
auf die Abwehr eines militärischen 
Angriffs abgestellt werden und da­
her nach den Bedingungen des 
Ernstfalles ausgerichtet sein . Als 
Instrument zur Führung des Bun­
desheeres und zur Planung der 
militärischen Landesverteidigung 
soll der Generalstab dienen, dessen 
Chef der Weisung des Bundesmini­
sters für Landesverteidigung unter­
stehen soll. 

Die I nitiative des Studenten 
Guth veranlaßte bisher über130000 
Männer und Frauen zur Unterzeich­
nung des Antrages auf das Volks­
begehren. Die Aktion Landesver­
teidigung hat sich das Ziel gesetzt, 
die alle militärischen, zivilen, wirt­
schaftlichen und geistigen Kompo­
nenten umfassende Landesvertei­
digung auf eine gesetzliche Basis 
zu stellen , das heißt durch ein Bun­
desverfassungsgestz zu verankern . 

Weite Kreise der Bevölkerung 
haben im Zusammenhang mit der 
von der Regierung Kreisky geplan­
ten Heeresreform immer mehr ein 
lebhaftes I nteresse an der Erhal­
tung und Verstärkung der Effizienz 
der Landesverteidigung bekundet. 
Auch Bundespräsident Jonas hat 
bei seiner Vereidigung im Juni 
1971 eine effektive und glaubwür­
dige Landesverteidigung befürwor­
tet. 

Nachdem die Aktion Landes­
verteidigung in knapp sechs Wo­
chen einen derart deutlichen und 
nicht überhörbaren Widerhall in 
der Bevölkerung ausgelöst hat, er­
scheint es verständlich, daß sich 
nunmehr, wie man hören konnte, 
einige Parlamentarier des Anlie­
gens der Aktion Landesverteidi­
gung angenommen haben und dar­
an denken , von sich aus eine Ge­
setzesvorlage im Nationalrat einzu­
bringen. Wer laut ruft, findet eben 
ein starkes Echo! Daß Studenten 
den Ton angaben, heißt hoffen. 



Bericht über die ZS-Feuerwehrbereitschaft 
von Karl Heinz Gehrmann 

WOhl niemals wird end-
gültige Klarheit darüber 

zu gewinnen sein, wie die 
Angriffsmittel bei eventuel­
len zukünftigen kriegerischen 
Auseinandersetzungen aus­
sehen werden . Untersucht 
man jedoch die Schäden des 
Zweiten Weltkriegs, so kommt 
man zu dem Ergebnis, daß 
die weitaus größten Zerstö­
rungen nach Zahl und Um­
fang du rch Brandeinwi rkung 
erzeugt wurden . 

Die erwiesene Zerstörungs­
kraft von Brandabwurfmit­
teln für die Vernichtung von 
Menschenleben und Sachwer­
ten im Zweiten Weltkrieg , die 
im Durchsctmitt etwa 70 bis 
80 Prozent der Gesamtschä-

den erreichte, läßt es als 
sicher erscheinen, daß sie 
auch in zukünftigen Kriegen 
bei Angriffen auf Städte in 
noch größeremAusmaß und so­
gar mit größerer Zerstörungs­
wirkung eingesetzt werden . 
Dem Fachdienst Brandschutz­
dienst kommt also eine be­
sondere Bedeutung zu . 

Nach der "Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift über 
Gliederung , Stärke und Auf­
stellung des Luftschutzhilfs­
dienstes " (AVV-Organisation­
LSHD) hat der Brandschutz­
dienst im Verteidigungsfall 
Menschen aus Brandgefahr 
zu retten, Sachgüter vor Feuer 
zu schützen und Brände zu 
bekämpfen. Daneben besteht 

aber auch die Möglichkeit, 
ihn im Frieden bei Katastro­
phen, öffentlichen Notständen 
und größeren Unglücksfällen 
mit heranzuziehen . 

Seit ihrer Ausrüstung 
konnten die Einheiten des 
Brandschutzdienstes, die in 
Bonn ausschließlich von Kräf­
ten der Freiwilligen Feuer­
wehr besetzt werden , schon 
mehrmals erfolgreich einge­
setzt werden . 

Neben den festen örtli­
chen Einrichtungen ist auch 
hier, wie in fast allen ande­
ren Fachdiensten, die Be­
reitschaft als taktische Stan­
dardeinheit anzusehen. Nach 
der noch gültigen Konzeption 
sollen für einen ZS-Abschnitt 

(um 100000 Einwohner) zwei 
ZS-Feuerwehrbereitschaften 
eine ZS-Wasserförderbere'it­
schaft und zehn ZS-Feuer­
wehrschnelltrupps aufgestellt 
werden . 

Nachdem in Heft 3/71 der 
ZIVILVERTEIDIGUNG die ZS­
Wasserförderbereitschaft aus­
führlich beschrieben wurde, 
sollen heute die ZS-Feuer­
wehrbereitschaft und der ZS­
Feuerwehrschnelltrupp vorge­
stellt werden . 

Organisation der ZS-Feuer­
wehrbereitschaft 

Die Grundeinheiten einer 
ZS-FB sind Trupps , Staffeln , 
Gruppen und Züge. Bei einer 
Gesamtstärke von 88 Mann 
gliedert sich die ZS-FB wie 
folgt : 

a) Führungsgruppe, 
b) 1. Angriffszug , 
c) 2. Angriffszug , 
d) Wasserversorgungszug , 
e) Versorgungszug . 

Der Führungsgruppe ste­
hen ein FuKW (Funkkom­
mandowagen = Jeep) und 
zwei Kräder zur Verfügung . 
Ihre Gesamtstärke beträgt 1/5. 
Besondere Bedeutung kommt 
den Krädern zu , die zur Ver­
kehrsregelung bei Kolonnen­
fahrten , Durchführung von Er­
kundungsaufgaben, Aufrecht­
erhaltung des Kontaktes Z'U 

vorgesetzten Stellen bei Aus­
fall der Funkverbindungen , 
aber auch zu Schlauchkon­
trollfahrten eingesetzt werden 
könnten . 

Es ist bedauerlich , daß 
diese Kräder erst im V-Fall 
beordert werden sollen . Bei 
Einsätzen , aber auch schon 
bei Übungen im Großverband 
hat sich immer wieder ge~ 
zeigt, daß gerade die Kräder 
besonders im unwegsame~ 
Gelände - z. B. bei Wald­
bränden - wichtige Funktio­
nen übernehmen könnten . 

Jeder der Angriffzüge ver­
fügt über 

1 Vorauslöschfahrzeug VLF 
(mit einer Mannschafts-
stärke von 1/5) 

2 Tanklöschfahrzeuge 
TLF 8 (je 1/2) 

Löschg ruppenfahrzeug 
LF 16 TS (1 /8) . 
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Angriffszug einer ZS-Feuer­
wehrbereitschaft, von links 
nach rechts : Vorauslöschfahr­
zeug VLF mit Vorbauseil­
winde, zwei Tanklöschfahr­
zeuge TLF 8 auf Unimog-Fahr­
gestell und ein Löschgruppen­
fahrzeug LF 16 TS. 

Foto unten: Funkkommando­
wagen, abgekürzt FuKW. 
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Der Wasserversorgungs-
zug besteht aus 

1 Tanklöschfahrzeug 
TLF 16 (mit einer Mann-
schaftsstärke von 1/5) 

Löschgruppenfahrzeug 
LF 16 TS (1 /8) 

Sch lauchkraHwagen 
SKW (1 /5) . 

Im Versorgungszug wer­
den mitgeführt 

1 Kraftfahrdrehleiter 
DL (1 /1) 

mittl. Lastk raftwag en 
mLKW (1 / 1) 

mittl. Lastkraftwagen 
mit Feldkochherd 
mLKW (1 / 1) 

Krad (1 ). 

Zusätzlich gehört zu jedem 
Zug ein Personenkraftwagen. 

Die in der Führungsgrup­
pe und den Zügen laut 
STAN 102 (örtliche ZS-Feuer­
wehrbereitschaft) aufgeführten 
PKW, LKW und Kräder wer-

den erst im V-Fall beordert. 
Alle anderen Fahrzeuge -
mit Ausnahme der Kraftfahr­
drehleiter - sind zum Teil 
vollständig , zum anderen Teil 
aber nur zu 50 Prozent aus­
geliefert. Ob mit der Auslie­
ferung der fehlenden Fahr­
zeuge noch gerechnet werden 
kann, muß in diesem Bericht 
offenbleiben. 

Durch die Aufteilung der 
Bereitschaft in Züge wurden 
Schlagkraft und Beweglichkeit 
erheblich gesteigert. Alle Züge 
können als selbständige Ein­
heiten eingesetzt werden , die 
auch größeren Anforderu'ngen 
gewachsen sind. Bei kleine­
ren Aufgaben trifft dies auch 
für die Trupps , Staffeln und 
Züge zu. 

Angriffszu!) 

Die Ausrüstung mit drei 
kleineren wendigen Fahrzeu­
gen (1 VLF und 2 TLF 8) für 
die Vorauslöschgruppe (1 / 11) 
und einem Löschgruppenfahr­
zeug (LF 16 TS, Gesamtstärke 
1/8) zeigt deutlich , daß man 
im Aufbau der Angriflszüge 
neue Wege gegangen ist, um 
die Forderung nach mehr Be­
weglichkeit zu erfüllen. 

Das beweist auch die Tat­
sache, daß ein völlig neuer 
Fahrzeugtyp, das Voraus­
löschfahrzeug mit Staffelbe­
satzung 1/5, in die V-Gruppe 
aufgenommen wurde. Es ist 
mit einer Vorbauseilwinde 
ausgestattet und führt einen 
Wasservorrat von 330 Litern 
mit. Daraus ergibt sich , daß 
das Vorauslöschfahrzeug auch 
andere Aufgaben überneh­
men kann . In erster Linie 
wird es aber wegen seiner 
Mannschaftsstärke und seines 
Schlauchbestandes zusammen 
mit den beiden Tanklösch­
fahrzeugen TLF 8 als Gruppe 
eingesetzt. 

Die zweite Gruppe (1 /8) 
hat im Zugverband überwie­
gend für die Wasserversor­
gung der ersten Gruppe zu 
sorgen. 

Wasserversorgung 

Der Wasserversorgungs-
zug , der mit einem Tank­
löschfahrzeug TLF 16, einem 
Schlauchkraftwagen SKW' und 



einem Löschgruppenfahrzeug 
LF 16 TS ausgestattet ist, hat 
seine Hauptaufgabe darin, im 
Einsatzverband der ZS-Feuer­
wehrbereitschaft die Lösch­
wasserversorgung sicherzu­
stellen. Er kann darüber hin­
aus auch als 3. Angriffszug 
eingesetzt werden. 

Die beiden ersten Fahr­
zeuge des Wasserversor­
gungszuges (TLF 16 und 
SKW) sind mit einer Staffel­
besatzung 1/5 besetzt. Diese 
sogenannte Wasserversor­
gungsgruppe nennt man auch 
W-Gruppe, die zweite Gruppe 
auf dem LF 16 TS ist iden­
tisch mit der in den Angriffs­
zügen . 

Besonders interessant im 
Wasserversorgungszug ist der 
Schlauch kraftwagen , der so­
zusagen die Grundlage für 
die Wasserheranführung bil­
det. Er ist mit einem 
Sch lauchbestand von 1240 m 
B-, 300 m C- und 60 m 0-
Druckschläuchen ausgerüstet. 
Diese Schläuche sind so ge­
lagert, daß sie auch während 
der Fahrt ausge legt werden 
können. 

Sollte die Strecke nicht 
befahrbar sein, z. B. bei 
Trümmern , läßt sich mit Hilfe 
der Schiebebretter, die von 
der Besatzung getragen wer­
den können, die Schlauch­
strecke ebenfalls rationell ver­
legen . 

Versorgungszug 

Er hat in erster Linie den 
Auftrag, den Nachschub si­
cherzustellen. Dazu gehören 
Treibstoff und Ausrüstung, 
aber auch Verpflegung und 
Bekleidung . Da der Schirr­
meister in diesem Zug mit­
fährt , besteht die Möglichkeit , 
kleinere Reparturen an den 
Einsatzfahrzeugen vorzuneh­
men . Zum Mitführen von 
Ersatzteilen etc . steht ein 
mitt lerer LKW der 3,5-t-K lasse 
zur Verfügung. Die für den 
Versorgungszug vorgesehene 
Kraftfahrdreh leiter ist nicht 
Bestandtei l des Beschaffungs­
programms, sie soll aus Be­
ständen der Feuerwehr zur 
Verfügung geste ll t werden . 

Die Gesamtstärke eines 
Versorgungszuges beträgt 1/9. 

Fahrzeuge und Ausrüstung 

Für die Fahrzeuge der ZS­
Feuerwehrbereitschaft wird 
höchstmögliche Geländegän­
gigkeit gefordert, damit sie 
auch vertrümmerte Straßen 
überwinden können . Es wer­
den daher nu r all radangetrie­
bene Fahrzeuge verwendet. 
Um hohe Wendigkeit zu er­
reichen , haben sie einen kur­
zen Radstand , eine große 
Bauch- und Bodenfreiheit so­
wie große Überhangwinkel 
vorn und hinten . 

Zur Vereinfachung der Er-

satz1eilhaltung und von In­
standsetzungen werden nur 
zwei Fahrgestellgrößen ver­
wendet. Für die Großfahr­
zeuge (LF 16 TS, TLF 16 
und SKW) Fahrgestelle der 
4,5-t-Klasse, für die übrigen 
Fahrzeuge (VFL und TLF 8) 
Fahrgestelle der 1,5-t-Klasse, 
Typ UNIMOG-S. 

Auch die Fahrzeugauf-
bauten sind zur Erreichung 
der Auswechselbarkeit in Kof­
ferbauform hergestellt . 

Aus der nachfolgenden 
Kurzbeschreibung der Fahr­
zeuge ist die Bestückung mit 

Wasserversorgungszug einer 
ZS-Feuerwehrbereitschaft, von 
links nach rechts: Tanklösch­
fahrzeug TLF 16, Schlauch­
kraftwagen SKW und ein Lösch­
gruppenfahrzeug LF 16 TS. 

Das Foto unten zeigt ein ZS­
Feuerwehrschnelltrupp-Fahr­
zeug vom Typ Unimog. 
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den wichtigsten Ausrüstungs­
gegenständen zu ersehen. Sie 
weicht insofern von den Bau­
richtlinien für Löschfahrzeuge 
ab, da die Aufgaben des ZS­
Brandschutzdienstes dazu 
zwingen , Löschwasser über 
weite Strecken heranzuführen. 

Vorauslöschfahrzeug (VlF -
Besatzung 1/5) Otto-Motor 

82 PS 

An der Spitze der bei den 
Angriffszüge fährt das Vor­
auslöschfahrz·eug . Zu seinen 
besonderen Aufgaben zählt 
auch das Freimachen des 
Anfahrtweges, wenn umge-

Hinteransicht eines Schnell­
truppfahrzeugs bei der Vor­
nahme eines C-Rohrs mittels 
SchnellangrIffseinrichtung. 

stürzte Masten oder herab · 
hängende Leitungen oder 
sonstige Hindernisse diesen 
Weg versperren . Für die Er­
füllung dieser Aufgabe ist 
es zusätzlich mit einer Vor­
bauseilwinde 1,5 t, einer 
Steckstrickleiter sowie Draht­
schere ausgerüstet. 
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Hinzu kommen : 
eingebauter 330- I-Wasser­
behälter, 

Tragkraftspritze 2/5, 

2 Wasserrucksäcke, 

3 Preßluftatmer, 

2 Strahlenmeßgeräte mit kl. 
Zubehör, 
Bergungstuch , 

14 B-Drucksch läuche, 
6 C-Druckschläuche, 
2 D-Druckschläuche. 

Tanklöschfahrzeug (TlF 8 -
Besatzung 1/2) Otto-Motor 

82 PS 

Um möglichst tief in die 
Schadensgebiete eindringen 

zu können, werden in einer 
ZS-Feuerwehrbereitschaft vier 
Tanklöschfahrzeuge (Typ UNI­
MOG-S) mitgeführt. 

Zu ihrer Ausrüstung ge-
hören : 

eingebauter SOO-I-Wasser­
behälter, 

eingebaute Feuerlösch­
kreiselpumpe S/S, 

Schnellangriffseinrichtung , 

Trag kraftspritze 2/ 5, 

zweiteilige Stahl-Steck lei­
ter, 

10 B-Drucksch läuche, 

4 C-Druckschläuche, 

4 D-Drucksch läuche. 

Tanklöschfahrzeug (TlF 16 -
Besatzung 1/5) Diesel-Motor 

125 PS 

Bei dem TLF 16, das im 
Wasserversorgungszug mitge­
führt wird , liegt das Schwer­
gewicht auf der Mitführung 
von 2400 I Löschwasser in 
einem festeingebauten Behäl­
ter. Es ist geeignet : 

a) zur Einleitung und Durch­
führung eines Schnellangriffs, 

b) zur Förderung von Lösch­
wasser aus Löschwasserent­
nahmestellen, 

c) zur Förderung über lange 
Strecken - wobei der Lösch-

wasserbehälter als Ausgleichs­
behälter benutzt werden 
kann - , 

dl zur Versorgung einer 
BrandsteIle mit Löschwasser 
im Pendelverkehr. 

Die weitere Ausrüstung 
besteht aus : 

1 eingebaute Feuerlöschkrei­
selpumpe 16/S, 

Schnellangriffseinrichtung, 

Wasserstrahlpumpe "A", 

1 vierteilige Steckleiter, 
1 Tragkraftspritze S/S, 

3 A-Druckschläuche, 

6 B-Druckschläuche, 

7 C-Druckschläuche . 

Schlauch kraftwagen (sKW -
Besatzung 1/5) Diesel-Motor 

125 PS 

Der SKW kann auf Grund 
seines großen Schlauchbe­
standes die Förderstrecke 
während der Fahrt auslegen . 
Das Schlauchmaterial ist be­
reits einsatzmäßig zusammen­
gekuppelt. Seine Ausrüstung 
besteht aus: 

Tragkraftspritze S/S, 

1 zweiteilige Steckleiter, 

62 B-Drucksch läuche, 

20 C-Druckschläuche, 

4 D-Druckschläuche. 

löschgruppenfahrzeug 
(lF 16 Ts - Besatzung 1/8) 

Diesel-Motor 125 PS 

Das LF 16 TS dient zur 
Aufnahme einer Löschgruppe 
und der feuerwehrtechnischen 
Ausrüstung . Es ist geeignet : 

a) für die Einleitung und 
Durchführung eines Lösch ­
angriffes, 

b) für die Förderung von 
Löschwasser über lange 
Strecken, 

I) für Hilfeleistungen bei Not­
ständen . 

Zur Ausrüstung gehört : 

eingebaute Feuerlöschkrei­
se lpumpe 16/S, 

Tragkraftspritze S/S, 

3 Preßluftatmer, 

1 zweiteilige Schiebleiter, 

1 vierteilige Steckleiter, 

1 Klappleiter, 

30 B-Druckschläuche, 

12 C-Druckschläuche. 

Funkkommandowagen (Jeep) 
Otto-Motor 40 PS 

Der Funkkommandowagen, 
mitgeführt in der Führungs­
gruppe, dient zur Übermitt­
lung von Einsatzbefehlen an 
die ZS-FB und zur Herstel­
lung von Verbindungen zu 
vorgesetzten Dienststellen . 
Darüber hinaus kann er auch 
Erkundungsaufträge durchfüh­
ren . 

Zur Ausrüstung gehört: 

16m ausfahrbare Antenne, 

1 Funkgerät FuG 7a oder 7b. 



In der ZS-Feuerwehrberelt­
schaft sind Insgesamt vor­

handen: 

4 festeingebaute Feuerlösch­
kreiselpumpen 8/8 S, 

4 festeingebaute Feuerlösch­
kreiselpumpen 16/8 S, 

6 Trag kraftspritzen 2/ 5, 

4 Tragkraftspritzen 8/8, 

mit einer Gesamtförderleistung 
von 20400 Il min . 

Für den Soforteinsatz ste­
hen 6260 I Löschwasser zur 
Verfügung. 

An Sch lauch material wer­
den mitgeführt: 

4250 m B-, 1 365 m C­
und 360 m D-Druckschläuche. 

Auf Grund des mitgeführ­
ten Schlauch materials und der 
Pumpen ergeben sich für den 
Einsatz einer ZS-Feuerwehr­
bereitschaft folgende Werte : 

Förderstrecke 1 000 m = 

Förderstrom 4000 Il min . 
oder 
Förderstrecke 4 000 m = 

Förderstrom 1 000 Il min. 

Jeder der 3 Einsatzzüge 
(1 . A-Zug , 2. A-Zug und W­
Zug) kann maximal sieben 
C-Rohre vornehmen, also 
insgesamt 21 Rohre. 

Geht man davon aus, daß 
die Einsatzbreite eines C­
Rohres etwa 15 m beträgt, 
so ergibt sich, daß für die ZS­
Feuerwehrbereitschaft eine 
Gesamteinsatzbreite von 300 m 
wirkungsvoll bekämpft wer­
den kann . Diese Zahlen sind 
von verschiedenen Faktoren 
abhängig und können nur 
als ungefähre Werte ange­
sehen werden . 

Die besonderen Aufgaben 
einer ZS-Feuerwehrbereit­
schaft verlangen eine Bestük­
kung mit Hitzeschutzkombina­
tionen . Diese und der für 
den Schlauchkraftwagen vor­
gesehene zusamm.enlegbare 
20-m 3-Wasserbehälter sind 
bisher nicht geliefert worden . 
Für den schweren Atem­
schutz werden Preßluftatmer 
vom Typ DA 58/ 1600 verwen­
det. 

Der ZS-Feuerwehrschnell­
trupp 

Der ZS-Feuerwehrschnell­
trup ist die kleinste taktische 

Einheit des ZS-Brandschutz­
dienstes. Er hat in dem ihm 
zugewiesenen ZS-Teilabschnitt 
(rd . 20000 Einwohner)­
in erster Linie hinsichtlich der 
Brandbekämpfung - Erkun­
dungen durchzuführen und 
entsprechende Lageberichte 
an den örtlichen Zivilschutz­
leiter bzw. Abschnittsleiter 
durchzugeben . Daneben soll 
er auch die Selbstschutz'kräfte 
bei der Bekämpfung von 
Bränden unterstützen und die 
Bevölkerung vor Flächen­
brandgefahren warnen. Seine 
personelle Stärke ist 1 Trupp­
führer und 2 Mann. 

Als Fahrzeug steht ein ge­
ländegängiges Tanklöschfahr­
zeug (TLF 8) auf UNIMOG­
Fahrgestell mit einem 82-PS­
Olto-Motor zur Verfügung . 
Das zulässige Gesamtgewicht 
beträgt 5000 kg . Fest einge­
baut ist eine Feuerlöschkrei­
selpumpe mit einer Leistung 
von 1 600 11m in . 

Zur weiteren Ausrüstung 
gehören ein 800-I-Löschwas­
sertank und eine Schnell­
angriffseinrichtung, die es ge­
stattet, einen Löschangriff 
ohne Verzögerung einzulei­
ten . Außerdem ist das Fahr­
zeug mit einerTragkraftspritze 
TS 2/5 ausgerüstet, die u. a. 
dafür eingesetzt werden kann, 
den Wassertank aus kleineren 
Löschwasserentnahmestellen 

wieder aufzufüllen. 

Auf Grund der geringen 
personellen Stärke 1/2 er­
scheint es fraglich , ob dieser 
Schnelltrupp die ihm gestellten 
Aufgaben wirklich bewältigen 
kann . Klar ist, daß man weder 
auf die Erkundung noch auf 
die Hilfeleistung verzichten 
kann. Aber hier müßten an­
dere Formationen aufgestellt 
werden . Beispielsweise wäre 
es durchaus möglich , ~ine 
sogenannte Erkundungsstaf­
fel , in der alle Fachdienste 
eine Führungskraft abstellen, 
für Erkundungszwecke aufzu­
stellen, die dann auch in der 
Lage ist, die Situation in allen 
Bereichen entsprechend zu 
beurteilen . Das würde auch 
bedeuten , daß das ohnehin 
schon überlastete Funknetz 
bedeutend entlastet würde, da 
nicht jeder Fachdienst ein­
zeln seine Meldungen abzu­
setzen brauchte . 

Angriffstrupp einer Feuerwehrbereitschaft bei der Bekämpfung 
eines Fabrikbrandes. 

Maschinist am Tanklöschfahrzeug TLF 16 beim Bedienen der 
Pumpe. 
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Zu 111 

n ja 
Versorgung 

als Lebensnerv 
der K-Diensle 

·Von Erieh Link 

D as 1968 in Kraft getretene Kata­
strophenschutzgesetz (KatSG) hat 

für die K-Dienste keine veränderte Auf­
gabensteilung gebracht. Nach diesem 
Gesetz haben sie die in einem Kata­
strophenfall vorgesehenen Aufgaben 
gemäß § 1 des 1. ZBG zu erfüllen . Für 
die Durchführung sind laut § 2 KatSG 
grundsätzlich die kreisfreien Städte und 
Landkreise zuständig . 

Die Einheiten und Einrichtungen des 
friedensmäßigen Katastrophenschutzes 
sollen auch die Aufgaben wahrnehmen, 
die im Hinblick auf besondere Gefah­
ren im Zustand äußerer Not drohen. Zu 
diesem Zweck ist vorgesehen , sie in 
personeller und materieller Hinsicht zu 
verstärken und gegebenenfalls zusätz­
liche Einheiten und Einrichtungen zu 
bilden (§ 1 Absatz 3 KatSG) . 

Darüber hinaus soll der friedens­
mäßige Katastrophenschutz nach § 4 
KatSG Orientierungspunkt für die er­
forderliche Erweiterung hinsichtlich des 
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Helfersolls der Ausstattung und der 
Ausbildung sein. 

Bei der Prüfung der vorgesehenen 
Maßnahmen tritt die Frage nach der 
"Aufrechterhaltung der Einsatzbereit­
schaft in einem Katastrophenfall" ins 
Blickfeld . Sind mit der Ausstattung der 
Einheiten nach der STAN (Stärke- und 
Ausstattungsnachweisung) die hierfür 
erforderlichen Vorbereitungen geleistet, 
um erfolgreich Hilfe leisten zu können? 

Die Aufgaben, die sich nach dem 
Katastrophenschutzgesetz für die K­
Dienste ergeben, lassen sich doch nur 
dann mit Erfolg bewältigen , wenn die 
im Einsatz befindlichen Kräfte (Züge 
usw.) rechtzeitig und ausreichend mit 
den in diesem Fall zwangsläufig er­
forderlichen Bedarfsgütern (Betriebs­
stoffe, Verpflegung , Ersatzteile u. a.) 
versorgt und notwendige Instand­
setzungsarbeiten zügig durchgeführt 
werden. 

Das ist heute um so bedeutsamer, 

als der technische Fortschritt nicht nur 
unsere Umwelt verändert , sondern auch 
zu einem Wandel im Kriegsbild geführt 
hat (Überraschungsangriffe u. a.). Es 
wird also darauf ankommen, daß die 
K-Dienste in einem Einsatzfall schnell 
und zügig handeln, wenn nicht jede 
Hilfe zu spät kommen soll. Voraus­
setzung dafür ist: Die Einheiten müssen 
entsprechend personell besetzt und 
materiell ausgestattet sein, und es hat 
eine angemessene zielgerichtete Ver­
sorgung präsent zu sein . 

Die Erfahrungen beider Weltkriege 
und auch die vom LSHD durchgeführten 
Übungen haben gezeigt, daß der Erfolg 
eines Einsatzes von vornherein in Frage 
gestellt ist, wenn die jeweils erforder­
lichen Versorgungsmaßnahmen gar 
nicht oder nicht rechtzeitig und nicht in 
ausreichendem Maße eingeleitet und 
durchgeführt werden. 

Die Versorgung wird damit zu einem 
Faktor von bestimmender Bedeutung 
für den Einsatz der Einheiten; wie an­
dererseits auch die einsatzmäßigen 
Überlegungen heute in ganz entschei­
dendem Maße von der Versorgung ab­
hängen . 

Zur Erhärtung dieser Tatsachen mö­
gen folgende Vergleichszahlen dienen . 
Der Nachschub pro Mann und Tag (Be­
darfsquote), gemessen in kg - ist im 
militärischen Raum von 1914 bis heute 
auf über das Sechsfache angestiegen : 
1914 betrug er 6 kg , während er 1960 
bereits 38 kg betrug:) 

Diese Zahlen zeigen die veränder­
ten Grundlagen auch auf dem Gebiete 
der Versorgung. Da in einem Einsatzfall 
die Angehörigen der K-Dienste ähnli­
chen Erschwernissen unterliegen, ge­
ben sie gewisse Hinweise für die Über­
legungen hinsichtlich der Bevorratungs­
maßnahmen . 

Was ist unter ., Versorgung der K­
Dienste " zu verstehen , und was sind 
die Aufgaben im einzelnen? 

Ganz allgemein kann gesagt wer­
den, daß die Versorgung ein Teil des 
Lebensbereiches ist, mit dem jeder 
mehr oder weniger in Berührung kommt 
oder sich täglich in Verbindung setzt, 
um leben zu können . Täglich ist die 
Frage zu beantworten, was der einzelne 
zu essen, zu trinken usw. braucht. Wo, 
wann und wie kann dieser Bedarf ge­
deckt werden? 

Wenn wir die Versorgung auf die 
Einheiten und Einrichtungen der K­
Dienste beziehen, heißt es analog 
hierzu: 

• Vgl. Taschenbuch tür Logistik , 3. Folge. 
eHrausgegeben von OTL J . Gerber, Major H. 
Stein . Wehr und Wissen Verlagsgesellschaft , 
Darmstadt. 



Was brauchen die Einheiten (Züge, 
Gruppen usw.) im Einsatz täglich an : 

o Verpflegung 
o Betriebsstoffen 
o Ersatzteilen u. a.? 

Wo wann und wie ist dieser Bedarf 
bereitz'ustellen, nachzuführen bzw. sind 
notwendig werdende Instandsetzungs­
arbeiten zügig und rationell durchzu­
führen? 

Die Aufgaben der Versorgung der 
K-Dienste wären hiernach im einzelnen : 

a) Ergänzung und Ersatz der materiel­
len Einsatzmittel , nämlich : 

- Verpflegung 
Betriebsstoffe 
Ausrüstungsgegenstände 
Ersatztei le 
Entgiftungsstoffe u. a. 

b) Durchführung von Instandsetzungen 
bei Kraftfahrzeugen und Geräten 

c) gesundheitliche und fürsorgerische 
Betreuung der Helfer. 

Die sanitätsdienstliche Versorgung 
wird sich vorwiegend auf die Erste 
Hilfe beschränken; die personelle Be­
treuung hingegen die Aufgaben der 
Geldversorgung, Familien- und Heil­
fürsorge umfassen. 

d) Eine weitere wichtige Aufgabe wird 
die Wasserversorgung sein. Da in 
einem Katastrophenfall mit Schwierig­
keiten in der Versorgung mit Trink- und 
Gebrauchswasser gerechnet werden 
muß, wird es die Aufgabe der Versor­
gung sein, hier rechtzeitig für die Sicher­
stellung von einwandfreiem Wasser für 
die K-Dienste Sorge zu tragen . 

Um einen Überblick über den Um­
fang von den Versorgungsaufgaben zu 
erhalten, soll der Tagesbedarf einer 
Einheit genannt werden. Dabei wird 
eine Einheit in der Stärke von rd . 100 
Helfern, mit rd . 25 Fahrzeugen und Ge­
räten zugrunde gelegt. 

Nach den Berechnungen, die sich im 
allgemeinen aus den Erfahrungen bei 
den durchgeführten Übungen ergeben 
haben, würde der Tagesbedarf dieser 
Einheit ca. 2,5 t betragen. 

Diese Menge setzt sich insbeson­
dere aus folgenden Artikeln zusammen: 
Verpflegung (100x3 kg) 300 kg 
Betriebsstoffe (ca. 1000 I) - 1000 kg 
Ersatzteile, Kleingeräte, Wasser, 
Entgiftungsstoffe, Sanitätsmaterial , 
Spreng- u. Zündmittel u. a. - 1200 kg 

2500 kg 

Diese Menge wäre täglich zu be­
wegen und zu bewirtschaften , also ver­
waltungsmäßig zu ordnen. 

Nach der bisherigen Gliederung ist 
für jede Einheit (Fachdienst) ein Ver­
sorgungszug vorgesehen, der diese 

Aufgabe erfüllen soll. Nach der Rah­
menplanung ist je Fachdienst im ein­
zelnen vorgesehen: 

Personal (9 Helfer) : 
1 Versorgungszugführer 
2 Schirrmeister (K u. G) 

Rechnungsführer 
Melder 
Schreiber 

1 Koch 
2 Kraftfahrer 

Erlch Link Ist Absolvent der Logi­
stikschule. Während des Zweiten 
Weltkriegs war er Leutnant bei der 
Infanterie. Nach dem Krieg Verwen­
dung In verschiedenen Verwaltungs­
bereichen, unter anderem Lehrer im 
Nachweiswesen und Mitwirkung bei 
Stabsrahmenübungen; Bundeswehr­
Hauptmann d. R. Seit 1966 gehört 
Link zur Planungsabteilung für den 
Katastrophenschutz beim Bundes­
amt für zivilen Bevölkerungsschutz. 

Material: 
1 PKW oder Kombi 
1 Krad 
2 m LKW, davon 
1 LKW m. FKH") 

Die Neugliederung nach dem Kata­
strophenschutzgesetz wirft auch die 
Frage nach einer zweckmäßigen und 
effektiven Gliederung des Versor­
gungsdienstes auf. 

Bei der Erörterung dieser Frage 
sind Anzahl und Gliederungsformen der 
im Katastrophenschutz tätigen Organi­
sationen ebenso zu berücksichtigen 
wie die angespannte Haushaltslage. Als 

•• FKH = Feldkochherd. 

zweckmäßigste Ordnungsform bietet 
sich die Gliederung nach dem Bau­
kastenprinzip an. Hiernach sind kleine 
Versorgungstrupps vorgesehen , um die 
Versorgung auf der jeweiligen Kreis­
ebene sicherzustellen. Im einzelnen 
gliedern sie sich in : 

o Betriebsstoff trupp (2 Helfer) 
1 Truppführer 
1 Helfer, zugl. Kraftfahrer 1 m LKW 

mit einer Tageshöchstleistung bis zu 
4000 I Betriebsstoffumschlag bei zwei 
und ggl. mehr Umläufen ; 

o Verpflegungstrupp (4 Helfer) 
1 Truppführer, zugl. i<och 1 m LKW 

m FKH 
1 Kraftfahrer, zugl. Hilfskoch 
2 Helfer, zugl. Kraftfahrer 1 Kombi 

mit einer täglichen Verpflegung von 
300 Helfern, bei zwei Kochvorgängen ; 

o Materialtrupp (2 Helfer) 
1 Truppführer 
1 Helfer, zugl. Kraftfahrer 1 m LKW 

mit einer Tageshöchstleistung von 
2000 kg Material-Transport, bei zwei 
und gegebenenfalls mehr Umläufen ; 

o Kfz-/Gerätetrupp (5 Helfer) 
1. Schirrmeister K (Kfz) 
1 Schirrmeister G (Gerät) 
3 Handwerker, zug I. Kraftfahrer 

2 Kombi 
mit einer Tageshöchstleistung von 
10 Kfz/ Gerät-Instandsetzungen nach der 
Materialerhaltungsstufe 1 und 2. 

Diese Versorgungstrupps, die als 
Bausteine bezeichnet werden können , 
bilden den Grundstock, der dann nach 
der jeweiligen Stärke bzw. Anzahl der 
Einheiten erweitert werden kann. 

Mit der Planung dieses Versor­
gungsdienstes wäre neben der notwen­
digen Straffung - unter Einsparung 
von Personal und Material gegenüber 
der jetzigen Gliederung des Versor­
gungszuges innerhalb der Fachdienste 
- ein zweckmäßiges und praktikables, 
der derzeitigen Forderung entsprechen­
des Instrument geschaffen, das bei ein­
heitlicher Führung und gezielter Aus­
bildung die Versorgung auf der jeweili ­
gen Kreisebene sicherstellen könnte. 

Für den notwendigen Versorgungs­
ablauf werden ferner Versorgungsfüh­
rungssteIlen auf Kreis- , Bezirks- und 
Landesebene erforderlich sein , denen 
vorwiegend neben der Auswertung der 
jeweiligen Ortsbeschreibungen hinsicht­
lich der Versorgung organisatorische 
Aufgaben oblägen . Aus Gründen der 
notwendigen Koordinierung von Ver­
sorgungsmaßnahmen würde diesen 
Stellen eine besondere Bedeutung bei 
Vorbereitung und Durchführung des 
Anforderungs- und Zuweisungsverfah ­
rens in der Versorgung zukommen . 
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Für die einzelnen Anforderungen , 
Stärkemeldungen u. a. wäre ein Rech­
nungsführer oder Verwaltungshelfer bei 
den Einheiten notwendig . 

Der Versorgungsdienst im Kreis 
sollte in allen Versorgungsangelegen­
heiten nach Weisung des Versorgungs­
führers beim Stab des Hauptverwal­
tungsbeamten handeln (§ 7 Absatz 3 
KatSG) . 

Die Versorgung wird durch das Ab­
hol prinzip erfüllt ; die Versorgungs­
trupps beschaffen die Güter und führen 
sie den Einheiten zu . 

Die Bedarfsdeckung wird nach den 
Sicherstellungsgesetzen und dem Bun­
desleistungsgesetz bei der gewerblichen 
Wirtschaft erfolgen. 

Das schließt jedoch nicht aus, daß 
bestimmte Artikel , z. B. Ersatzteile für 
Spezialgeräte. die im allgemeinen in der 

freien Wirtschaft nicht erhält lich sind , 
vorsorgl ich in angemessener Menge auf 
Lager genommen werden . 

Da nach den Sichersteilungs-
gesetzen nicht die Besonderheiten eines 
künftigen Einsatzfalles erfaßt werden 
können , wird es notwendig sein , auch 
bestimmte Verbrauchsgüter, z. B. Be­
triebsstoffe, Entgiftungsstoffe in einem 
entsprechenden Verhältnis zur Ausstat­
tung vorsorg lich zur Überbrückung von 
Engpässen zu bevorraten . 

Die Instandsetzung der Kraftfahr­
zeuge und Geräte nach der Material­
erhaltungsstufe 3 und höher sollte in 
ortsfesten Werkstätten erfolgen, die auf 
Bezirksebene zusammen mit den Be­
vorratungslagern errichtet werden 
müßten. 

Die Aufgaben der Versorgung , die 
sich aus vielen Einzelfunktionen zusam­
mensetzen , werden jedoch nur dann 

bewältigt werden können , wenn hierfür 
ein gezielt ausgebildetes Persona l zur 
Verfügung steht . 

Es wird deshalb notwendig sein, 
unter en tsprechender Berücksichtigung 
des Rechtsstatus der Helfer eine wirk­
lichkeitsnahe Ausbildung durchzufüh­
ren, die den Helfer befähigt, seine Auf­
gaben im Einsatzfall sicher und rei­
bungslos zu erfüllen. 

Hierfür müssen entsprechende Au s­
bildungsgrundlagen für eine ein heit­
liche Führung und Ausbildung erarbei­
tet werden. 

Einziger Zweck der Versorgung ist, 
die stete Einsatzbereitschaft der K­
Dienste zu gewährleisten. Dieses Ziel 
läßt sich nur erreichen, wenn die Not­
wendigkeit der Versorgung erkannt 
wird und die hierfür erforderlichen Vor­
aussetzungen (Mittelbewilligung u. a.) 
geschaffen werden . 

Versorgungskreislauf 

8edDrtnIue der K-DIeMte PI8nung 

Betriebsstoffe 
Bund 

Verpflegung 
und 

Entgiftungsstoffe 

Bezirk 

Ersatzteile u. 8. 

*) V-Dienst (Versorgungstrupps) auf der Kreisebene ; im Kata­
strophenfall : Bedarfsdeckung - nach den Sichersteilungs­
gesetzen - bei der gewerblichen Wirtschaft bzw. bei den 
behördlichen Vorratsstellen. 
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Be8Ch8ffung und ZufDhrung 

* K-Dlen.te 

**) Materialinstandsetzung und -bevorratung . Instandsetzu ng 
nach der Materialerhaltungsstu fe 3 und Bevorratung von Be­
darfsgütern (Betriebsstoffe , Ersatzteile u. a.) auf der Bezirks­
ebene. 



"Wenn du 
den Frieden vvillst ••• " 
Die Wochenzeitung "Das Parlament" hat ein Interview 

mit dem Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmini­
ster des Innern, Wolfram Dorn, zu einigen Aspekten der 
Weizsäcker-Studie gemacht. Nachstehend ein Auszug daraus: 

Frage: Ein en Rüstungs­
w eIllauf zwischen ein em gro­
ßen Bunkerbauprogramm un­
se rerse its und ein er " gemä ­
ßigten quantitativen V er ­
m ehrung gegn erischer An­
griffswaffen" , so schreibt 
W ei zsä ck er in se in er Studi e, 
müssen wir v erli eren. Ein 
so lches Programm könn e zu­
dem der Stabilität der Ab­
schreelwng entgegenwirken. 
Da die Möglichkeit ein es be­
grenzten Atomwaffeneinsat ­
zes üb er dem Gebiet der Bun­
desr epublik j edoch nach dem 
Ergebnis der Studie ni cht 
au sgeschlossen i st, häll Pro­
fessor v on W ei zsäck er ein 
sogenanntes klein es Schutz­
raumprogramm auch heut e 
noch für sinnvo ll. T eilen Sie 
diese Ansi cht ? Wa s hat man 
sich unt er ein em klein en 
SChutzraumprogramm v orzu ­
s tellen ? 

A llgemein vers tändliche üb er ­
se tzt Reak tion en des 
Schreck ens und der A ngst 
ebenso lche Reaktionen des 
Schrecke ns und der A ngst 
herau fbeschwö ren oder stei ­
gem k önn en. Würde dem­
nach ein e w ie imm er gear­
tete Wi ederauf!a ge oder In ­
tensi v i erung des Schutzraum­
programm s den Eindru ck er­
w eck en, di e Bundesr epublik 
rechne mit ein er konkre ten 
militärisch en Auseinander ­
se tzun g? Stellt si ch im Sinn e 

wenn du de n Fr iede n will s t , 
rüs te zum Kri ege . Es ~eht 
ni cht nur um V e rstä ndnis für 
di e Bedingunge n de r Politik 
be i de n Bürge rn - di e Po li­
ti k muß a uch de n Mut ha be n, 
de n Bürge rn a ufzuze i~e n, 
we ld1e Ergeb nisse und A lte r­
na ti ven sich a us de r Po litik 
e rge be n könn e n. Das he ißt : 
Da ß s ie da ra uf vo rb e re ite t 
we rd e n müssen, daß Kri sen­
s itu a ti o ne n s ie selbs t bedro ­
he n kö nn e n, wie s ie mit di e ­
sen Kri sens itua ti one n fe rti~ 

in si ch schließ t. W el che 
Schritte sieht die pOlitische 
Führung des zi v il en Bevöl ­
ke ru ngsschutzes als vordring ­
li ch an , um die Sicherung des 
Wellfriedens als ers te A uf­
gabe der Politi k der Bev öl ­
ke run g verstä ndlich zu ma ­
chen ? 

Dorn: Da ra uf ~ i bt es nur 
e in e A ntwo rt : Daß di e Po li ­
tike r sehr deutlich sage n, w o 
die Mög li ch ke ite n e in e r frie d­
li che n Entwi cklun~ li ege n -
w ie das zum Be ispi e l d ie 

Dorn: Ich te il e di e Ansicht 
von Professor von W e iz­
säcke r. Die Schlußfolge run­
ge n zum Schutz der Zivilbe ­
vö lke run~ aus de n in de r 
S tudi e varii erte n b e~re nz ten 
Konf likts itua tion e n s ind a uf 
de n Trümme r-Schutz und a uf 
de n Fallout-Schutz ab~es te llt. 
Di e Bundes re~i e run~ ha t im 
ve rg a n~e ne n Jahr be re its di e 
Zuschußbe trä~ e für de n Ba u 
von trümm e rsi che re n Decke n 
und ähnli che n Schutzproj ek­
ten e rh ö ht. Die Kons equ e n­
ze n aus de r nun vorli e~e n ­

de n Studie sind ne be n and e­
re m di e Inte n s ivi e run~ de r 
all e rdings au ch je tzt sch o n 
be triebe ne n Schutzvorke h­
run~ e n in Mehrzweckb aute n, 
unte rirdis che n V e rke hrsanl a ­
~en, Tie f~ara~ e n , V-Bahn­
höfe n und ähnli che n Obj ek­
te n, in de ne n e ine ~roße Za h l 
von Mensch e n in Ka ta stro­
ph e n-Situa tion e n Schutz fin­
de n ka nn. Hie rfür is t e in 
ve rs tä rkte r Mitte le in satz v or­
gese he n - sowohl im la ufe n­
de n Hausha ltsj a hr a ls a uch 
in de r mitte lfristige n Fina nz­
pl anung. 

Wolfram Dorn und Lolli Krekel bei einem Empfang in der BVS-Hauptstelle. 

Frage: In de n fa chwissen­
schaftli chen Ausführungen 
der Studie ist imm er wieder 
davon die Rede, daß - in s 

eIer W ei zsäck er-Studie für 
den Zi v ilschutz die A ufgabe, 
den Frieden psycho logisch 
dadurch zu sichern oder doch 
zu stabili si eren , indem auch 
er Siell psycho logisch ganz 
auf den Fri eden einste11l ? 

Dorn: Für mi ch ste llt sich 
das Probl e m e twas a nd e rs. 
Es ~ e ht in le tzte r Konse ­
qu e nz imme r noch um de n 
alte n late inische n Satz "Si 
v is pace m, para be llum " -

we rd e n kö nn e n und w e iche 
Schutz- und Hilfsmitte l ihne n 
di e po liti sch Ve rantw ort­
lich e n für diese Krisensitua ­
li onen zu Ve rfügun~ s te ll e n. 

Frage: W ei zsäck er selbst 
bezei chnet das Ergebnis der 
Studie als ti ef beunruhigend . 
Es gibt nach seiner Darstel ­
lung keinen zu verläss igen 
W eg zur Kri egsv erhütung , 
der nicht de n Ma chtverzi cht 
der lmperi en und N ati onen 

Bundesregierun ~ mit ihrer 
Friede nspo litik tut ; daß a be r 
di e Bundesregi erun~ ~ en a u 
so o ffe n sa gt, da ß für die 
Fo rtse tz un~ di ese r Po litik 
a uch de r a nd e re Pa rtn e r sei­
ne n Be i t ra~ le is te n muß , und 
daß - we nn h ier Ke in e Ube r­
e in s timmung e r fo lat - die 
Me nsche n a u f d ie Ko nse­
qu e nzen des Sche ite rn s e in e r 
sol che n Politik a ufme rksam 
ge macht werd e n müsse n. 
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Zehn Millionen 
W'enlger 

Auch die zivil e Verteidi­
gung ist von der globalen 
Ausgabensperre betroffen, 
die die Bundesregierung ver­
hängt hat. Sie muß - nach 
einer Meldung der "Welt" -
eine Sperre von zehn Millio­
nen DM hinnehmen. Die Aus­
gaben des Bundesverteidi­
gungsministeriums wurden 
um 300 Millionen DM be­
grenzt. 

Geschäftsbetrieb 
eingeschränkt 

"Die Organe der Selbst­
schutzberatungsstelle" , heißt 
es im Bericht für das Jahr 
1970 der Industrie- und Han­
delskammer Bonn, "haben 
angesichts der Verzögerung 
in der Herausgabe von er­
gänzenden Verwaltungsvor­
schriften zur Durchführung 
des Gesetzes über die Erwei­
terung des Katastrophen­
schutzes im Juni 1970 be­
sch lossen, den Geschäfts­
betrieb der Beratungsstelle 
bis auf weiteres auf ein Min­
destmaß einzuschränken. Die 
Geschäftsstelle wurde aufge­
löst. Der Geschäftsführer 
steht jedoch auch weiterhin 
der Wirtschaft von Fall zu 
Fall für Beratungen zur Ver­
fügung". 

Verteidigung 
feminin 

Mädchen und junge 
Frauen in der DDR, insbeson­
dere Schülerinnen und Stu­
dentinnen, werden in zuneh­
mendem Maße in die vor­
militärische Ausbildung ein­
bezogen. Wie aus Berichten 
in der lokalen Presse her­
vorging, so ll en im Laufe die­
ses Jahres die Studentinnen 
des 2. Studienjahres in soge­
nannten Lagern für Zivilver­
teidigung e ine vierwöchige 
Ausbildung erhalten. Zu die­
sem Zweck werden in der 
gesamten DDR zahlreiche 
zentrale und örtliche Ausbil­
dungslager eingerichtet. 
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Großbritannien 

Holland 

Belgien 

USA 

Luxemburg 

Norwegen 

Dänemark Schweden 
Finnland 

Japan 

Polen 

Sowjetunion 

DDR 

Volksrepublik China 

Ungarn Bulga r ien 
Frankreich 'V·~--~~~=~r:=~~~ ..... ~O Jugoslawien 

Schweiz 

Italien 

Südafr ika 

Rumänien 

Österreich 
Tschechoslowakei 

G r iechenland 

Israel 

"Zivilverteidigung" international 
Allgemein bekannt ist, 

daß der zivilen Verteidigung 
nahezu in aller Welt große 
Bedeutung beigemessen wird. 
Weniger bekannt dürfte sein, 
daß die ZIVIL VERTEIDI­
GUNG ebenfa lls nahezu in 
a ll er Welt gelesen wird. 

Wir haben einmal in un­
seren Unterlagen geblättert 
und herausgefunden, daß 
nadl der Schweiz, den Nie-

derlanden und Finnland die 
OSlblockstaaten das - wen 
wundert's! - stärkste Inter­
esse an unserer Zeitschrift 
bekunden. 

Monat für Monat wird 
die ZIVILVERTEIDIGUNG 
auf den Weg gebracht nach 
Dänemark, Norwegen, Schwe­
den, Finnland, Osterreich, der 
Schweiz, Holland, Belgien, 
Luxemburg, Frankreich, Eng-

land, USA, Griechenland, 
Südafr ika, Israe l, Japan, Ita­
lien, der Sowjetunion, Polen, 
Rumänien, der DDR, Bulga­
rien, Jugoslawien, Ungarn 
und der Tschechoslowakei. 

Auch Maos Zivilverteidi­
ger zä hl en zu unseren Le­
sern. Peking hat vier Exem­
plare der ZIVILVERTEIDI­
GUNG abonniert. 

"Grabenkampf der Interpreten" 

Wird die Weizsäcker-Studie nicht richtig verstanden? 

Seit Erscheinen der Studie 
Kriegsfolgen und Kriegsver­
hütung tobt in der Bundes­
republik ein eigenartiger 
Grabenkampf der Int erpreten 
iiber den Inhalt dieses von 
C. F. von Weizsäd(er heraus­
gegebenen Buches. Vor allem 
um seine Aussage über Sinn 
und Nutzen einer Ziv ilver­
teidigung wird gerangelt. Da­
bei beuten beide Parteien, 
Gegner wie Befürworter 
eines Ziv ilschu tzp rogrammes, 
die Studie zu ihren Gunsten 
aus, das heißt, sie verwen­
den deren Argumente je­
weils nur zur Stützung der 
eigenen Thesen. Nun scheint 

dies das Schicksal schwieriger 
und differenzierter Bücher 
von alters her. Deshalb ja 
auch der Erfolg jener Sekun­
därliteratur, die oft noch 
Jahre später mitzuteilen vor­
gibt, was sol che Bücher denn 
nun wirklich sag ten. 

Im Falle der Weizsäcker­
Studie i st dieser Kampf der 
geistigen Diadochen deshalb 
so seltsam, weil diese Studie 
als Ausfluß der großen Zivil­
schu tzdeba tt e Anfang der 
sechziger Jahre eigen tIidl 
mehr Klarheit in die Probie­
matik bringen soll te. In zwi­
schen muß man aber einse­
hen, daß die Erwartungen zu 

hoch geschraubt und die Au­
toren der Studie über fordert 
waren, weil das Problem des 
Zivilschutzes an sich unlös­
bar schein!. /VIii der simplen 
Alternative für oder gegen 
ein solches Programm ist es 
nämlich nicht getan. Vie l­
mehr bleibt der Ratgeber im­
mer zwischen zwe i Extrem­
füllen hin und her gerissen, 
die freilich beide realistisch 
scheinen, weil sie eintreten 
können. 

Ei nersei ts lassen s ich lo ­
kale Kriegsmodelle (auch mit 
dem Einsatz von Nuk lear­
waffen) konstruieren, die be­
weisen, daß ein sogenanntes 



kleines Schutzbauprogramm 
in bestimmten Fällen sinn­
voll sein könnte, weil es für 
e tli che Menschen ein über­
lebenswichtiges Mehr an 
Schutz brächte . Das andere 
Ex trem ist nun nicht der 
große Nuk learkrieg, in dem 
es ohnehin keinen Schutz 
gäbe (darüber wird nicht 
mehr diskutiert), sondern die 
vertrack te indirekte poli­
ti sche Folge jedes auch nur 
einigermaßen funktionieren­
den Schutzprogra mms. Zivil­
schutzprogramme können 
nämlich nicht nur nichts nüt­
zen, sondern soga r beträcht­
lich schaden. Und zwa r dann, 
wenn s ie das bestehende re­
lative Gl eichgewi cht des ato­
maren Schreckens destabili­
sieren. Zivilschu tzprogramme 
können wie Raketenabwehr­
systeme wirken, weil sie 
die eigene Zivilb evölkerung 
durch ihren Schutz dem Ver­
geltungsschlag der Gegen­
se it e en tzi ehen und sie so 
ihrer "Geise l funktion" be­
rauben. Man mag eine solche 
Logik irrsinnig finden, aber 
noch vertrauen die Militär­
blöcke auf sie. 

Wer sich nun aber in 
ei ner endgültigen posi tiven 
ode r negativen Patentste/­
lungnahme zum Thema Z ivil ­
ve rteidigung gegen nukleare 
Waffen äußern will, muß 
eine diese r beiden ex tremen 
Möglichkeiten außer acilt 
l assen. Die Weizsäcker-
Studie hat sich in der Frage 
der Zivilve rteidigung eine 
so lche Vereinfachung nicht 
erlaubt , deshalb mußten ihre 
Ergebnisse mandlen enttäu ­
schen. 

Als Ausweg bleibt nur, 
daß sich die Zivilschützer 
noch einma l mit den Auto­
ren der Studie zusammen­
se tzen , um ihren Standpunl{t 
zu überprüfen. Im Inn enmini­
sterium wird man erkennen 
müssen, daß die Weizsäcker­
Studie keine Blankovoll­
macht zur Intensivierung des 
Zivi lschu tzes in der Bundes­
republik darstellt - auch 
nicht zur Planung e ines klei­
nen SchutzbC/uprogrC/mmes. 

Christian potyka 
in der "Süddeutschen Zeitung " 

Außer A-Bomben 
Eine irische Versiche-

rungsgesell schC/ft teilt e ihren 
Versicherten mit, daß Kfz­
Schäden , die durch Atom­
bombenexplosionen ents te­
hen, durch die KC/sko- Ver­
sicherung nicht gedeckt sind . 

DDR: Ein Volk in Waffen 
Die Militarisierung der 

Bevölkerung der DDR hat, 
seit Gründung des deutschen 
Teilstaates, in diesem Jahr 
ihren organisatorischen Höhe­
punkt erreicht. 

3,3 Millionen Wehrpflich­
tige im Alter von 18 bis 50 
Jahren sind das Reservoir 
der militärischen Kraft. 
880000 ausgeb ildete Reser­
visten stehen zur Verfügung. 
Die aktiven Landstreitkräfte 
umfassen 90000 Mann, die 
Volksma rin e 16000, die Luft­
strei tkräfte / Luftverteidigung 
25000 und d ie Grenztruppen 
47000 Soldaten. Mit den mi­
litärischen Sicherheitstruppen 
unterhält die DDR eine ein­
satzbereite Truppe von 
200000 Mann . 

Die ideologische und mo­
ralische Wehrerziehung die­
ser Kadertruppe wird von 
paramilitärischen Organi­
sationen unterstützt. Davon 
ge hören die Volkspolizei 
und die übrigen Polizeifor­
mationen mit 90000 Angehö­
rigen nur theoretisch zu den 
nichtmili tärischen Einheiten 
mit wehrpolitischem Hinter­
grund. In Wirklichkeit sind 
diese Verbände militärischer 
Art. 

350000 bewaffnete Kampf­
gruppen der Betriebe, 600000 

Neuer Wein in alten Schläuchen. 

Angehörige der paramilitäri­
sdlen Organisation der Ge­
sellschaft für Sport und Tech­
nik sind ebenfa lls a ls Basis 
der Nachwudlsschule der rei­
nen Kampflruppen zu begrei­
fen. Insgesamt können rund 
zehn Millionen Menschen in 
der DDR als militärisdl or­
ganisiert betrachtet werden . 
Bei einer Bevölkerung von 
17 Millionen :'Ienschen ist 
das Verhältnis von militari­
sierter Bevölkerung zur üb­
rigen Bevölkerung I: 1 ,7. 

"Frankfurter Allgemeine " 

Reservisten 
werden gefestigt 

Die militärpolitische Schu­
lung der Reservisten der 
DDR-Armee ist in den letz­
ten Wodlen und Monaten 
bedeutend verstärkt worden 
und hat ein bisher noch 
nicht da gewesenes Ausmaß 
erreicht. In der Wochenzei­
tung "Vo lksarmee" hieß es 
dazu, die "politi schen Uber­
zeugungen" der Reservisten 
und ihre Verbindung zur 
Volksarmee müßten gefestigt 
werden. 

Es gehe darum, in a ll en 
Reservisten-Kollektiven eine 
kontinuierlidle und wirk-

same Militärpropaganda zu 
entfalten, "die den Reser­
visten für einen möglichen 
militärischen Einsatz und für 
seine wehrerzieherische Tä­
tigkeit im Betrieb, in der GST 
(Gesellschaft für Sport und 
Technik) und im Rahmen 
des sozialistischen Jugend­
verbandes weiter qualifi­
ziert". 

Der verschärften mili tär­
politischen Linie der neuen 
SED-Führung entsprechend, 
richtet sich die Militärpropa­
ganda unter den Reservisten 
ebenso wie unter den aktiv 
Dienenden in erster Linie ge­
gen die Bundesrepublik. Ins­
besondere soll den Reser­
visten und aktiven Soldaten 
unter Hinweis darauf, daß 
sich die Bundesrepubli k un­
ter der BrancJt/Scheel-Regie­
rung an der Seite der USA 
"intensiv auf eine militäri­
sche Auseinandersetzung mit 
dem Sozialismus" vorbereite, 
"das ganze Ausmaß der im­
perialistischen Bedrohung" 
aufgezeigt werden. 

Süddeutsche Zeitung 
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DDR­
Kampftruppen 

"aufgefüllt" 
Die direkt der Abteilung 

Sicherhei t des ZK der SED 
unterstellten bewaffneten 
"Kampfgruppen der Arbeiter­
klasse", die gegenwärtig eine 
Stärke von etwa 350000 
Mann haben und deren 
Hauptaufgabe nach den Wor­
ten des l. Sekretärs des ZK 
der SED, Erich Honecker, "in 
der Verteidigung der Errun­
genschaften der DDR gegen 
alle konterrevolutionären 
Provokationen" sowohl in 
den Betrieben als auch in 
Stadt- und Kreisgebieten be­
steht, werden "aufgefüllt". 

Wie das vom ZK der SED 
herausgegebene Kampfgrup­
penorgan "Der Kämpfer" mit­
teilte, sei es in den vergan­
genen Monaten gelungen, 
weitere Kampfgruppenein-
heiten "entsprechend der 
Strukturstärke aufzufüllen". 
Insbesondere handelt es sich 
dabei um die Kampfgruppen­
Verbände in Thüringen und 
Mecklenburg. In der nächsten 
Zeit, so forderte das ZK-Or­
gan, müßten sämtliche Ein­
hei ten auf ihre struktur­
mäßige Stärke gebrach t wer­
den. 

Das würde nach Ansicht 
militärischer Beobachter in 
West-Berlin bedeuten, daß 
sich die Zahl der Kampfgrup­
pen-Angehörigen um minde­
stens 50000 erhöht. 

Front""echsel 
Israelische Grenzwachen 

waren sehr überrascht, als 
plötzlich ein altes Auto über 
die libanesische Grenze rollte 
und unmil/elbar neben ihnen 
anhiel/. Dem Autoveteran 
entstieg der 33 Jahre alte 
Libanese Hassan Aiysch. Er 
begründete seine Fahrt über 
die Grenze: "Ich habe einen 
Streit mit meiner Schwieger­
mutter gelwb/. Es ist besser, 
in Israel zu sein, als mit ihr 
zu leben." 
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Neue Dimension: absolutes Chaos 

Unsere militärischen In­
strumente heißen zwar noch 
Armeen oder Heere oder Ge­
schwader. Tatsächlich sind es 
Vernichtungsfabriken. Die 
Gefahr wird immer sicht­
barer, daß moderne Truppell 
- ob atomar oder konven­
tionell bewaffnet bald 

nicht mehr vom politischen 
Willen eines Staates bewegt 
werden, sondern von einer 
nihilistischen Automatik. 

Früher I ieß sich auch der 
wildeste Kampfgeist diszipli­
nieren. Der dem Soldaten turn 
notwendige Angriffsgeist 
konnte durch die Führung 

TRUPPENDIENST 
TASCHENBUCH 

Streitkräfte der 70er Jahre 
[in rundes Jahrzeh n t dau­

ert es, bis ein neues Waffen­
system zur einsatzreifen Se­
rie geführt werden kann. 
Diese lange Entwicklungs­
dauer bedingt, daß schon 
heute die rüstungstechnische 
Evolution für das nächste 
Jahrzehnt abzusehen ist. 

Wie die Waffenentwick­
lung, so die Kostenentwick­
lung : Die Waffen der fünfzi­
ger Jahre waren um 250 Pro­
zent billiger als die der sech­
ziger Jahre, die Waffensyste­
me der siebziger Jahre wer­
den bis zu 300 Prozent mehr 

kos ten - was eine maximale 
Steigerung um runde 550 Pro­
zent ausmacht. 

Unter dem Titel "Die 
Streitkräfte der siebziger 
Jahre" hat Friedrich Wiener 
in einem Taschenbuch (J. F. 
Lehmanns Verlag, München, 
192 Seiten, 159 Lichtbilder 
und Zeichnungen, 20 DM) 
diese Entwicklung auf inter­
nationaler Ebene dargestelll 
und damit eine Fundgrube 
für Fachleute und interes­
sierte Laien des militärischen 
und zivilen Verteidigungs­
bereichs geschaffen. R. O. 

gebremst werden. Das Mäßi­
gende im Kriegführen zeich­
nete Kullurnationen aus. 
Nach Clausewitz machte al­
lein das Maßvolle den Krieg 
als Sache noch konstruktiv. 
Die Technik aber ist starr. 
Einmal gelöst, rollt ein tech­
nischer Zerstörungsakt nach 
eigenen Gesetzen ab . Die 
Vernichtung hat eine neue 
Dimension geschaffen: das ab­
solute Chaos. 

Adelbert Weinstein 
in der .. Frankfurter Allgemeinen ·· 

In den Dreck 
gestoßen 

"Die größte repräsentCl­
tive Demokratie der Welt, 
die NCltion Jeffersons und 
Lincolns, ist von unbedeu­
tenden Kriegsherrn, eifer-
süchtigen vietnamesischen 
Genemlen, SchwClrzmarkt-
händlern und großen Rausch­
giithändlern mit der Nase in 
den Dreck gestoßen worden." 

US-Senator Mike Gravel 
über die Vietnam-Geheimstudie 

Marine als Motiv 
Das System der Zivi lver­

teidigung in den Städten und 
Gemeinden des DDR-Ostsee­
raumes soll ausgebaut wer­
den. Wie der Leiter der Zivi l­
verteidigung des Bezirkes 
Rostock, Willy Marlow (SED), 
auf einer Bezirkstagung an­
kündigte, würden u. a. in 
allen Städten und Gemein­
den sogenannte Se lbstschutz­
wohnbezirkskomitees gebil­
det und in verstärktem Maße 
Ubungen durchgeführt. Mar­
low begründete diese Pläne 
damit, daß die Bedrohung 
durdl die westdeutsche Ma­
rine, die mit 35000 Mann die 
Hauptkraft des NA TO-Kom­
mandos Ostseeausgänge bil­
de, durch deren verbesserte 
Ausstattung mit Raketen so­
wie durch Stationierung wei­
terer Raketenzerstörer in 
Kie l ständig wachse. 

KriegfUhrung 
Der Verlag Ull stein wirbt 

für sein Buch "Bomber" von 
Len Leighton mit folgenden 
Worten: "Piloten: Junge 
Männer: Zwischen 19 und 26 
Johren. fhr Beruf: Krieg. Ihr 
Alltag: Tod. Diese Männer 
Iwmmen am Morgen aus dem 
Bett einer Fmu und kiel/ern 
noch erfüllter Mission wie­
der zurück in dieses Bett. Als 
wäre nich ts gewesen." 



Der Mensch - ein zum Verschleiß 
bestimmtes Verbrauchsgut? 

2500 Me nsche n kö nnten 
jä h rlich in der Bundesrepu­
blik gerettet werden, wenn 
unser Unfilli hilfswesen den 
A nsp rüchen e iner Ind ustrie­
na ti o n gerecht würde. Diese 
schwere Anklage stammt von 
Professor Dr. E. Gög ler, Un­
fa ll chirurg aus I-Ie ide lberg. 
Jä hr li ch gebe es in der Bun­
des re pub li k ISO 000 Sch wer­
ve rl etzte im Verkehr, 8 1 000 
am Arbeitsp latz und 200000 
durch häusliche u nd a ndere 
Unfä ll e. 

Die Vo lkswir tschaftler hät­
ten daraus einen jä h rlichen 
Produktionsaus fa ll von 2,6 
M illiurden errech net. Das 
"Massenphänomen Unfa ll " 
hilbe schon dazu gefü hrt, daß 
jeder fün ft e stationär behan­
de lte Patie nt ein Unfa ll opfer 
ist. 

Für reformbedürftig hält 
Professor Gög ler vor allem 
"unser System der I-li lfs ­
organi sationen, dene n das 
Rettungswese n auf der 
Grund lage der Freiwilligkeit 
überlassen b leibt, ohne an 
gese tz l iche No rmen gebun­
den zu se in". Außerdem lasse 
das A la rmsystem zu wün­
schen übrig. 

An de n Bun desschn e lls tra­
ßen w ie a n den Fernstraßen 
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gebe es effektiv keine Nach­
rid1tenmittel, geschweige 
denn münzlose Telefonspred1-
zellen für den Notfall, eine 
Einrichtung, die sid1 insbe­
sondere in Eng land schon 
seit Jahren sehr bewährt 
habe. 

Außerdem müßten mehr 
zentra le Unfallkrankenhäu­
ser ex istieren, um die 

Schwerverletzten optimal ver­
sorgen zu können. Professor 
Gög ler kommentierte den 
Status quo des Unfallwesens 
bei uns so: "Bei diesen Zu­
ständen kann der Mensch 
selbst nur noch als ein zum 
Verschleiß bestimmtes Ver­
brauchsgut verstanden wer­
den." 

"Die Fackel" 

Ventilator 
aus der Schvveiz 

Ein neuer Schutzraum­
Ventilator, Modell VA 20, 
der den letzten Zivilschutz­
vorsdHiften entspricht, wurde 
in der Schweiz en twicke lt. 
Für den Einbau in Luftschutz­
räume für 7 Personen be­
stimmt, ist dieser Ventilator 
für e ine Luftmenge von 
20 m"/ h b is 40 m:1/h oh ne F il­
ter vorgesehe n . Diese An­
gaben bezie hen sich auf 
einen atmosphärischen Druck 
vo n 7 10 mm HG und eine 
mi tt lere Temperatur von 
+ 20 0 C. Aussch ließ lich aus 
rostfreiem Material herge­
stellt, widersteh t dieser Ven­
ti la tor ohn e Wa rtu ng jah re ­
lang den Raum luftz us tänden 

n = 2 

ppm co VOI.I,. CO, 

3 6 4 5 

in Sd1Utzräumen. Leicht im 
Gewicht, widersteht er den 
Ersd1ütterungen, denen das 
Gebäude im Falle eines An­
griffes ausgesetzt würde. Die 
Konstruktion des Venti lators 
wurde in bezug auf Wider­
stand gegen Schockwirkun­
gen spezie ll durchstudiert 
(max imale Beschleunigung, 
maxima le Verschiebung). 

Der Ventilator ist mit 
einem Zahnradgetriebe aus­
gerüstet, und sein Betrieb ist 
auch im Fa ll e sch lechter 
Schmierung gewährle istet. 
Außerdem ist er serienmäßig 
mit einem Mengenmesser 
versehen, der die Luftmenge 
mit und ohne Filter anzeigt. 

2 

1 und 2 zugeschm olzene 
Spitzen (ä ußere 
Spi tzen) 

3 und 4 zugeschmolzene 
Sp itzen (d urch 
Metallh ülse 
ve rd eckt) 

5 Schrumpfsch lauch, 
de r d ie beiden 
Einze l röhren und 
d ie Metallhülse 
zusammenhält 

(weiß) mit Strich­
skala, gültig für 
n = 2 Hübe; Zah­
lenwerte = ppm CO 

8 CO,-Anzeigeschich t 
(weiß) mi t Strich­
ska la, gü ltig für 

n = 2 Hübe: Zah­
lenwerte = Vol.-'Io 
CO, 

9 Vorschicht (orange) 
10 Pfeil (soll bei der 

Prüfung zur Pumpe 
weisen) 6 Metall hülse 

7 CO-An zeigeschicht 11 Schreibfläche 

Uberwachungsgerät aus USA 
Ein neue s kalibriertes 

Uberwachungssystem, Mod e ll 
220, wird in den USA herge­
s tel lt. Mit ihm können in de r 
Luft befindliche Ve rseuchung s­
stoffe , wie radioaktive und 
g iftige feste Körper, ausfindig 
ler ein ideales Fe ld- ode r 

gemacht we rd e n. Das Me hr­
zwe ck-Ube rwachungs gerät so ll 
zusamme n mit e ine m gee ig­
neten De tektor und Luftwirb­
periphe res Ube rwachungsge­
rät se in , o bwo hl es a uch le icht 
in o rts feste Anl agen e inge­
baut we rden kann , di e mit Va-

kuumzufuh r a rbeiten. Es is t 
mit ei ne m Meßge rä t , e in e r 
Wa rnl a mpe, e ll1 e m Al a ms i­
gn a l, das be li e big vo re ing e­
stellt we rd e n ka nn , ei nem Ein­
ka n a I-St re i fe n reg i s t ri e rge rä t 
und e ine r Fe rn a la rmvor ri ch­
tung ausge rü s te t. 

Französisches 
Strahlungs­
meßgerät 

Das in Frankreich herge­
ste llte Strahlungsmeßgerät 
DOM-410 ist ein robustes, 
präzises, autonomes und 
tTdgbdres Detektions- und 
Meßgerä t für Beta- und 
Gammastrahlen. Die Skalen­
einteilung geht von 1 mR/h 
bis zu 1000 R/h, eine für ein 
Einzelgerät außergewöhn­
liche Leistung. Das DOM-410 
ist sowohl für Militär- wie 
Zivileinheiten gedacht. Ge­
genwärtig wird an einem an­
deren Mode ll , DOM-306, ge­
arbeitet, mit eingebauter op­
tisch-akustischer Alarmvor­
richtung und den gleichen 
Merkma len. 

Internationale Zivilverteidigung, 
Nr.189 

Neues 
Drägerröhrchen 

Für die Bestimmung des 
Kohlenmonoxids und des 
Kohlend ioxids in Abgasen 
von Feuerungsanlagen wur­
den bisher zwei Prüfröhrchen 
benutzt, und zwar ein CO­
Prüfröhrchen und ein C02-
Prüfröhrchen, Besonders bei 
der Untersuchung der Ab­
gase von Gasbrennern kann 
es aber erforderlich werden, 
die Bestimmung des CO und 
des C02 gleichzeitig vorzu­
nehmen, um möglichst exakt 
das CO-C02-Verhältnis er­
mitteln zu können. 

Für diese gleichzeitige 
(simultane) Bestimmung des 
CO und des C02 gibt es jetzt 
ein neues Drägerröhrchen, 
das Dräger-Simultan-Röhr­
chen CO 200/ a + C02 2%/ a 
(s. Abb.). Wie alle anderen 
Drägerröhrchen ist auch die­
ses Drägerröhrchen zusam­
men mit der Dräger-Gasspür­
pumpe zu verwenden, Bei 
einer I-Iubzah l von n = 2 er­
streckt sich der Meßbereich 
von 200-2500 ppm CO und 
2- 12 Vo l. -% C02. 
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Krisen-Kinderheime in Dänemark 

Seit Juli 1956 haben die 
vier weiblichen Korps (die 
drei militärischen und das 
ßereitschaftskorps für Zivil­
ve rteidigung) mit dem zen­
tralen Direktorat für Kinder­
und Jugendfürsorge eine 
Vereinbarung, nach der die 
Korpsmitglieder ihre unver­
sorgten Kinder in den aner­
kannten Kinder- und Jugend­
heimen unterbringen kön-

• 
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nen, wenn sie mobilisiert 
werden. Ab 1959 erstreckte 
sich die Vereinbarung auch 
auf besondere Krisen-Kin­
de rheime, die im Bereit­
schaflsfall eingerichtet wer­
den sollen. 

Seither ist viel Arbeit 
darauf verwendet worden, 
um einmal die Vereinbarung 
nach allen Seiten abzusi­
chern - bei der Zivilvertei­
digungsführung und der Ver­
einigung von Zivilverteidi­
gungsleitern, bei Innen- und 
Verteid i gungsm i n isteri um, 
soweit es um die Kostendek­
kung geht. Darüber hinaus 

sind die sich sonst bietenden 
räumlichen Mög lichkeiten 
(Jugendherbergen, Pfadfin­
derhütten, Tagesheime) er­
faßt worden. In jeder Region 
des Berei tschaflskorps, die 
mit den Wehrregionen über­
einstimmen, soll eine regio­
nale Leiterin die geplanten 
Maßnahmen leiten und die 
lokalen "Kinder-Kommitees" 
bei Planung und Mob-Vor­
bereitung unterstützen. Diese 
lokalen Komitees bestehen 
aus je einem oder mehreren 
Mi tgliedern der vier freiwil­
ligen Frauenkorps. Sie er­
nennen eine Leiterin, wel-

,...,,(----- ... 

Dänemark ist kürzlich in sieben neue Zivilverteidigungs-Regionen eIngeteilt worden. 

32 

che die Kartothek in Ord­
nung hält, alle notwendigen 
Verwal tungsmaßnahmen 
trifft, sich um Material (Bet­
ten, Wäsche usw.) für den 
Ernstfall kümmert und voll 
tätig wird, soba ld die Mob­
Ordnung in Kraft tritt. 

Leiterin und Helfer sind 
bei der Zivilverteidigung an­
zumelden. Die Ausgabe einer 
Identitätsmarke für die zu 
betreuenden Kinder, die von 
der Mutter bezahlt werden 
soll, ist vorgesehen. Die jetzt 
fertiggestellten Richtlinien 
und Mob-Pläne so ll en und 
müssen rege lmäß ig überprüft 
werden. 

Damit hat der Koordina­
tionsausschuß der dänischen 
Frauenkorps eine wesentli­
che Mob-Vorbereitung bis 
ins lokale Detail getroffen. 

Weniger Geld 
für Dänemarks 

zivile 
Verteidigung 
Die dän ische Haushalts­

vorlage für 1971/72 bringt 
eine bek lagenswerte Ten­
denz in der Etatsentwicklung 
der dänischen Zivilverteidi­
gung. 118,4 Millionen Dkr. 
sind in der Vorlage für die 
staatliche Zivi lverteidigung 
im nächsten Haushaltsjahr 
vorgesehen, entgegen 120,8 
Millionen Dkr. im laufenden 
Jahr. Diese Herabsetzung, 
die auf den ersten Blick 
"nur" 2,4 Mi lli onen Dkr. be­
trägt, bedeutet in Wirkli ch­
keit jedoch eine Herabset­
zung des Haushaltsansatzes 
um 12,6 Millionen, weil man 
die Entw ick lung des Preis­
Lohn-Niveaus in die haus­
haltsmäßige Betrachtung ein­
beziehen muß. 

Wenn sich die Zivilver­
teidigung auch weiterhin 
nach ihrem Leitsatz, die Zi­
vilbevölkerung gegen die 
Folgen von Kriegshandlun­
gen zu schützen, richten will, 
muß d ieser Schutz wirksam 
sein. Es ist des halb notwen­
dig, daß viele neue Schutz­
räume gebaut werden. Heute 
gibt es nur Schutzräume für 
ein Drittel der Bevölkerung. 
Es muß aber auch laufend 
Material eingekauft und ver­
teilt werden. Wie aber sol­
len diese Forderungen erfüllt 
werden, wenn die Mitte l da­
zu immer weni!iler werden? 

Clvi Iforsvarsb ladet 



Schwedens Zivilverteidigung 
ist nicht gefährdet 

Der Leiter des schwedi­
schen Bereitschaftsausschus­
ses für psychologische Ver­
teid igung , Reichstagsabge­
ord neter Olle Svensson, ver­
langte größere Mittel für 
diesen Zweig der Gesamt­
verteidigung. Planung, For­
schung und Ausbildung sind 
die Hauptaufgaben des Aus­
schusses im Frieden, Infor­
ma tionstä tigkei t die Kriegs­
aufgabe, wenn der Ausschuß 
zur staatlichen Informations­
zentrale umgebildet worden 
ist. Heute kommen Informa­
tionen über Notwendigkei t 
und Formen psychologischer 
Verteidigu ng noch an bei 
der "Bereitschaftsgenera­
tion", weit weniger gut bei 
den Jüngeren, die ke ine Er­
fahrungen aus den Kriegs­
jahren haben. 

Im Rahmen des Zivilver­
teidigungshaushalts 1971 /72 
sind für den Bereitschafts­
a usschuß wie im Vorjahre 
873000 Kronen vorgese hen . 
Die beantragte Erhöhung um 
222000 Kronen - um die An­
ste llung eines Ausbildungs­
konsulenten und vermehrte 
Forschungs- und Dokumenta­
tionstätigkeit zu ermöglidlen 
- hat der Verteidigungs­
minister gestrichen. Für den 
Sektor Zivilverteidigung ins­
gesamt sind statt der vom 
Generaldirektorat begehrten 
146 Mi 11 ionen Kronen 11 0,86 
Millionen Kronen geblieben. 
Das bedeutet e ine Kürzung, 
die jedoch kaum eine Ein­
schränkung der Aktivitäten 
ei nsch li eßt und den 1968 be-

sch lossenen Ausba u der Zi­
vi lverte idigung nicht gefähr­
det. 

In der Begründung für 
den Haushalt der Gesamtver­
teidigung hat Verteidigungs­
minister Sven Andersson 
ausgeführt, daß die sicher­
heitspolitische Lage keine 
Veranlassung zu einer Ande-

Olle Svensson 

rung der Planziele für so­
woh l die militärische a ls auch 
die zivil e Verteidigung gebe. 
Um geplante Reformen auf 
gewissen wesentlichen Ge­
bieten fortführen zu können, 
seien Kürzungen und Verla­
gerungen notwendig - auch 
mit Rücksicht auf die Finanz­
und Wirtschaftslage. 

-.. • • 

Blockfreie 
Unter dem Titel "Die 

blockfreien Staaten in den 
Vereinten Nationen" hat Mo­
hammad Sala-uddin Eid im 
Münchner Verlag Dokumen­
tation seine von der Heidel­
berger Universität angenom­
mene Dissertation veröffent­
licht. 

Eid untersucht Begriff und 
Bedeu tung der "B lockfreien 
Staaten". Dabei geht er da­
von aus, daß die Entstehung 
der "B lockfreien" Diskussio­
nen hervorgerufen hat, die 
Hoffnungen wie auch Be­
fürchtungen erkennen ließen. 
Beide Reaktionen seien mehr 
emotional als rational be­
gründet gewesen. 

Wer sich über die Ent­
wicklung der blockfreien 
Gruppe der UN vom Ur­
sprung bis zur Gegenwart 
grundlegend informieren 
wi ll, dem sei dieses Buch 
wärmstens empfohlen. r. o. 

Plastiktüten 
Die Arbeitsgemeinschaft 

der Verbra udlerverbände ha t 
ihre Warnung vor den 
"umweltschädlichen " Plastik­
tüten, die man häufig beim 
Einkauf erhält, korrigiert. 
Die meisten Plastiktüten 
seien nicht aus PVC, wie 
irrtüm li ch mitgeteilt , sondern 
aus Polyäth y len, das ohn e 
Salzsäurerückstände ver­
brenne. 

Fragen auf der Straße Winkelrieds wahre Worte 
In Uddeva lla, nördlich 

Gö teborg, veranstaltete die 
Spo rtg ese ll schaft in Verbin­
dung mit der Zeitung "Bo­
husläningen" e ine Straßen­
umfrage. Zwei Fragen waren 
zu beantworten: 

1. Wo findet sich der gel­
tende Evakuierungsplan für 
Uddeva lla? Darauf antworte­
ten: 

In der Broschüre 
"Wenn der Krieg 
kommt" 
Im Telefonbudl 
(richtig) 
Im Treppenhaus 

11.1 % 

34,9% 

(wie bis vor einigen 
Jahren einmal 54,0 % 

2. Was muß man bei Be­
reitschaftsalarm tun? Drei 
A ntworten standen zur Aus­
wahl: 
Schutzmaske aufsetzen 3,6 % 
Telefonieren und Ver-
wandte warnen 0,7 % 
Rundfunk anstellen 
(richtig) 9.'5,7 % 

Woraus zu schließen ist, 
daß wichtige Verhaltensvor­
schriften für den Ernstfall 
nicht oft und lange genug 
wiederholt werden können, 
bis s ie "sitzen". 

Ich habe einmal in an­
derem Zusammenhang ver­
sucht, die Rolle, die ein Ver­
kehrsminister heute hat, hi­
storisch einzuordnen. Ich 
bitte um Nachsicht, wenn ich 
es schon einmal gesagt ha­
ben so llte. Der Mann heißt 
Winkel ried. Es wird gesagt, 
im Jahr 1386 in der Schlacht 
von Sempach soll er gerufen 
haben: 

"Eidgenossen, idl stürme 
vor euch her, ich fange die 
Speere mit meiner Brust auf 
und bahne euch eine Gasse 
in die Freih eiU" - Dies ist 

die offizielle Leseart. So stel­
len sich manche Leute auch 
die Rolle eines Verkehrs­
min isters in unserer Zeit vor! 
Idl war oft genu g in der 
Schweiz, um verläßlich (:Je­
hört zu haben, daß es dort 
noch eine andere Leseart 
gibt, die ich nicht für weni­
ger glaubwürdig halte. Er 
soll gerufen haben: "Eidge­
nossen, stoßt mich nicht so 
vor eudl her; die brin(:Jen 
mich sonst mit ihren Speeren 
um!" 

Bundesverkehrsmi nister 
Georg Leber bei einem Vortrag 

in Düsseldorf 
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in der Luftfahrt 
Wir liefern aus : 

Von 
Ludwig Scheichl 

Werk 
in drei Bänden 

Band 111 Brandbekämpfung . Technik-Mensch-Probleme 

Der dritte Band wurde seiner besonderen Aktualität wegen vorgezo­

gen. Das Gesamtwerk, dessen Bände in sich abgeschlossen und ein­

zeln beziehbar sind , ist die erste und zur Zeit einzige Monographie des 

Spitzensektors der Brandschutztechnik und damit zugleich eine in 

ihrer Art einmalige Darstellung des internationa­

len Standes der gesamten Technik des vor­

beugenden und abwehrenden Brand­

schutzes sowie des Schutzes und 

der Rettung von Menschen -

geschaffen tür alle, die am 

Brandschutz von heute 

interessiert sind . 

384 Seiten 

mit 131 
Abbildungen, 

Ganzleinen , 

\... Schutzumschlag, 
DM 86,­

Zu beziehen über den Buchhandel 

oder direkt vom 

OSANG VERLAG 
534 Bad Honnef 

PosHach 189 



Sowjet-Admiral SergeJ Gorschkow bei 
gebesprechung mit seinem FUhrungsstab 

Moskaus maritimer Zangengriff 
Mehr und mehr muß sich der 

Nordatlantikpakt der Tat­
sache erinnern, daß er nicht 

zufällig nach einem Ozean heißt, 
sondern als Al lianz zwischen Nord­
amerika und Westeuropa seine 
strategische Mitte im Meer hat. 
Denn die einstige Sicherheit , daß 
die nasse Nachschubstraße zwi­
schen den zwe i verbündeten Kon­
tinenten - gleichsam die Lebens­
ader des Bündnisses - im Ernst­
fall keiner wesentlichen Bedrohung 
ausgesetzt sein werde , ist mittler­
weile beträchtlichen Sorgen ge­
wichen. 

Die Sowjetunion , die früher 
nur als Land- und Luftmacht ein 
l<oloß zu sein schien , hat sich im 
Laufe des letzten Dezenniums zu 
einer Seemacht entwickelt , die je­
ner der Vereinigten Staaten in 
Qualität und Quant ität schon sehr 
nahe kommt. Begabt daher mit der 
Möglichkeit, das maritime Vehikel 
zur Expansion seines politischen 
Einflusses zu nutzen , hat der öst­
liche Gigant, der im Zentrum unse­
res Erdteils bei seiner Vorwärtsbe­
wegung gestoppt werden konnte, 
zum Zangengriff in die Flanken der 
westlichen Gemeinschaft angesetzt. 

Nicht nur im Süden , wo die 

Wolfram von Raven 
berichtet über 

die Drohung an der 
NATO-Nordflanke 

russische Marine im arabischen 
Raum eine Gegenküste gewonnen 
hat, sondern auch im Norden -
wenn auch von der Öffentlichkeit 
weniger beachtet - spürt die NATO 
den Druck an ihren Seiten . Da das 
freie Europa lediglich einen Brük­
kenkopf Amerikas - eine über die 
große Wasserfläche vorgeschobene 
Stellung - bildet , empfindet die 
Allianz die Gefahr, in ihre beiden 
Hälften geteilt zu werden , so daß 
die europäische Bastion von ihrem 
amerikanischen Hinterland , ihrer 
eigentlichen Verteid igungsbasis, 
getrennt sein würde. 

Dieses latente Risiko für den 
Westen wird in dem sei ben Maße 
und in dem sei ben Tempo akut, wie 
sich der Osten mit der sowjetischen 
Seerüstung die Chance schafft , mit 
einer derartigen Umfassungsopera­
tion die amerikanische Flotte 

zurückzudrängen . Noch langt zwar 
Moskaus Marine, die Washingtons 
Seestreitkräfte teils eingeholt , teils 
bereits überholt hat, für die Reali­
sierung solch ehrgeiziger Pläne 
nicht hin ; doch bekundet das Be­
mühen , ihre quantitative Stärke zu 
steigern und ihre qualitativen 
Schwächen zu beseitigen, mit ge­
nügender Klarheit , worauf der 
Kreml hinaus will und mit welch 
konsequenter Energie er seine 
Ziele ansteuert. 

Daß sich die Seestrategie der 
UdSSR vom defensiven Konzept 
eines erweiterten Küstenschutzes 
zum offensiven Konzept einer glo­
balen Konfrontation mit den USA 
gewandelt hat , wird aus einem 
knappen Vergleich zweier Marine­
Manöver der Sowjetunion erkenn­
bar, die nur acht Jahre auseinander 
liegen: 

o 1962 übte die schwimmende 
Streitmacht der Sowjetunion im 
nördlichen Atlantik noch in dem 
b.escheidenen Umfang von vier 
Uberwasser-Kampfschiffen und 
etwa 20 Untersee-Booten, wobei 
wenige Flugzeuge von Land her 
die Operationen unterstützten . 

o 1970 veranstaltete Moskau auf 
allen Meeren über einige Wo-
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NATO-NORD 

chen hinweg die größte Übung 
aller Zeiten und Flotten mit et­
wa 150 Überwasser-Kampfschif­
fen , ungefähr 50 Untersee-Boo­
ten , einer großen Anzahl Ver­
sorgern und einigen Hundert 
Flugzeugen. 
Darin zeigte es sich, daß es 

der sowjetischen Führung geglückt 
war, ihr maritimes Dispositiv der 
inneren Linie, das dem reinen 
Sicherheitsbedürfnis durchaus ent­
sprach, in ein Dispositiv der äuße­
ren Linie zu ändern, das zur globa­
len Konfrontation mit dem amerika­
nischen Gegner befähigt. Was sich 
daraus für das europäische Feld 
des west-östlichen Konfliktes er­
gibt, hat am 8. März 1971 der nie­
derländische Konteradmiral E. H. 
van Rees, Verbindungsoffizier des 
SACLANT beim SACEUR, in dra­
sti scher Deutlichkeit geäußert: 

"Wir werden wohl auf die sieb­
ziger Jahre als auf eine Ära 
der Expansion der Sowjets 
zurückblicken , in der sie in 
Europa abgeblockt, um uns 
herum langten, um den Haupt­
druck in unserem Rücken an­
zusetzen. Sollten Stärke und 
Zahl unserer U-Jagd- und Ge­
leitstreitkräfte im Atlant ik wei­
ter abnehmen, so wird in die­
sem Jahrzehnt der Augenblick 
kommen , an dem wir nicht 
mehr in der Lage sind, unsere 
atlantischen Seeverbindungen 
gegen russische Angriffe zu 
sichern." Ein paar Monate 

später, am 9. Juni 1971 , hat der 
britische Generalmajor A. E. Youn­
ger, Chef des Stabes im NATO­
Oberkommando AFNORTH , deut­
schen Besuchern erklärt : 
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" Nirgends in unserer Allianz ist 
das Mißverhältnis zwischen 
den stehenden Streitkräften 
Rußlands und des Warschauer 
Paktes einerseits und des 
Nordatlantikpaktes anderer-
seits größer als im Bereich des 
nordeuropäischen Komman­
dos. Wir müssen dieser Tat­
sache des Mißverhältnisses der 
Streitkräfte zu Land , zu Was­
ser und in der Luft ins Auge 
sehen , besonders im Lichte 
des altbekannten Themas des 
beiderseits gleichmäßigen 
Truppenabbaues. An dieser 
nördlichen Flanke der NATO 
ist die Forderung nicht Vermin-

derung , ganz gleich ob beider­
seitig oder anders, sondern 
Verstärkung der Streitkräfte. 
Der Warschauer Pakt unter­
hält gegenüber dem nord­
europäischen Kommando 
Streitkräfte in überwältigender 
Überzahl - weit mehr als das, 
was zu seiner eigenen Vertei­
digung erforderlich ist. Beson­
dere Sorge bereiten mir die 
sowjetischen Seestreitkräfte , 
weil ich glaube, daß damit der 
Versuch beabsichtigt wird , d ie 
nordeuropäische Flanke zu 
umgehen und möglichst zu 
isolieren . 

Nie vorher haben Militärs der 
NATO so demonstrativ versucht , 
die Aufmerksamkeit der öffentli­
chen Meinung für bedrohl iche Ent­
wicklungen zu wecken . Polit iker , 
die im Streben nach Entspannung 
noch nicht blind für ein Geschehen 
geworden sind , das die Spannun­
gen zweife lsfrei fördert , haben sich 
ähnlich , wenn auch diplomatischer 
ausgedrückt. So sagte Großbritan­
niens Premierminister Edward 
Heath am 2. März 1971 im Unter­
haus : 

Wolfram von Raven 

" Die Sowjets können darauf 
bauen , daß eines Tages 
das militärische Mißverhältnis 
keine glaubhafte westeuro­
päische Strategie mehr zuläßt, 
und alles kann passieren ; sie 
können darauf bauen , daß klug 
angewandter politischer Druck 
in Verbindung mit der Drohung 
weit überlegener Waffengewalt 
einen oder mehrere exponierte 
Mitglieder der Allianz zum 
Schritt in die Neutralität zwin-

gen wird . Ohne Zweifel hoffen 
und planen die Sowjets, daß, 
sobald sich ein Mitglied der 
Allianz zur Neutralität ent­
sch ließt, ein Auflösungsprozeß 
einsetzt, der zu ihrem Fernziel 
führt , nämlich der schrittwei­
sen Ausweitung des sowjet i­
schen Einflusses in Ländern , 
d ie gegenwärtig noch Mitglie­
der des Bündnisses sind, und, 
wenn möglich , bis zum Atlan­
tik. " 
Tatsächlich hat die Marine der 

Sowjetunion den größten Teil ihres 
Potent ials , trotz ihrer spektakulä­
ren Aktivität an der Südflanke, wei­
terhin an der Nordflanke eingesetzt: 

Die Nordmeerflotte mit dem 
Hauptquartier in Seweromorsk, be­
sitzt nach ihrem augenblick lichen 
Stand - neben ungefähr 30 Eis­
brechern - drei Raketen-Kreuzer, 
zwei konventionelle Kreuzer, fünf 
Raketen-Zerstörer, zehn konven­
tionelle Zerstörer, 30 Geleitzerstö­
rer, 25 U-Boot-Jäger , 25 Raketen­
Schnellboote, 65 konventionelle 
Schnellboote , 60 Minensuchboote, 
32 Landungsfahrzeuge , 165 U­
Boote aller Klassen, 190 Marine­
Flugzeuge und 40 Hubschrauber. 

Diese Nordmeerflotte , d ie 
technisch offenbar mit Vorrang aus­
gebaut wird , drängt immer häufi­
ger, immer tiefer und immer länger 
in den Atlantik hinein , präsentiert 
sich nicht nur in isländ ischen Ge­
wässern, sondern stößt auch bis in 
die Nähe der englischen Insel , ja, 
se lbst bis zur Karibischen See 
dicht an d ie amerikanische Haustür 
vor, wo sich im kubanischen Cien­
fuegos eine sowjetische U-Boot­
Basis etabliert zu haben scheint -
jenseits vom Wendekreis des 
Krebses, der die Grenze des NATO­
Gebietes bildet. Ihre Basen im 
Kolafjord , der dank einem Ausläu­
fer des Golfstromes eisfrei bleibt , 
werden mit Energie verbessert. 
Ihre wichtigsten Häfen sind - au­
ßer Seweromorsk - lokanga, Li ­
inachamari/Pechenga und Pol ­
jarnyi . 

In jenem Raume hält die So­
wjetun ion auch Heeres- und Luft­
waffenverbände in beträchtlicher 
Menge verfügbar, was anzeigt, daß 
sie im Krieg nicht zögern würde , 
die 130 Kilometer lfinge, karg ge­
schützte Grenze zu Norwegen auf­
zubrechen. Jenes skandinavische 
Land mit seinen 2500 Kilometern 
Küste gäbe der sowjetischen Ma­
rine eine bessere Ausgangsposi -



tion , als sie die Bucht von Mur­
mansk und die Barentsee mit 
Archangelsk bieten. 

Am 23. November 1970 erin­
nerte Oslos damaliger Verteidi­
gungsminister Gunnar Hellesen die 
VOlksvertretung daran, daß eine 
der stärksten Gruppen von Militär­
basen auf dieser Welt nahe der 
Grenze entstanden sei. Und etwa 
gleichzeitig kam der Direktor des 
norwegischen Instituts für Außen­
politik, Professor John Sannes, zu 
dem Schluß: 

" Die Sowjets beabsichtigen , 
ihre Verteidigungslinie zur See 
nach Island und zu den Färöers 
vorzuschieben . Ist diese Ent­
wicklung wahrscheinl ich, so 
zeig t das, wie die norwegische 
See russischerseits zuneh­
mend als sowjetisches Meer 
betrachtet wird , hinter dem 
Norwegen liegt. " 
Im Gefolge dieser Entwicklung 

sieht sich einerseits Großbritan­
nien , das seine Verteidigung fast 
völlig nach Südosten hin ausge­
richtet hat, erstmalig vom Nord­
westen her bedroht, während ande­
rerseits die Bundesrepublik kon­
statieren muß, daß die Marine der 
Sowjetunion allmählich in der Nord­
see heimisch zu werden versucht, 
also nicht in der Ostsee einzusper­
ren sein dürfte. 

Die Baltische Flotte Moskaus, 
die ihr Hauptquartier in Pillau hat, 
ist natürlich ebenfalls kein Instru­
ment der Defensive, sondern ein 
Werkzeug der Offensive ; sie gebie­
tet über 5 konventionelle Kreuz­
zer, 7 Raketen-Zerstörer, 16 kon­
ventionelle Zerstörer, 28 Fregatten , 
eine Raketen-Korvette, 95 U-Boot­
Jäger, 60 U-Boote, 48 Raketen­
Schnellboote, 95 konventionelle 
Schnellboote, 104 Minensucher, 64 
Landungsfahrzeuge, 200 Marine­
Flugzeuge und 20 Hubschrauber ; 
Libau, Riga, Tallinn, Kronstadt und 
Swinemünde sind - neben Pillau 
- ihre größten Basen . 

Als Additive zu diesem so­
wjetischen Potential stehen dem 
Warschauer Pakt die polnische und 
die ostdeutsche Flotte zur Verfü­
gung , die zusammen einen Rake­
ten-Zerstörer, drei konventionelle 
Zerstörer, zwei Fregatten , 45 U­
Boot-Jäger, 5 U-Boote, 24 Rake­
ten-Schnellboote, 85 konventionelle 
Schnellboote, 65 Minensucher, 48 
Landungsfahrzeuge, 60 Marine­
Flugzeuge und 15 Hubschrauber 
aufbieten . 

AUF 
ALLEN 
MEEREN 
UND 
OZEANEN 

Moskau erfüllt es mit Stolz, auf allen Meeren präsent zu sein. In seiner 
deutschsprachigen Zeitschrift "Sowjetunion" veröffentlichte der Kreml 
kürzlich einen umfangreichen Bildbeitrag zu diesem Thema. Ihm ist dieser 
Ausschnitt (mit Originalschrift) entnommen. 

Demgegenüber können die 
westdeutsche, die norwegische und 
die dänische Marine zusammen 
bloß 3 Raketen-Zerstörer, 9 kon­
ventionelle Zerstörer, 13 Fregatten, 
4 konventionelle Korvetten , 6 U­
Boot-Jäger, 31 U-Boote, 6 Rake­
ten-Schnellboote, 96 konventio­
nelle Schnellboote, 92 Minensu­
cher, 24 Landungsfahrzeuge , 154 
Marine-Flugzeuge und 23 Hub­
schrauber beiderseits des Tors 
zwischen Ostsee und Nordsee ein­
setzen. 

Die Baltische Flotte der 
UdSSR, die - im Verein mit den 
Seestreitkräften der Satelliten -
in der Zahl der Kampfschiffe etwa 
um 300 Prozent, in der Feuerkraft 

jedoch noch um ein Vielfaches 
stärker ist als die Marinen, die der 
Nordatlantikpakt hier parat hat, ist 
zudem " Eigner " des größten Teiles 
der Ostsee. Früher auf einen Ufer­
streifen von etwa 100 Kilometern 
im Finnischen Meerbusen be­
schränkt, erstreckt sich die direkte 
und indirekte Herrschaft der So­
wjetun ion heute auf eine Linie von 
etwa anderthalbtausend Kilome­
tern bis an Lübeck heran, was ihr 
d ie Auss icht gibt, den schmalen 
Ausgang zum freien Ozean spren­
gen zu können , wenn ein Krieg zwi­
schen dem demokratischen und dem 
sozial istischen Lager ausbrechen 
sollte. Eine " triphibische " Offensive 
des Ostens gegen den Westen, also 
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ein kombinierter Angriff mit Ma­
rine, Luftwaffe und Heer, der die 
Insel Seeland und damit die Durch­
fahrt durch den Sund und den Belt 
gewinnen wollte , würde gewiß ei­
nen enormen Aufwand erfordern. 
Die Defensive wird von der Geo­
graphie zwar begünstigt , doch sind 
die Mittel der Verteid igung , die der 
Nordatlantikpakt gegen eine solche 
Operation des Warschauer Paktes 
in der Hand hat, sehr knapp bemes­
sen . Überdies ist Dänemark , der 
Bundesrepublik gle ichsam vorgela­
gert, vor allem im Hinb lick auf die 
exponierte Situation der Groß­
stadt Kopenhagen äußerst ver­
wundbar, während Norwegen nicht 
nur an einer Seite, sondern wenig­
stens an zwei Fronten fechten muß. 

Diese Lage macht es verständ­
lich , warum die Sowjetun ion nicht 
aufhört, auf die Neutralitätstrad i­
tion der exponierten skandinavi­
schen NATO-Länder zu spekulie­
ren und darum ihre Propaganda 
immer wieder die lockende Melo­
die mit dem Text .. Die Ostsee -
ein Meer des Friedens! " singen zu 
lassen. Würden die Dänen und die 
Norweger davon beeindruckt sein, 
den Vorschlägen der Sowjets also 
folgen und meinen, sich in die 
Bündnisfreiheit retten zu können , 
so dürfte sich der Kreml hier als 
Alleinherrscher aller Wellen fühlen . 
Er könnte dann das Mittelmeer 
Nordeuropas vol lends als sein 
'mare nostrum " , ja, beinahe als ein 
riesiges Hafenbecken betrachten , 
da die Finnen ihm ohnehin bot­
mäßig sein müssen und die unab­
hängige Stellung der Schweden , die 
sich an die NATO-Mächte in der 
Nachbarschaft anlehnt, ihre Rük­
kenstütze verlöre. 

Für dieses politische Ziel , mehr 
noch als für direkte militärische 
Zwecke, verwendet die UdSSR ihre 
Flotten in Nordsee und Ostsee, de­
ren demonstratives Operieren in 
norwegischen und dänischen Ge­
wässern längst eine Alltagsersche i­
nung geworden ist. Die russischen 
Geschwader, die sich früher vor­
nehmlich östlich von Bornholm be­
wegten , halten sich nun dauernd 
westlich der Insel auf - in der 
Mecklenburger Bucht, im Skagerrak 
und im Kattegat. Durch ihre per­
manente Präsenz dort und in weit 
größerer Ferne von ihren Basen , 
genährt von einem modernen Sy­
stem der schwimmenden Versor­
gung, erzeugen sie auf subtile 
Weise psychologischen Druck. Auch 

daraus wird es erklärbar, daß Ko­
penhagen und Oslo dem Moskauer 
Projekt einer .. Europäischen Sicher­
heitskonferenz mehr Förderung lei ­
sten , als es andere NATO-Mitglie­
der tun , während Stockholm, des­
sen Diplomatie früher einwandfrei 
pro-westlich orientiert war, jetzt 
mitunter bereits pro-östlich agiert. 

Reykjavik , wo seit kurzem eine 
Volksfront-Koalition mit zwei Kom­
munisten im Kabinett des Minister­
präsidenten Olafur Johannesson 
regiert , zeigt bereits Neigung zur 
partiellen Kapitulation , indem es 
das is~ä ndi sche Territorium von dem 
amerikanischen Luftwaffen-Stütz­
punkt Keflavik zu .. befreien " beab­
sichtigt. Dem sowjetischen Drängen 
folgend , wendet sich das kleinste 
Mitglieder der Allianz damit auch 
gegen Interessen seiner euro­
päischen Bundesgenossen , wenn­
gleich es - aus welchen Gründen 
immer - im Bündnis ble iben will. 
Denn jene Basis, die - heute mit 
rund 3000 Mann besetzt - durch 
ein Abkommen vom Jahre 1951 den 
Vereinigten Staaten eingeräumt 
wurde , hat sie als Station auf dem 
Wege zwischen Amerika und Europa 
und als Startplatz für Kontro llflüge 
über dem Ozean strategische Be­
deutung von hohem Rang . Wenn 
die USA daher ihre Position auf Is­
land verlieren, gewinnt die UdSSR, 
ohne dort sofort Fuß fassen zu 
brauchen , einen wesentl ichen Vor­
teil , so daß der Nordatlantikpakt in 
seiner Gesamtheit Nachteile erleidet. 

Die Strategie der Sowjetunion 
auf See, die politisch und militä­
risch im Norden wie im Süden nicht 
statisch, sondern dynamisch ist, 
zeigt somit schon Wirkungen . 
Worum es ihnen geht, haben die 
Sowjets stets freimütig dargestellt 
- etwa so wie Admiral Sergeij 
Gorschkow, Oberbefehlshaber von 
Moskaus Marine, der die Öffentlich­
keit wissen ließ : 

.. In der Vergangenheit haben 
unsere Schiffe und Einheiten 
hauptsächlich vor unseren Kü­
sten operiert . Jetzt sind wir 
dabei , uns auf großange legte 
Operationen gegen die impe­
rialistischen See- und Land­
streitkräfte auf allen Ozeanen 
und in den angrenzenden Ge­
bieten vorzubereiten ." 
Die Völker des Westens hören 

die Signale aus dem Osten . Sie 
klingen im Ton der Herausforde­
rung , die begriffen und bestanden 
werden muß. 



E uropas Sicherheit wurde im 
Verlauf der letzten 25 Jahre 
durch die Politik der Ab­

schreckung erfolgreich garant iert. 
Abschreckung allein ist aber nicht 
befriedigend . Es muß auch der Ver­
such unternommen werden , zur Ent­
spannung zu gelangen. Sicherheit 
durch Abschreckung und der Wille 
zum Abbau der Spannungen gehö­
ren denn auch zu den Richtlinien 
der NATO und zur Politik der Bun­
desregierung. Dabei darf man sich 
aber keinen Illusionen hingeben ; 
der Wille zur Entspannung muß auf 
die Realitäten ausgerichtet sein. 

Gegenwärtig werden verschi~­
dene Versuche unternommen , In 
Europa zur Entspannung zu gelan­
gen . Dazu gehören die Gesp,räche 
zwischen den bei den Großmachten 
über die Begrenzung der strategi­
schen Rüstung (SAL T) , die deutsche 
Vertragspol itik gegenüber den O~t­
staaten , die Verhandlungen der vier 
Mächte über Berlin oder die Son­
dierungen für eine beiderseitige, 
ausgewogene und gleichzeitige 
Truppenverminderung - Mutual 
Balanced Force Reduction (MBFR) . 

Die letztere gewinnt zuneh­
mend an Aktualität. 

Der Beginn von MBFR ist in 
das Jahr 1967 zu legen . Nach der 
Aufgabe der NATO-Doktrin von der 
massiven Vergeltung und der An­
nahme der Strategie der angemes­
senen Reaktion ergab sich die For­
derung, nicht nur militärisch prä­
sent zu sein , sondern auch den Dia­
log mit der Sowjetunion zu suchen . 
Diese Doppelaufgabe (Sicherheit 
und Entspannung - die beiden 
Seiten derselben Medaille) , die im 
Harmel-Bericht der NATO erscheint , 
wurde vom NATO-Rat 1967 gebi l­
ligt. Als höchstes Ziel der Allianz 
wurde eine gerechte und dauer­
hafte Friedensordnung in Europa 
herausgestellt. Um sie zu erreichen , 
sollten Maßnahmen der Abrüstung 
und der Truppenreduzierung ge­
prüft werden . Als unverzichtbare 
Voraussetzung wurde jedoch eine 
ausreichende militärische Stärke 
gefordert, weil nur unter diesen 
Umständen jede Erpressung der 
anderen Seite vermieden werden 
kann . 

Auf der Ministerratstagung der 
NATO von Reykjavik im Juni 1968 
stellten die Minister des Bündnis­
ses im Verfolg dieser Gedanken 
fest, daß das Endziel einer dauer-

Die obenstehende Kari katur ist der .. Süddeut ­
schen Zei tung entnommen. 

MBFR ~@@LP 

Der ausgewogene, gleichzeitige Truppenab­
bau in West und Ost / Von Dr. Helmut Berndt 

haften Friedensordnung in Europa 
eine Atmosphäre des Vertrauens 
voraussetze und nur schrittweise 
erreicht werden könne. Im Bewußt­
sein des Interesses aller euro­
päischen Staaten an diesem Ziel 
vertraten die Minister die Auffas­
sung , " daß Maßnahmen auf diesem 
Gebiet einschließlich ausgewogener 
und beidseitiger Truppenverminde­
rungen beträchtlich zu einer Ver­
minderung der Spannung und einer 
weiteren Verringerung der Kriegs-
gefahr beitragen können " . . 

In Reykjavik wurde ferner dte 
Notwendigkeit des Kräftegleichge­
wichts zwischen der NATO und dem 
Warschauer Pakt betont und er­
klärt , daß das militärische Gesamt­
potential der NATO nicht vermin­
dert werden dürfe, es sei denn im 
Rahmen eines nach Umfang und 
zeitlichem Ablauf ausgewogenen 

Systems beiderseitiger Truppenver­
minderungen. Es sollten Vorberei­
tungen für eine Erörterung dieses 
Themas mit der Sowjetunion und 
anderen Ländern Osteuropas ge­
troffen werden . 

Diese Erklärungen stellten das 
"Signal von Reykjavik " dar, das 
mittlerweile eine gewisse Berühmt­
heit erlangt hat. Nicht unerwähnt 
sollte bleiben, daß an diesem "Si­
gnal " die deutsche Bundesregie­
rung wesentlich mitgearbeitet hat. 

Die Reaktion der anderen Seite 
war zunächst jedoch mehr als ent­
täuschend . 

Zwei Monate nach der NATO­
Tagung in Island wurde die Tsche­
choslowakei durch Truppen des 
Ostblocks besetzt. Es erfolgte also 
das gen aue Gegenteil einer Trup­
penrückführung . Die NATO erklärte 
denn auch auf ihrer Ministerrats-
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tagung vom 15./16. November 1968 
in Brüssel, durch die Intervention 
in der Tschechoslowakei hätten die 
Aussichten auf ausgewogene ge­
genseitige Truppenreduzierungen 
einen schweren Rückschlag erlitten . 

Doch ein Jahr später - auf der 
Wintertagung der NATO vom 4./5. 
Dezember 1969 in Brüssel - wurde 
die MBFR erneut angesprochen: 

" Bis über beiderseitige Trup­
penverminderung zwischen West 
und Ost, die nach Umfang und zeit­
lichem Ablauf so ausgewogen sind , 
daß sie den gegenwärtigen Grad an 
Sicherheit aufrechterhalten , Eini­
gung erzielt werden kann , wird die 
NATO daher auch weiterhin ge­
währleisten , daß es zu keiner Re­
duzierung ihres militärischen Ge­
samtpotentials kommt. " 

Auf der Tagung der NATO in 
Rom (26./27. Mai 1970) wurde die 
Allianz eindringlicher. Generalsekre­
tär Manlio Brosio sagte : " Unsere 
ins einzelne gehenden Erörterun­
gen werden dieses Mal direkt mit 
einem Versuch zusammenhängen , 
die besten Wege zu finden , wie wir 
auf dem Pfad der Kontakte , der ex­
ploratorischen Gespräche und der 
Verhandlungen mit den Ländern 
des Warschauer Paktes und ande­
ren Ländern vorankommen kön­
nen . .. Alle Mitgliedsreg ierungen 
sind völlig von der Notwendigkeit 
überzeugt, daß wir auf dem Weg 
eines ständigen Dialogs zwi schen 
Ost und West auf eine Verringerung 
der Spannungen hinarbeiten müs­
sen ." 

Zum Abschluß der Konferenz 
wurden dann die Partnerstaaten 
aufgefordert , Sondierungen über 
MBFR vorzunehmen ; es wurden 
Richtlinien festgelegt für solche Ge­
spräche und Untersuchungen. In 
Punkt 3 einer gesonderten " Erklä­
rung der Minister " heißt es : 

" Die Min ister fordern die inter­
essierten Staaten auf, exploratori ­
sche Gespräche über beiderseitige 
und ausgewogene Truppenvermin­
derungen in Europa unter beson­
derer Berücksichtigung MitteIeuro­
pas zu führen . Sie sind überein­
stimmend der Auffassung , daß die 
Verbündeten in solchen Gesprächen 
die nachstehenden Überlegungen 
vortragen würden : 
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a) Beiderseitige Truppenver­
minderungen müßten mit den le­
benswichtigen Sicherheitsinteres­
sen des Bündnisses vere inbar sein 
und sich nicht zum militärischen 
Nachteil einer Seite auswirken, wo­
bei Unterschiede, die aus geogra­
phischen und sonstigen Umständen 
erwachsen , zu berücksichtigen sind ; 

b) Truppenverminderungen 
müßten auf Gegenseitigkeit beru­
hen und nach Umfang und ze it­
lichem Ablauf abgestuft und aus­
gewogen sein ; 

Signal aus Tiflis: leonid Breschnew, 
wie ihn Flora in der "Zeit" sieht. 

c) Truppenverminderungen 
müßten in dem betreffenden Ge­
biet Stationierungs- und einheimi­
sche Streitkräfte und ihre Waffen­
systeme umfassen ; 

d) um die Einhaltung von Ab­
kommen über beiderseitige und 
ausgewogene Truppenverm inderun­
gen zu gewährleisten , müssen aus­
reichende Verifizierung und Kon­
trollen vorgesehen werden ." 

Italien erhie lt den Sonderauf­
trag , die Erklärung im Namen der 
NATO allen interessierten Regie­
rungen , auch neutralen und block­
freien , zuzuleiten . Alle Partnerstaa­
ten der Allianz waren aufgerufen , 
im Rahmen ihrer üblichen diploma­
ti schen Kanäle die Meinung des 
Ostblocks in Erfahrung zu bringen . 

Die Erklärungen von Rom wa­
ren so dringlich und so gen au 

adressiert , daß der Ostblock kaum 
ausweichen konnte. Er mußte zur 
Init iative der NATO Stellung neh­
men, als er zu einer Außenminister­
konferenz des Warschauer Pakts 
am 21. und 22. Juni 1970 in Buda­
pest zusammentrat. Zwar standen 
Kommunique und Memorandum der 
Tagung fast ganz im Zeichen der 
von den Sowjets seit langem ge­
wünschten " gesamteuropäischen 
Sicherheitskonferenz " und der "Ak­
tivierung ihrer Vorbereitung " . Den­
noch widmeten sie im Memoran­
dum einen Absatz dem "Signal der 
NATO ". Die MBFR wurde jedoch 
heruntergespielt. Sie erschien als 
Randproblem im Rahmen der Si­
cherheitskonferenz ; es sollte auch 
nur die Verminderung ausländi­
scher Truppen behandelt werden . 

Die Formulierungen von Buda­
pest lauten wörtlich : 

" Die Regierungen , die dieses 
Memorandum annahmen (UdSSR, 
Bulgarien , DDR, Polen , Rumänien , 
Tschechoslowakei und Ungarn) sind 
der Auffassung , daß die Behand­
lung der Verminderung ausländi­
scher Streitkräfte auf dem Territo­
rium der europäischen Staaten den 
Interessen der Entspannung und 
Sicherheit in Europa dienen würde. 
Um in einer möglichst kurzen Frist 
die günstigsten Bedingungen zur 
Erörterung der entsprechenden Fra­
gen auf der gesamteuropäischen 
Sicherheitskonferenz zu schaffen , 
sowie eine effektive Behandlung 
der Verminderung ausländischer 
Streitkräfte zu gewährleisten, könn­
te diese Frage in dem Organ , des­
sen Bildung auf der gesamteuro­
päischen Sicherheitskonferenz vor­
geschlagen wird , oder in einer an­
deren für die interessierten Staaten 
annehmbaren Form erörtert wer­
den." 

Die NATO war von diesem 
Memorandum enttäuscht. Die Staa­
ten der nordatlantischen Allianz wa­
ren mit viel Engagement an MBFR 
herangegangen , mußten aber nun 
feststellen, daß der Osten auf die 
Erklärungen der NATO direkt gar 
nicht eingegangen war. 

Dennoch setzte der Nordatlan­
tik-Pakt auf seiner Konferenz vom 
3. und 4. Dezember 1970 in Brüssel 
das Problem erneut auf die Tages­
ordnung . Die Minister erinnerten an 
das "Signal von Reykjavik ", die 
Erklärungen von Rom und forderten 
zu exploratorischen Gesprächen 
auf. Inzwischen hatte die NATO 
schon verschiedene Studien zur 
MBFR ausgearbeitet , in denen die 



Einzelheiten untersucht worden wa­
ren. Zu diesen Analysen heißt es 
in Artikel 15 des Kommuniques der 
Brüsseler Konferenz: 

" Die Minister stellten fest , daß 
die Studien der Allianz für die ver­
schiedenen Aspekte der Frage der 
beiderseitigen und ausgewogenen 
Truppenverminderungen seit ihrer 
Tagung in Rom weitere Fortschritte 
gemacht haben, und wiesen den 
Ständigen Rat an, diese Fragen 
weiter zu prüfen ." 

Wochen und Monate vergingen, 
ohne daß von der einen oder ande­
ren Seite nach außen Wesentliches 
über MBFR verlautete. Im Kreml 
hatten jedoch intern Erörterungen 
zu diesem Thema stattgefunden. 
Dabei trafen verschiedene Meinun­
gen aufeinander. Schl ießlich setzte 
sich jene Meinung durch, die in 
einer Truppenreduzierung eine er­
wägenswerte Chance erblickte. 

Jedenfalls erklärte Breschnew 
am 14. Mai 1971 in Tifl is: 

"Gewisse NATO-Länder legen 
ein merkwürdiges Interesse, zum 
Teil auch Nervosität, in bezug auf 
die Frage einer Einschränkung der 
Streitkräfte und Rüstungen in Mit­
teleuropa an den Tag. Ihre Vertre­
ter fragen: Was für Streitkräfte , aus­
ländische oder nationale, und was 
für Rüstungen , atomare oder her­
kömmliche, sollen eingeschränkt 
werden? 

Sind so lche Neugierigen nicht 
einem Menschen ähnlich, der den 
Geschmack eines Weines nur nach 
dessen Aussehen zu beurteilen ver­
sucht, ohne ihn gekostet zu haben? 
Wenn bei irgend jemandem Unklar­
heiten herrschen, so kann man, 
bitte schön, die Unklarheiten besei­
tigen. Man muß nur ... in Verhand­
lungen eintreten. " 

Es waren vorsichtige Worte. 
Breschnew war zu diesem Zeit­
punkt kaum in der Lage, weiter zu 
gehen. Auch wollte er zunächst das 
Echo abwarten. 

Der Widerhall war bedeutend. 
Das Echo war darum so groß, weil 
der Westen seit langem auf eine 
Reaktion aus dem Osten gewartet 
hatte. Breschnews Worte erhielten 
alsbald die Bezeichnung "Signal 
von Tiflis", womit es in Verbindung 
gebracht wurde mit dem "Signal 
von Reykjavik " von 1968. 

Breschnews Worte verlangten 
jedoch eine Erläuterung. Sie wurde 
wenige Tage später gegeben . Der 
sowjetische Außenminister Gromyko 
sagte dem amerikanischen Bot­
schafter Beam , daß die UdSSR an 

Ost-West-Gesprächen nicht unin­
teress iert sei und daß sie unab­
hängig von der vom Osten ange­
strebten Sicherheits konferenz statt­
finden könnten . Außerdem sei es 
denkbar, nicht nur ausländische , 
sondern auch einheimische, natio­
nale Streitkräfte der NATO- bzw. 
Warschauer Pakt-Mächte bei einar 
Verminderung einzubeziehen . 

Damit wurde erstmalig eine ge­
wisse Klarheit in die östlichen Ab­
sichten gebracht. Es war ein we- · 
sentlicher Fortschritt gegenüber der 

Signal definiert: Alexej Kossygin, der 
sowjetische Ministerpräsident. 

Erklärung der Außenminister von 
Budapest vom Juni 1970 erzielt 
worden . 

Daß die UdSSR tatsächlich an 
der Behandlung des Themas inter­
essiert war, ergab sich am 18. Mai 
in Moskau. Bei einem Essen zu 
Ehren des kanadischen Minister­
präsidenten Trudeau im Kreml 
äußerte der sowjetische Minister­
präsident Kossygin , der Verminde­
rung des Truppen- und Rüstungs­
potentials müsse große Aufmerk­
samkeit entgegengebracht werden. 
Dabei sollte die Reduzierung der 
auf ausländischem Gebiet stehen­
den Truppen im Mittelpunkt stehen . 
"Wenn der Westen Bereitschaft 
zeigt, praktische Maßnahmen zur 
Reduzierung ausländischer Truppen 
zu ergreifen, dann werden wir un­
sererseits vieles tun, damit ein Ab-

Truppenabbau 

kommen möglich wird." Kossygin 
sprach sich in diesem Zusammen­
hang auch wieder für eine Sicher­
heitskonferenz aus , die nach wie 
vor im Kreml Vorrang hat. 

Die Äußerungen aus Moskau 
waren zeitlich genau abgestimmt. 
Sie waren für die NATO-Minister­
ratskonferenz bestimmt, d :e am 4./5. 
Juni in Lissabon stattfinden und in 
deren Mittelpunkt MBFR stehen 
sollte (siehe ZIVILVERTEIDIGUNG 
7/1971, S. 19ff.). Durch das Echo 
aus Moskau wurde das Thema 
dringlicher und interessanter. 

Auf der Lissaboner Konferenz 
haben dann die Minister ausführlich 
r:ie Truppenreduktion diskutiert und 
auch in mehreren Artikeln im Kom­
munique dazu Stellung genommen . 
Die Minister kamen überein , bald­
möglichst zu Verhandlungen über­
zugehen . Minister-Stellvertreter 
oder hohe Beamte sol len noch im 
Herbst 1971 in Brüssel zusammen­
kommen, um die Ergebnisse der 
vorliegenden Untersuchungen zu­
sammenzufassen und über Sach­
und Verfahrensfragen zu beraten . 
Die NATO wäre anschließend be­
reit , so heißt es im Artikel 15 des 
Kommuniques, "Zeit und Ort, or­
ganisatorische Vorbereitung und 
Tagesordnung für Verhandlungen 
über gegenseitige Truppenvermin­
derung festzulegen ". 

Inzwischen ist MBFR intern und 
öffentlich weiterdiskutiert worden . 
Besonders aufschlußreich ist die 
Auffassung der USA, die jetzt an 
dem Problem lebhaft interessiert 
sind. Dabei spielen natürlich auch 
die bevorstehenden Wahlen eine 
Rolle , die schon ihren Schatten vor­
auswerfen . Andererseits muß sich 
Washington für MBFR auch darum 
aussprechen , weil es nicht zulassen 
kann, daß die Truppenreduzierung 
zu einem Thema der Kreise um 
Mansfield wird . In solchem Fall 
würde der Streitkräfteabbau einsei­
tig vorgenommen . Amerika würde 
das Feld für die UdSSR räumen . 
Die sowjetische Machtpolitik würde 
nach Westeuropa überstrahlen. 
Amerikas Weltmachtsteilung wäre 
gefährdet. 

Präsident Nixon hat die Bedeu­
tung von MBFR im vollen Umfang 
erkannt. Er hat die Truppenreduzie­
rung als eines der fruchtbarsten 
Themen für den West-Ost-Dialog 
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bezeichnet und darum bereits im 
Vorjahr die Anweisung gegeben, 
Studien auf diesem Gebiet vorzu­
nehmen. Dabei ergab sich - und 
niemand hat es anders erwartet -, 
daß MBFR in seiner Realisierung 
weit problematischer erscheint als 
SALT. 

"Verminderungen ", so erklärte 
Nixon, " die das Gleichgewicht nicht 
antasten , werfen eine ganze Reihe 
von schwierigen technischen Fra­
gen auf. Wie können wir beispiels­
weise die Gleichwertigkeit sich ge­
genüberstehender Streitkräfte her­
stellen? Bei einer Verminderung 
der konventionellen Land- und Luft­
streitkräfte oder der taktischen Nu­
klearstreitkräfte müßte man eine 
Vielzahl von nationalen Streitkräf­
ten und Rüstungen mit in Betracht 
ziehen . Darüber hinaus bestehen 
entscheidende Unterschiede hin­
sichtlich der Ausrüstung, des Auf­
baus und der Stärke der Streit­
kräfte sowohl innerhalb der NATO 
als auch innerhalb des Warschauer 
Paktes wie auch zwischen beiden 
Bündnissen." 

Je mehr sich Washington mit 
den Einzelheiten befaßte , um so 
verworrener wurde das Problem. 
Eine gewisse Hilfe waren die Erfah­
rungen von SAL T. Man hat dann 
Computer mit vielerlei Daten gefüt­
tert, die sich auf die Mannschafts­
stärken bezogen , die konventionel­
len und atomaren Waffen und die 
Luftstreitkräfte. Geographisch wurde 
ein Gebiet bis zur westlichen 
UdSSR zugrunde gelegt. 

Ein sich dabei ergebendes 
Hauptproblem war, daß der War­
schauer Pakt rascher als die NATO 
mobilisieren und Verstärkungen 
heranschaffen kann . Darum muß 
man nicht nur das bestehende 
Kräfteverhältnis berücksichtigen , es 
muß auch das Mobilisierungs- und 
Wiederauffüllungspotential in seinen 
räumlichen und zeitlichen Bedin­
gungen erfaßt werden . 

Die USA und ihre NATO-Part­
ner haben bereits eine ganze Reihe 
von Denkmodellen erarbeitet. Dabei 
geht es einmal um 

o proportional gleiche Redu­
zierungen - auf beiden Seiten fin­
den Kürzungen um denselben Pro­
zentsatz statt - und zum anderen 
um 
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o asymmetrische Reduzierun­
gen - auf beiden Seiten werden 
bei verschiedenen Kategorien Ver­
minderungen unterschiedlichen Aus­
maßes vorgenommen . Größere Ver­
minderungen der einen Kategorie 
würden als Gegenleistung größere 
Verminderungen einer anderen Ka­
tegorie bewirken, um so eine sta­
bile militärische Gleichung zu erhal­
ten . 

Die erste Methode hat den Vor­
teil , übersichtlich und einfach zu 
sein. Sie würde aber jedes Un­
gleichgewicht noch vergrößern . 
Darum ist das rein symmetrische 
System zwar für den Osten akzep­
tabel , kaum aber für den Westen . 
Die asymmetrischen Denkmodelle 
werfen hingegen wegen ihrer Kom­
plexität höchst schwierige analy­
tische und verhandlungstechnische 
Probleme auf. Dennoch scheint dies 
die Basis zu sein , auf der man sich 
letzten Endes einigen könnte . 

Es wäre jedoch falsch, wenn 
West und Ost auf einer MBFR-Kon­
ferenz mit fertigen Modellen er­
schienen und versuchten , diese in 
leicht veränderter Form durchzuset­
zen. Das würde sicher das Schei­
tern der Verhandlungen bedeuten . 
Jede MBFR-Tagung muß viel ge­
schmeidiger angelegt werden und 
großen Spielraum bieten . Man 
müßte von Definitionen ausgehen 
und dann zu Beziehungen über­
wechseln . Erst am Ende stünden 
die Denkmodelle. Sie würden also 
praktisch von West und Ost ge­
meinsam erarbeitet. 

Präsident Nixon ist ein Verfech­
ter dieser Methode. Er meint: "Statt 
gleich zu Beginn konkrete Vor­
schläge auszutauschen, könnten wir 
zunächst gewichtigere Sachfragen 
und ihre Relation zu spezifischen 
Problemen untersuchen . Innerhalb 
dieses gemeinsamen Rahmens 
könnten wir uns dann einer mehr 
ins einzelne gehenden Erörterung 
zuwenden . Diese Bausteinmethode 
könnte die Lösung technischer Pro­
bleme bringen und zu einer Über­
einkunft führen. " 

Die entscheidende Frage geht 
dahin, ob alle Partner tatsächlich an 
einer echten Minderung interessiert 
sind , die das Kräfteverhältnis je­
doch nicht verschiebt. Westeuropa 
und Amerika sind für solche Lö­
sungen aufgeschlossen . Vielleicht 
trifft es auch auf die UdSSR zu . 
Denn Moskau braucht ebenfalls 
mehr finanzielle Beweglichkeit, fer­
ner eine größere Handlungsfreiheit 
in Fernost. Moskau denkt zwar stets 

auch an eine " Polizeitruppe " in sei­
nem westlichen Vorfeld . Diese 
Truppe braucht aber nicht so stark 
zu sein wie gegenwärtig . 

Entschiedenster Befürworter 
von MBFR ist die Bundesregierung, 
die bereits im Weißbuch 1970 er­
klärte: 

" Der Bundesregierung liegt 
daran, in Europa durch Rüstungs­
kontrolivereinbarungen eine für alle 
Partner nicht minder verläßliche, 
doch möglicherweise stabilere und 
billigere Sicherheitsstruktur zu 
schaffen als die bisherige. Dabei 
gilt ihr besonderes Interesse den 
Bemühungen um eine ausgewo­
gene gleichzeitige und gleichge­
wichtige Truppenverminderung in 
beiden Teilen Europas. Sie betrach­
tet dieses Thema als einen zentra­
len Punkt der internationalen Dis­
kussion ." 

Das Interesse Bonns an MBFR 
hat inzwischen nicht nachgelassen, 
im Gegenteil. Von deutscher Seite 
wurde bereits der Vorschlag unter­
breitet, einen symbolischen Trup­
penabbau in der Größenordnung 
von fünf Prozent vorzunehmen , 
doch ist ein konkretes Angebot 
hierzu nicht vor Jahresende zu er­
warten. 

Der westliche Plan für MBFR 
sieht nun gegenwärtig folgender­
maßen aus : 

o die westlichen Staaten ste­
hen untereinander in Kontakt , um 
die in Lissabon aufgeworfenen Fra­
gen zu klären, das vorliegende Ma­
teria l zu ergänzen und auf den 
neuesten Stand zu bringen ; 

o die exploratorischen Ge­
spräche zur Erkundung der Mei­
nung der UdSSR, die bereits be­
gonnen haben, werden bilateral 
fortgeführt ; 

o im September treten die 
stellvertretenden Außenminister der 
NATO in Brüssel zusammen, um 
gemeinsame Arbeitsgrundlagen vor­
zubereiten ; 

o auf der Ministerratstagung 
der NATO im Dezember wird dann 
Bilanz über die MBFR gezogen . 

Einen großen Fehler würde der 
Westen allerdings begehen , wenn 
er bei seinen Bemühungen übereilt 
handeln sol lte. Ein zwischen West 
und Ost kurzfristig zustande ge­
kommenes Vertragswerk müßte 
äußerst bedenklich stimmen. Darum 
sagt Bonn: " Die Bundesregierung 
richtet sich generell auf eine über 
Jahre andauernde Verhandlungs­
folge ein ." 



Wie es Ulbricht gelang, sich ein 46 Kilometer langes Denk­
mal zu errichten I Bericht von Werner A. Fischer 

W illY Brandt sprach es ohne 
Umschweife aus : " Wir werden 
in diesem Jahr zum zehnten 

Mal den 13. August vorbeigehen 
lassen müssen, ohne daß sich an 
der Mauer in Berlin etwas geändert 
hat. Es hat sich nichts geändert an 
ihrer Absurdität, an ihrer Wider­
natürlichkeit, an ihrer Grausamkeit 
und an ihrer Existenz. Das, was 
hinter jener Mauer liegt, ist ein Teil 
von Berlin , ein Teil von Deutsch­
land , und dennoch ist es ein eige­
ner Staat geworden." 

Diese drei Sätze, entnommen 
einer Rede, die der Bundeskanzler 
am 17. Juni 1971 in New York ge­
halten hat, sagen mehr aus, als sie 
Wörter zählen . In ihnen ist die 
Nachgeschichte des Mauerbaus 
festgehalten - sowohl aus west­
lichem als auch aus östlichem Blick­
winkel. Denn was der Bundesrepu­
blik wie eine Absurdität aus der 
Gruselkammer der Weltgeschichte 
erscheinen mag , gereichte dem Re­
gime jenseits der Eibe und dies-

seits von Oder und Neiße eindeutig 
zum Vorteil. 

Letztlich war es gerade die bru­
tale und in keiner veröffentlichten 
Verlautbarung der Siegermächte 
des Zweiten Weltkriegs vorgese­
hene Grenzziehung quer durch die 
Hauptstadt aller Deutschen , die es 
Ulbricht ermöglichte, sein Gänse­
füßchen-Land " DDR " Zug um Zug 
vom Katzentisch in Richtung An­
erkennungstafel zu schieben , wie­
wohl der angestrebte große Durch­
bruch zur Legalität so noch nicht 
gelang. 

Moskau und sein " Partner " an 
der Panke schlugen , als sie die 
Mauer errichteten , gleich mehrer,e 
Fliegen mit ein und derselben 
Klappe : Sie verstopften das einzige 
noch passierbare Schlupfloch in die 
Freiheit und bremsten dergestalt 
den Ausblutungsprozeß der Zone; 
sie zementierten im wahrsten Sinne 
des Wortes den Status quo im Her­
zen Europas, und sie stellten sich 
gleichzeitig eine Blankovollmacht 

für einschneidende Maßnahmen al­
ler Art aus. So gesehen , darf der 
13. August 1961 als der eigentliche 
Gründungstag der DDR gelten . 

Daß der Mauerbau andererseits 
einige Dinge ins Rollen brachte, die 
der SED nicht angenehm gewesen 
sein dürften , wissen wir längst : Die 
NATO-Staaten schlossen sich enger 
zusammen , die Pflichtdienstzeit in 
der Bundeswehr wurde von zwölf 
auf achtzehn Monate verlängert , 
Bonn rang sich dazu durch, eine 
umfassende Notstandsregelung vor­
zubereiten , und Adenauer konzen­
trierte sich auf die in vielerlei Hin­
sicht bedeutsame Aussöhnung mit 
Frankreich (nach den Worten des 
ersten deutschen Bundeskanzlers 
ist gerade sie für Chruschtschow 
einer der Hauptgründe gewesen , 
verstärkten Druck auf Berlin auszu­
üben) . 

Doch hier soll nicht von der 
Nachgeschichte des Mauerbaus be­
richtet werden - wer weiß denn 
schon , wie sie einmal enden 
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wird! - ; die Vorgeschichte ist rei­
cher an " besonderen Vorkommnis­
sen ". Aus ihr geht unter anderem 
hervor, daß die raffinierte , 46 Kilo­
meter lange Grenzbefestigung be­
reits seit mindestens dreizehn Jah­
ren existiert - davon drei Jahre 
auf dem Planungspapier und zehn 
Jahre auf Berliner Grund und Bo­
den - , und daß ihre Errichtung bei 
mehr Sinn für die durch den Zwei­
ten Weltkrieg in Europa geschaffe­
nen Realitäten möglicherweise hätte 
verhindert werden können . 

Ulbricht wollte das monströse 
Bauwerk schon 1958 haben. Damals 
beauftragte er Experten , Pläne für 
eine unüberwindbare Sicherungs­
anlage an der Grenze zu den West­
sektoren Berlins auszuarbeiten . 
Kennwort : " Chinesische Mauer 11 ". 

Lange Zeit stand der SED-Chef 
aber selbst im Ostblock mit seinem 
Mauer-Wunsch auf verlorenem Po­
sten. Die Satelliten-Kollegen bissen 
niCht an , und Moskau winkte im­
mer wieder ab. Geschlagene drei 
Jahre antichambrierte der mittel ­
deutsche Vorkämpfer für die ge­
schlossene Gesellschaft kommuni­
stischer Couleur, ehe es ihm durch 
eine böse List (darüber später 
mehr) gelang , daß ihm grünes Licht 
für sein Bauvorhaben gegeben 
wurde: vom Osten - und vom 
Westen . 

Dem allgemeinen Plazet für 
Ulbrichts Projekt ging ein zuweilen 
ins politische Fingerhakeln entglei­
tendes Krisenpokern voraus , das 
allen Beteiligten genügend Mög­
lichkeiten für ein fintenreiches Spiel 
gewährte. 

Behandeln wie "rotlackierte Nazis" 

Es gibt viele in unserem Land , 
die glauben, der Mauerbau sei über 
Berlin gekommen wie ein Gewitter 
aus heiterem Himmel. Es ist alles 
ganz anders gewesen. Tatsächlich 
war der 13. August 1961 nur der 
weithin erkennbare Höhepunkt 
eines Spaltungsprozesses, der rund 
fünfzehn Jahre früher begonnen 
hatte. 

Das rote Wetterleuchten über 
der ehemaligen Reichshauptstadt 
ließ sich auch von denjenigen, die 
nicht in der Gunst der Besatzer 
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standen, spätestens zum erstenmal 
wahrnehmen , als im März 1946 in 
der Sowjetzone die Zwangsvereini­
gung von SPD und KPD zur 
SED (Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands) vollzogen wurde. 

Gegen diesen einmaligen Vor­
gang in der deutschen Parteien­
geschichte, der mit auf das Konto 
des Ex-SPD-Mannes Otto Grote­
wohl ging, muckten die Berliner So­
zialdemokraten mutig auf. Es gab 
harte Auseinandersetzungen zwi­
schen SPD und KPD. Kurt Schu­
macher eilte seinen bedrängten 
Mannen an der Spree zu Hilfe : " Der 
Krieg ist für die Ideale der Demo­
kratie geführt worden , und jetzt 
will man es einem Teil der Deut­
schen nicht mehr erlauben, Demo­
kraten zu sein ." Der SPD-Chef 

Marschall SOkolowski, dessen Buch 
"Militär-Strategie" heute den Ton 
der sowjetischen Verteidigungspoli­
tik angibt, vertrat schon 1947 die 
Ansicht, daß Berlin ein "politisch 
wie auch rnilitär-strategisch bedeu­
tender Platz" sei. 

drohte den KPD-Leuten , wenn sie 
" mit den Methoden der Ehrab­
schneiderei und der bewußt lügen­
haften Verunglimpfung " nicht Schluß 
machten, werde man sie behandeln 
wie " rotlackierte Nazis ". 

Das Donnergrollen ließ trotz­
dem nicht nach. Die "Zellteilung " 
Berlins schien unaufhaltsam. Eine 
Handhabe, sie noch zu forcieren , 

fanden die Sowjets überdies in der 
" Vorläufigen Verfassung Berlins 
vom 14. August 1946". In ihr war 
unter anderem bestimmt worden -
so berichten Willy Brandt und Ri­
chard Löwenthai in ihrem Buch 
über Ernst Reuter -, "daß jede 
der zwanzig Bezirksverwaltungen 
in ihrer Tätigkeit der Genehmigung 
der Militärregierung des betreffen­
den Sektors unterstehe. Gestützt 
auf diese Bestimmung begann 
schon damals die Herauslösung der 
Ostbezirke und ihre Unterordnung 
unter die Zentralbehörden , die für 
die sowjetische Zone gebildet wor­
den waren ." 

Nur jeder fünfte Berliner 
stimmte für die SEC 

Wie ein Menetekel muß die 
letzte freie Wahl in ganz Berlin auf 
die Sowjets und ihre deutschen 
Parteigänger gewirkt haben. Ob­
wohl im sowjetischen Sektor alle 
Mögl ichkeiten der Wahlbeeinflus­
sung ausgeschöpft wurden, brachte 
es die von Grotewohl und Wilhelm 
Pieck , der ohne seine erste Frau 
nach Berlin gekommen war (sie 
lebt heute in Bad Honnef) , geführte 
SED am 20. Oktober 1946 nur auf 
26 der insgesamt 130 Sitze im Ber­
liner Stadtparlament. Die SPD er­
rang 63, gefolgt von der CDU mit 
29. An die LDP fielen 12. 

Von diesem Tag an bemühten 
sich die Sowjets nach Kräften , Ber­
lin , das sie allein erobert hatten 
(und hatten erobern wollen) , in 
ihren Griff zu bekommen. Für sie 
war - und ist ja noch immer - die 
deutsche Hauptstadt, wie Marschall 
Sokolowski sich am 31. März 1947, 
dem Buch " Entscheidung in 
Deutschland " von Lucius D. Clay 
zufolge ausdrückte , ein " politisch 
wie auch militär-strategisch bedeu­
tender Platz." 

In der Folge opponierten sie 
gegen den von der Stadtverordne­
tenversammlung mit großer Mehr­
heit gewählten Berliner Oberbür­
germeister Ernst Reuter und er­
reichten, daß die Alliierte Komman­
dantur am 14. August 1947 in ihrem 
Kommunique Nr. 71 feststellte , sie 
habe es "nicht möglich gefunden , 
Dr. Reuter für den Posten des 
Oberbürgermeisters zu bestätigen ." 

Der erste große Schlag gegen 
die Viermächteverantwortung für 
Berlin wurde schließlich am 20. 
März 1948 geführt. Auf einer Sit­
zung des Alliierten Kontrollrats be-



hauptete Sokolowski, damals Ober­
ster Chef der Sowjetischen Militär­
administration in Deutschland 
(SMAD), die Londoner Abmachun­
gen der drei Westmächte am 
6. März 1948, die ein wirtschaft­
liches und verkehrspolitisches Zu­
sammenwirken der drei Westzonen 
vorsahen , widersprächen den Pots­
damer Beschlüssen. Kurz darauf 
meinte er : "Ich finde es sinnlos, die 
Sitzung fortzusetzen , und ich er­
kläre sie hierm it für vertagt. " Clay 
dazu: " Ohne ein weiteres Wort 
machten die sowjetischen Vertreter 
auf dem Absatz kehrt und verließen 
den Konferenzsaal. " 

Damit war das Ende des Al­
li ierten Kontrollrats für Deutschland 
gekommen und - so Clay - "die 
Szenerie für die Verhängung der 
sowjetischen Blockade gegen Ber­
I in gestellt ". 

Die erste Berlin-Krise 

Von nun an war die politische , 
administrat ive Spaltung Berl ins nur 
noch eine Frage von wenigen Mo­
naten. Am 20. Juni 1948 führten die 
Westmächte in ihren Zonen die 
"Deutsche Mark " als neue Währung 
ein, nachdem die SMAD den Ver­
such torpediert hatte, alle Besat­
zungszonen in einer gemeinsamen 
Währungsreform zu erfassen. 

Schon einen Tag später stellte 
die SMAD für die Einwohner ihres 
Verwaltungsgebiets den Besitz von 
" Westmark " unter Strafe. Am 24. 
Juni schließlich zog sie eine eigene 
Währungsreform nach. Die Deut­
schen zahlten mit zweierlei Geld . 

Noch in der Nacht zum 24. Juni 
begann die sowjetische Blockade 
West-Berlins. " Es war einer der 
brutalsten Versuche der neueren 
Geschichte, eine Massenhungers­
not als politisches Druckmittel zu 
benutzen ", hat General Clay spä­
ter in seinen Erinnerungen an diese 
Zeit geschrieben. 

Im gleichen Atemzug begann 
die Spaltung der Stadtverordneten­
versammlung . Es kam zu gelenkten 
Demonstrationen vor dem im So­
wjetsektor gelegenen Rathaus von 
Berlin . Und am 27. August 1948 
wurden schließlich die Westberliner 
Vertreter in der gemeinsamen 
Stadtverordnetenversammlung ge­
Zwungen , ihre Zelte abzubrechen. 
Brandt/Löwenthal : " Mit einer Reihe 
Kollegen mußte Reuter das Ge­
bäude durch die Hintertür verlas-

sen . Nach einigem Hin und Her 
sahen sich die Stadtverordneten am 
6. September gezwungen, ihre Ta­
gungen vorläufig in das Studenten­
haus am Stein platz, im britischen 
Sektor, zu verlegen . Es war eine 
schwerwiegende Entscheidung : Sie 
bedeutete die Anerkennung der 
Tatsache, daß die Kommunisten un­
ter dem Schutz einer Besatzungs­
macht in der Lage waren , die frei­
gewählte Vertretung der Bevölke­
rung an ihrer Arbeit im Ostsektor 
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den eigentlich gewählten, jedoch 
von den Sowjets abgelehnten Ober­
bürgermeister Reuter geführt wurde. 

Am 30. November 1948 kamen 
die Sowjets diesem "Wunsch " nach. 
Ins Ostberliner Rathaus zog ein 
linientreuer Magistrat unter dem 

1947 wurde Professor Ernst Reuter - hier bei einer Kundgebung im West­
Berliner Olympiastadion - von der Stadtverordnetenversammlung zum 
Oberbürgermeister von Groß-Berlin gewählt. Er konnte sein Amt nicht an­
treten, weil die Sowjets es nicht wollten. 

mit Brachialgewalt zu hindern und 
dort erst faktisch und später auch 
formell ihr diktatorisches Gewalt­
regime aufzurichten ." 

Die weitere Entwicklung ist 
schnell geschildert. Alles lief wie 
nach einem sorgfältig vorbereiteten 
Plan ab. Die kommunistischen Mas­
senorganisationen des Sowjetsek­
tors forderten in "einstimmigen Re­
solutionen " die Absetzung des Ma­
gistrats von Groß-Berlin , der zu 
dieser Zeit von Louise Schröder für 

SED-Politiker Fritz Ebert ein , des­
sen Vater einst Reichspräsident der 
Weimarer Republik gewesen war. 
Daraufhin wurde in den Westsek­
toren eine neue Stadtverordneten­
versammlung gewählt und ein eige­
ner Oberbürgermeister : Ernst Reu­
ter. 

Moskau hatte die erste Hürde 
seiner Berlinpolitik genommen : die 
Spaltung der alten deutschen 
Hauptstadt. Aber das war nur ein 
Nahziel gewesen. 

45 



46 

Aus der Gliederung des Adreßbuches 

Geräteausstattung für den Selbst­
schutz in Wohnstätten 

Geräte für Ersthilfe und ABC-Schutz 
Geräte zur Brandbekämpfung 

Geräte zur Selbstbefreiung und 
Bergung 

Persönliche Ausstattung 
Geräteausstattung für den 

Selbstschutz in Arbeitsstätten 
Brandschutzgerät 

Bergun(:lsgerät 
Sanitätsgerät 

ÄBC-Schutzgerät 
Ti8rrettungsgerät 

Nachrichtentechnisches Gerät 
Fachgroßhandel für den 

Selbstschutz in Wohn- und 
Arbeitsstätten 

Schutzraumbau - Haus­
schutzräume (Anlage , Aus­

rüstung , Ausstattung , Fach­
großhandel) 

Schutzraumbau - Groß­
schutzräume in Mehr­

zweckanlagen (Gesamt­
planung , Ausrüstung , 

Ausstattung ) 
Gerät und Material für 

Katastrophenhilfe 
Not- und Behelfsunter­
künfte, Zelte , Sanitäts­

zelte 
Notküchen 

Tri n kwasseraufberei­
tungsanlaqen 

Funksprechgeräte , 
Fernmeldematerial 

Sch lauch boote 
Leinenschießgeräte 

Sandsäcke 
Strickleitern , 
Steckleitern 

Spezialfahrzeuge 
Hitze- und Brand­

schutzkleidung 
Fachgroßhandel 

für Gerät- und 
Materialaus­

stattung 

Osang Verlag 
534 Bad Honnef 

Postfach 189 



BERLINER MAUER 

Bereits am 14. Juli 1948 hatte 
die sowjetische Regierung in ihrer 
Antwort auf Protestnoten der West­
mächte , die das Recht auf freien 
Zugang nach Berlin betonten , ihre 
Position und damit ihr eigentliches 
Ziel in eindeutiger Weise defin iert. 
Sie behauptete , die Westmächte 
hätten auf Grund der Londoner Be­
schlüsse ihre Stellung in Berlin ver­
wirkt. Die Stadt sei jetzt ein Teil 
der Sowjetzone, und die sowjeti­
schen Blockade-Maßnahmen dien­
ten nur dem Schutz der Wirtschaft 
dieser Zone. 

"Auch die brutalsten Akte des 
kalten Krieges waren ", so berichten 
Brandt und Löwenthai in ihrem 
Buch über Reuter, " oft von inten­
siven Fühlungnahmen der Gegner 
begleitet ; von der Provokation zum 
Kuhhandel, vom empörten Protest 
zur vertraulichen Aussprache war 
häufig nur ein Schritt. Es wurde 
nicht nur blockiert und konterblok­
kiert, es wurde auch fast ununter­
brochen verhandelt.. " 

War der " Kuhhandel " ein Vor­
läufer des Krisenmanagements? 

Tatsache ist, daß damals be­
reits offen von Krieg geredet 
wurde. Clay erklärte schon am 
26. Juni 1948 : " Die Lage ist ge­
spannt. Wir haben unsere und die 
britischen Truppen fest in der Hand. 
Uns bei den ist klar, daß unsere 
Regierungen einen bewaffneten 
Konflikt zu vermeiden wünschen . 
Trotzdem können wir uns nicht 
überrennen lassen, und eine feste 
Haltung bedeutet stets ein gewisses 
Risiko ... Falls die Sowjets einen 
Krieg wollen, wird er nicht wegen 
der Berliner Währungsreform aus­
brechen, sondern weil ihnen der 
Zeitpunkt günstig erscheint. " 

Die Blockade West-Berlins 
dauerte bis zum 11 . Mai 1949. Am 
12. Mai wurde sie aufgehoben . 
Oberbürgermeister Ernst Reuter 
wandte sich an diesem Tag an die 
Bürger seiner Stadt mit den Wor­
ten: " Die Freiheit wird uns nicht 
geschenkt vom Himmel, die Freiheit 
wird erobert in dem harten und 
nicht ablassenden Kampf von Men­
schen , die erkannt haben, worauf 
es ankommt. Und darum bitte ich 
Sie, meine Berliner, bei aller 

Freude, bei allem inneren Jubel , 
daß wir diesen Tag geschafft ha­
ben , noch müssen wir andere Tage 
schaffen. " 

Zwei Republiken -
ein geteiltes Berlin 

Die "anderen Tage " blieben 
nicht aus. Nach der Gründung der 
zwei Republiken auf deutschem 
Boden im Herbst 1949 wandte sich 
das Interesse wieder Berlin zu . 
Adenauer stellte bereits am 21 . Ok­
tober 1949 in seiner ersten Regie­
rungserklärung vor dem Bundestag 
fest: " Die Lage Berlins wird durch 
die Entwicklung in der Sowjetzone 
besonders kritisch ." 

Tatsächlich ließ das neue Re­
gime in der Sowjetzone schon bald 
nichts mehr unversucht, um den 
westlichen Teil Berlins in die Knie 
zu zwingen und seinen eigenen 
Machtbereich abzugrenzen und da­
mit zu konsolidieren . Zunächst ope­
rierte es mit propagandistischen 
Attacken , dann ließ es raffiniert 
ausgetüftelte schikanöse Maßnah­
men folgen . 

Vom 1. September 1951 an ver­
langte Pankow für alle Kraftfahr­
zeuge aus West-Berlin und der 
Bundesrepublik, die sowjetzonale 
Straßen benutzten , eine "Straßen­
ZolIabgabe ", und am 27. Mai 1952 
unterbrach es sämtliche Fern­
sprechverbindungen zwischen West­
und Ost-Berlin . Insgesamt 3910 
Leitungen wurden gekappt. 

Nicht genug damit. Auch die 
Straßenverbindungen zwischen dem 
Westen und dem Osten Berlins 
verfielen der Sperrung . Ende Sep­
tember 1952 waren bereits 200 der 
insgesamt 277 Straßen , die von Ost­
Berlin nach West-Berlin und von 
West-Berlin in die DDR führten, für 
jeden Verkehr ausgefallen . 

Damals wurde so etwas wie ein 
Grundstein für die spätere Grenz­
sicherungsanlage gelegt. Es sei 
noch einmal in Erinnerung gerufen , 
wie es zu dieser Zeit an der Grenze 
des " Demokratischen Sektors von 
Berlin ", wie das SED-Regime den 
sowjetisch besetzten Teil der deut­
schen Hauptstadt nannte , aussah. 
Das Pflaster der Straßen war aufge­
rissen. Straßenbahnen durften die 
Grenze nicht mehr passieren -
und konnten es größtenteils auch 
gar nicht ; denn man hatte ihre 

Gleise entweder blockiert oder so­
gar demontiert. Und an der Grenze 
kontrollierten Volkspolizisten die 
Passanten , die Berliner, die von 
Berlin nach Berlin wollten . Wer auf­
wendiges Gepäck mit sich führte 
konnte sicher sein , angehalten und 
zurückgewiesen zu werden. 

Obwohl es sich also immer 
schwieriger gestaltete , die DDR 
über Ost-Berlin zu verlassen , 
schwoll die Flüchtlingsquote so ge­
waltig an , daß die Notaufnahme­
lager in West-Berlin in echte Be­
drängnis gerieten. Im Februar 1953 
wurden an manchen Tagen über 
2000 Flüchtlinge registriert. Der 
Ausblutungsprozeß der Sowjetzone 
trieb einem ersten Höhepunkt zu . 

Vielleicht wäre er schon da­
mals von den Sowjets gestoppt 
worden , wenn sie nicht ein völlig 
unerwartetes Ereignis überrascht 
hätte : der Tod Stalins. 

Der gefürchtete Diktator seg­
nete am 5. März 1953 das Zeitliche. 
Er machte - nach kurzer Über­
gangszeit, in der Malenkow mehr 
reagierte als regierte - einem 
Manne Platz, der die sowjetischen 
Expansionspläne mit einer anderen 
Taktik, als sie Stalin anwandte zu 
verfolgen verstand : Chruschtschow. 
Seine " Machtübernahme" leitete 
die zweite Berlin-Krise ein , eine 
Krise, die nicht nur zum Bau der 
Mauer führte , sondern auch tiefe 
Spuren im weltpolitischen Gefüge 
hinterließ. 

Nicht zuletzt war es Chruscht­
schow, der immer wieder zum ge­
fährlichen Mittel der Drohung griff, 
um seine ehrgeizigen Pläne durch­
zusetzen . Interessant, daß solchen 
Erpressungsversuchen vielfach Ver­
h~n~lungsangebote vorangingen , 
die Jedoch bei den Adressaten ohne 
Echo blieben. 

Die Vor!=leschichte des Mauer­
baus ist ein Musterbeispiel für eine 
von allen Beteiligten mit mehr oder 
weni!=ler Eifer angeheizte internatio­
nale Krise. Während die WeItöffent­
lichkeit in panische Angst vor einer 
atomaren Katastrophe verfie l, hat­
ten die Kontrahenten in Washing­
t.on und Moskau länqst ein mög­
liches Erqebnis ihres Krisenpokerns 
eliminiert. Chruschtschow vertraute 
es dem damaligen deutschen Bot­
schafter in der UdSSR, Dr. Hans 
Kroll , mit den Worten an : " Ein 
Krieg wegen Berlin kommt nicht in 
Frage " . Fortsetzung folgt 
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Überdruckventil für 
Entlüftungskanäle 

Aufgabe der Erfindung ist 
die Schaffung eines Über­
druckventils, das einen klei­
nen Strömungswiderstand 
aufweist und großen, von au­
ßen kommenden Druckstößen 
standhält selbst bei Durch­
messern über 200 mm. Ein 
solches Ventil zeigt folgenden 
Aufbau: 

Am Ventilgehäuse 10 ist 
eine feststehende Achse 11 
angebracht, die durch Bügel 
12 gehalten wird . Im Gehäuse 
10 befindet sich eine Lage­
rung 13 für eine Kugelbüchse , 
auf der das äußere Tragrohr 

14 für einen äußeren Ven­
tiltellering 18 gleitet. Weitere 
Tragrohre 15, 16, 17 sind mit 
weiteren ringförmigen Tellern 
19 und 20 sowie einem ge­
schlossenen Teller 21 verbun­
den . Zwischen benachbarten 
Tragrohren befinden sich je­
weils Kugelbüchsen 22 oder 
23, durch die ein leichter Lauf 
der Tragrohre gegeneinander 
gewährleistet wird . Zur Be­
grenzung der Verschiebebe­
wegungen sind an den den 
Tellern gegenüberliegenden 
Seiten der Tragrohre Begren­
zu ngsflansche 24 angebracht. 
Bei innerem Überdruck wird 
durch den geringen Druck 
das Ventil nach links geöffnet, 
so daß ringförmige Spalte 
zwischen dem gesch lossenen 
Teller 21 und dem Ringteller 
20 sowie zwischen den Ring­
tellern 20, 19, 18 und dem Ge­
häuse entstehen. Durch die so 
erzielte große Fläche kann 
die Luft ohne größeren Durch­
flußwiderstand hindurchtreten. 
Kommt von außen in Pfeil­
richtung ein Druckstoß, wer­
den die verschiedenen Teller 
nach rechts bewegt, wobei 
zunächst der äußere Ringtel-
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ler 18 mit seiner Dichtung 25 
am Gehäuse 10 anliegt, dann 
der Ringteller 19 mit seiner 
Dichtung am Ringteller 18 
usw. 

Anmelder: Arios Dr.-Ing. 
Meier-Windhorsl KG, Ham­
burg; Erfinder: Dipl.-Ing. Klaus 
Junginger, 2101 Harmstorf; 
Wilhelm Olto , 2 Hamb.urg ; An­
meldetag : 5. 4. 1967; Offen­
legungslag : 22. 4. 1971; Offen­
legungsschrifl Nr. 1 708016 ; 
Klasse 61 a, 29/07. 

Einrichtung für 
Luftschutzräume 

Die in den Luftschacht ein­
zubauende ventilartige Ein­
richtung besteht aus einem 
Gehäuse 5, 6, in dem zwei 
haubenförmige mit einer 
Stange 8 verbundenen Dicht­
körper 9, 10 aus Stahlblech 
mit Gummilagerelementen 39 
in einem ortsfesten mit Hilfe 
von radialen Stegen 13 ge­
haltenen Lager 11 leichtgän­
gig verschiebbar gelagert 
sind. Die Ein- und Auslauf­
seiten des Ventilkörpers 5, 6 
sind gewölbt, damit eine un­
gestörte Luftströmung bei der 
Belüftung des Schutzraumes 
gewährleistet ist. Mit Hilfe 
von Federn 14 werden die 
Dichtkörper in der geöffneten 
Ruhestellung gehalten. Das 
Gehäuse 5 weist auf der un­
teren Seite einen abnehm­
baren und ent leerbaren Kon­
densationsbehälter 17 auf, in 
dem sich aus der Luft aus­
kondensierende Flüssigkeiten 
sammeln. Das dem Ventil 1 
nach geschaltete Filter 2 weist 
eine äußere ringförmige Fil-

terwand 20 auf. Konzentrisch 
innerhalb der Filterwand 20 
befindet sich ein zylindrischer 
Filterring 25, der als Grob­
staubfilter, z. B. zur Bindung 
von radioaktiven Verunreini -

gungen dient. Zur Reinigung 
kann der Filterring 25 leicht 
entfernt werden. Der Filter­
ring 25 wird von innen nach 
außen durchströmt. Die so ge­
filterte Luft tritt dann in den 
zwischen dem Filterring 25 
und der Filterwand 20 liegen­
den Ringkanal 34 ein und 
wird von diesem umgelenkt 
und strömt dabei entlang der 
Filterwand 20, welche von in­
folge einer Druckwelle vom 
Filterring 25 gelösten Staub 
zurückhält . Die Luft wird an­
schließend im Kan al 34 auf 
einer kreisförmigen Bahn ge­
führt und strömt durch den 
radialen Ansatz 21 in den 
Schutzraum. 

Trifft eine Druckwelle in 
Richtung des Pfeiles D auf 
den Dichtkörper 9, so wird 
über die Stange 8 der Dicht­
körper 10 in die SchließsteI­
lung bewegt. Der Beginn der 
Schließbewegung erfolgt be­
reits bei m Auftreffen ei ner der 
Druckwelle vorlaufenden Stoß­
front auf den Dichtkörper 9 
und somit vor dem Durchlau­
fen des Ventilgehäuses 5, 6 
und vor dem Aufbau des grö­
ßeren Reflexionsdruckes . Der 
Dichtkörper 9 stel lt in diesem 
Fall ein dem Dichtkörper 10 
vorgeschaltetes Betätigungs­
glied mit geringer Massen­
trägheit dar. 

Entsteht dagegen auf der 
Außenseite ein Unterdruck, 
insbesondere als Reaktion 
auf eine vorangegangene 
Druckwelle , bewirkt ein sol­
cher Sog, daß sich der Dicht­
körper 9 in Gegenrichtung 
zum Pfeil D gegen den ihm 
zugeordneten Dichtungsring 

15 an legt und dadurch das 
Ventil in der anderen Rich­
tung schließt. 

Anmelder und Erfinder: 
Hugo Rickenbach , SI. Gallen 
(Schweiz); Anmeldetag: 14. 4. 

1967; Offenlegungstag : 22. 4. 
1971 ; Offenlegungsschrift Nr. 
1 708082; Klasse 61 a, 29/07. 

Verfahren und Vorrichtung 
zur Feuerbekämpfung 

Bei bekannten Feuerbe­
kämpfungsverfahren , auch 
bei denen mit allseitiger Ver­
breitung des Feuerlöschmit­
tels, wird außer dem Feuer­
löschmittel durch die Injektor­
wirkung ·der Löschstrahlen zu­
gleich Sauerstoff in beträcht­
lichen Mengen zugeführt. Da­
durch wird das Feuer fortge­
trieben und sogar angefacht. 

Zur Vermeidung dieses 
Nachteils wird erfindungsge­
mäß vorgeschlagen , das weg-

geschleuderte Feuerlöschmit­
tel zu vermischen , das se lbst 
nicht brennbar ist und auch 
einen Brand nicht unterhält. 
Das Feuerlöschmittel kann z. 
B. Wasser oder C02-Gas sein, 
während die Zumischung z. 
B. aus den am Brandherd vor­
handenen heißen Abgasen 
oder aus negativ katalytisch 
wi rkenden Stoffen besteht. 

Eine zur Durchführung 
dieses Brandbekämpfungsver­
fahren s geeignete Vorrichtung 
besitzt eine Zufuhrleitung 1, 
die in einer Tülle 2 endet. 
Diese ist mit drei axialen 
Schlitzen 3 versehen und mit 
einer Führungsbüchse 4 ver­
schließbar. An der Tülle 2 ist 
eine Prell nase 5 befestigt. 
An der Tülle 2 sind Lager 6, 
7 drehbar angeordnet , an de­
nen eine Außen kugel 8 und 
eine Innenkugel 9 befestigt 
sind . An der Innenkugel sind 
diametral einander gegen­
überliegend mehrere Strahl­
rohre 10 angeordnet , deren 
Mittellinien 11 für zwei dia­
metral einander gegenüber­
liegende Strahlrohre parallel, 
jedoch nicht fluchtend sind . 



PATENTBERICHTE 
Sobald das unter Druck zu­
geführte Löschmittel aus den 
Strahlrohren 10 gespritzt 
wird , beginnt die Innenkugel 9 
mit den daran befestigten La­
gern und die Außenkuge l 8 
sich um die Tülle zu drehen. 
Infolge der Öffnungen 12 in 
der Außen kugel 8 entsteht zu 
den Enden der Strahlrohre 10 
hin eine Injektionswirkung , 
wodurch das zwischen der 
Innen- und Außen kugel be­
findliche Mittel vom Lösch­
mittel mitgerissen wird . Die­
ses Mittel , z. B. die Brand­
abgase, wird durch die Öff­
nung 13, erforderl ichenfa lls 
über einen Schlauchanschluß, 
zugeführt. Das Lager 7 kann 
einen aus mehreren Schaufeln 
bestehenden Rotor enthalten , 
durch den das im Raum vor­
handene Mittel angesaugt 
wird . 

Anmelder und Erfinder : 
Carel C. van Baak, Eindhoven 
(Niederlande); Anmeldetag: 
17. 5 . 1967; Offenlegungstag : 
22. 4. 1971 ; Offenlegungs­
schrift Nr. 1 708029 ; Klasse 
61 a, 16/10. 

Atemschutzgerät mit 
Pendelatmung 

Bei Atemschutzgeräten mit 
Pendelatmung durchströmen 
die Aus- und die Einatemluft 
zwischen dem Schlauchende 
und dem Chemikal denselben 

Raum . Dadurch besteht die 
Gefahr, daß in dem Raum 
Ausatemluft zurückbleibt, die 
nicht in das Chemikal gelangt, 
sondern unmittelbar wieder 
eingeatmet wird . Der Erfin­
dung liegt daher die Aufgabe 
Zugrunde, ein Wiedereinat­
men ungereinigter, nicht mit 
Sauerstoff angereicherter Aus­
atemluft zu verhindern. Dies 
wird durch eine Trennwand 

bewerkstelligt, wie das Aus­
führungsbeispiel zeigt : 

An einem Stutzen 4 einer 
Chemikalpatrone 1 mit einem 
vorgeschalteten Schwebstoff­
filter 3 ist ein Gabelstück 5 
angeschlossen, mit dem zwei 
Schläuche 6 und 7 verbunden 
sind. Durch den Schlauch 6 
strömt die Ausatemluft und 
durch den Schlauch 7 die 
Einatemluft. Mit dem Ga­
belstück ist eine einen Ein­
atem raum und einen Ausatem­
raum schaffende Trennwand 8 
verbunden, die ein Stück in 
das Chemika l 2 ragt. 

Anmelder: Auergesellschaft 
GmbH, 1 Berlin ; Erfinder: An­
trag auf Nichtnennung ; An­
meldetag : 13. 8. 1968; Aus­
legetag : 29. 4. 1971 ; Auslege­
schrift Nr. 1 784486; Klasse 
61 a, 29/01. 

Luftfördervorrichtung zur 
Belüftung eines Raumes 

Ein in die Lufteinströmlei­
tung eingeschaltetes einfaches 
Filter kann die Existenz einer 
in einem abgeschlossenen 
Raum befindlicher Personen 
nicht mehr gewährleisten , 
wenn die Vergiftung der Au­
ßenatmosphäre derart ist, daß 
das Filter die Luft nicht mehr 
ausreichend von giftigen Ga­
sen und Dämpfen befreien 
kann oder ein Sauerstoffman­
gel in der Außenatmosphäre 
vorliegt. Um einem solchen 
Notfal l zu begegnen, wird er­
findungsgemäß vorgesch lagen, 
in die durch die Luftförder­
vorrichtung führende Leitung 
eine von der Luft durchströ­
mende Chemikalpatrone ein­
zuschalten , die Kohlendioxid 
und/oder Feuchtigkeit bindet 
und Sauerstoff abgibt . Der 
Ein- und Ausgang dieser Lei­
tung münden in dem zu be­
lüftenden Raum. Durch eine 
solche Vorrichtung kann die 
Regeneration der Luft inner­
halb des Raumes unabhängig 
von der Außenatmosphäre er­
folgen . 

Eine hierfür geeignete 
Chemikalpatrone 1 weist fo l­
gende Schichten auf : eine 
Schicht 2 zur Absorption von 
CO" eine Schicht 3 zur Ab­
sorption von Wasserdampf 
und eine Chemikalschicht 4, 
die Sauerstoff abgibt und z. 
B. Kaliumperoxid enthält. 
Eine unterschiedliche Kör­
nung von 4 gewährleistet eine 
optima le Ausnützung durch 
die Luftströmung. Die Anord­
nung einer Kühlschlange 7 in 

4 kann zweckmäßig sein , da 
die Luft in der Chemikal­
patrone erwärmt wird . 

Anmelder: Auergesellschaft 
GmbH, 1 Berlin ; Erfinder: 
Dr. Lothar Brauer, Hans­
Dietrich Gohde, Winfried Erett , 
1 Berlin ; Anmeldetag: 22. 12. 
1967; Offenlegungstag: 22. 4. 
1971 ; Offenlegungsschrift Nr. 
1 679487; Klasse 61 a, 29/07. 

Atemschutzhalbmaske 

In dem aus gasdurchlässi­
gem Schaumstoff bestehen­
den Maskenkörper 1 ist eine 
körnige Filtermasse 2 einge­
bettet . Die zwischen der Kör­
nung der Filtermasse 2 be­
stehenden Hohlräume 3 sind 
ebenfalls mit gasdurchlässi­
gem , SChwebstoffe abschei­
denden Schaumstoff ausge­
füllt. Der am Gesicht des Mas­
kenträgers anliegende Mas­
kenrand 4 ist gasdicht ausge­
bildet. Außerdem sind am 
Maskenkörper 1 das Aus­
atemventil 5 mit der Schutz­
kappe 6 und die Bänderung 7 
angeformt. Die so ausgebil­
dete Schutzmaske ist für den 
Einsatz sowohl in einer durch 
Schwebstoffe als auch durch 
Giftstoffe verseuchten Atmo­
sphäre geeignet. 

Anmelder : VEB Medizin ­
technik Leipzig, X 7035 Leipzig ; 
Erfinder: Günter Bartsch ; Wolf-

gang Barthel, X 7035 Leipzig; 
Anmeldetag : 11 . 1. 1968; Of­
fenlegungstag : 22. 4. 1971; Of­
fenlegungsschrift Nr. 1 708111 ; 
Klasse 61 a, 29/10. 

Trockenlöschpulver 

Vielzwecktrockenlöschpul­
ver bestehen vornehmlich aus 
DI- und/ oder Monoammonium­
phosphat und/ oder Ammo­
niumsulfat. Hinzugefügt wer­
den Stoffe zur Beschwerung, 
wie beispielswe ise Bariumsul­
fat sowie Hydrophobierungs­
und Fließmittel. Daneben sind 
Universallöschpulver bekannt, 
die Gemische von Natriumsul­
fit und Ammoniumsulfat oder 
solche, die kondensierte AI­
kaliphosphate mit einem AI ­
kalioxid-Phosphorpentoxid­
Verhältnis von etwa 1:1 ent­
halten. Löschpulver, die le­
diglich zur Bekämpfung von 
Flammbränden geeignet sind , 
enthalten als wirksame Sub-
stanzen Natriumbicarbonat 
und/ oder Kaliumbicarbonat. 
Auch werden solche auf Basis 
Kaliumsulfat hergestellt. 

Aufgabe der Erfindung ist 
es, ein Trockenlöschpulver zu 
schaffen, das für die Brand­
klassen A und B wesentlich 
verbesserte Löscheigenschaf­
ten besitzt, darüber hinaus 
aber auch als sogenanntes 
Universal-Löschpulver für die 
Brandklassen A, B, C, D und 
E voll verwendbar ist und 
eine gute Lagerfähigkeit be­
sitzt. Dies wird erfindungs­
gemäß dadurch erreicht, daß 
es zusätzlich kondensiertes 
Ammoniumphosphat enthält. 
Hierfür kommen insbesondere 
geradkettige kondensierte 
Phosphate, wie das Ammo­
niumpyrophosphat, das Di­
ammoniumpyrophosphat, das 
Tetraammoniumpyrophosphat, 
wie auch höher kondensierte 
Phosphate der allgemeinen 
Formel (NH, P03) in Frage. 

Beispiel für eine Zusam­
mensetzung in Gewichtspro­
zenten: 85% Tetraammonium­
pyrophosphat, 10% Schwer­
spat, 1 % Siliconöl , 2% Glim­
mer oder Tricalciumphosphat , 
2% hydrophobes, feinverteil­
tes Siliciumdioxid . 

Anmelder: Brell & Rühl 
GmbH, 6382 Friedrichsdorf; 
Erfinder: Udo Sonnenschein 
6383 Köppern ; Ingeborg Ko/~ 
leck, 6375 Oberstedten ; An­
meldetag : 23. 12. 1967; Aus­
legetag : 8. 4. 1971 ; Auslege­
schrift Nr. 1 621 707, Klasse 
61 b, 2. 
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Zeitschriften schau 
USA 

Das " Bulletin of the atomic scien­
tists " , Vol. XXVII , No. 4, April 1971 , 
bringt Beiträge über: 

Ökonomische, ökologische und poli­
tische Entscheidungen ; 

Mythos von der Waffen kontrolle und 
Abrüstung (Benjamin M. Becker) ; 

Amt für Umweltschutz : Kinderkrank­

heiten ; 

Edward Teller, " Das Zeitalter der 
hohen Wissenschaft "; 

Rüstungskontrolle und Supra-Natio­
nalismus (Donald M. Schwarz). 

Hinweise aus Vol. XXVII , No. 5, 
Mai 1971 , der vorgenannten Zeit­

schrift auf 

R. Stephen Berry, " Die freie Wahl 
des Überlebens" ; 

Gerald Feinberg, " Überleben? Ja. 
Aber in welcher Form "; 

Stanford Biology Study Group, " Die 
Vernichtung Indochinas "; 

Hinweise aus Vol. XXVII, No. 6, 
Juni 1971 der vorgenannten Zeit­

schrift auf 

W. K. H. Panofsky, " Die Wurzeln des 
strategischen Rüstungswettlaufs : Un­
klarheit und Unwissenheit "; 

Richard S. Lewis, " Die radioaktive 
Salzmine "; 

Kanada 

EMO National Digest , Februar/ März 
1971 : 

Druckstoß Schutzraum-Versuch ; 

Studie über Warnsysteme ; 

Friedensforschung - Erkenntnis des 
Überlebens ; 

Zivilverteidigung in Australien Teil I) ; 

100 Kriege und andere Konflikte seit 
dem Zweiten Weltkrieg. 

New South Wales 

"Civii Defence Bulletin ", Vol. 13, 
1971 /1 : 

Notstandsvorsorge für Industrie und 
Handel ; 

Wiederaufbau nach einem atomaren 
Ang riff (T. 11) ; 

Kapitel 18 und 20 des Beitrags von 
Wing Commander Sir John HOdsoll , 

" Überlegungen über eine zivile Ver­
teidigung und das Überleben ": 

(Kapitel 18: Militärische Berührungs­
punkte mit der zivilen Verteidigung , 
Kapitel 20 : Plan zum Überleben) . 

Frankreich 

Aus " Protection civile et securite in ­
dustrielle " , No. 198, Mai 1971 : 

Verschmutzung der Wasserläufe und 
Information der Öffentlichkeit (H . 
Laverriere). 

Italien 

Aus dem Inhalt der Zeitschrift " Pro­
tezione Civile" , Jg . 3, No. 11 , Winter 
1970171, sei auf folgende Beiträge 
hingewiesen : 

Zum Thema " Umweltverschmut-
zung " : 

Unser kranker Planet. 
Eine technische Antwort zum Pro­
blem der Verunreinigung . 

Mario Delle Chiaje von der Zentral ­
steIle Studien und Erfahrungen des 
Zivilschutzes und der Feuerwehr gibt 

einen Überblick über "die Ge­
schichte und die Arten der Über­
schwemmungen in Italien ". 

"Der Zivilschutz unter dem Blickwin­
kel von ,LeMonde'''. 

(die Pariser Tageszeitung hat die 
französische Lösung des Zivilschutz­
Problems den gleichen Maßnahmen 

in den skandinavischen Ländern ge­
genübergestellt) . 

Hinweis auf eine italienische Veröf­

fentlichung : "Zivile Verteidigung ". 

Der Zivilschutz in Japan . 

Aufgaben und Pflichten des Zivil­
schutzes. Ausführungen zum Zivil­
schutz-Gesetz vom 8. 12. 1970. 

Zur Notstandsplanung. 

Schweiz 

Hinweise aus der Zeitschrift "Zivil­
schutz ", Jg . 18, 1971 /6, auf : 

"Strategie und Erpressung ." Auszug 
aus einem Bericht über Grundlagen 
der strateg ischen Konzeption der 
Schweiz. 

Die Rolle des Zivilschutzes im Be­

richt über die Grundlagen einer stra­
tegischen Konzeption der Schweiz 
(Fortsetzung und Schluß aus Heft 5 
vorgen . Zeitschrift) . 

Probleme der Kaderausbildung im 
Zivi Ischutz. 

Anforderungen an ein Zivilschutz­
Ausbildungszentrum . 

Seism ische Schockwellen infolge von 
Nuklearexplosionen. 

Niederlande 

In der Zeitschrift "Civiele verdedi­
ging ", Jg . 20, 1971 /6, schreibt 

Oberst a. D. S. H. Hoogterp über 
" Das Abrüstungsproblem " ; 

Dr. H. Wanner befaßt sich mit der 
ziv ilen Verteidigung in der Schweiz 
unter dem Titel : "Die zivile Vertei­
digung als Teil der Landesverteidi­
gung " ; 

ein ausführlicher Bericht zur " Ko­
ordinierung des Katastrophenschut­

zes" befindet sich auf den Seiten 
111 bis 113. 

~-----------------------------------------------~ 
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Aus dem Inhalt 

der Hefte 10-12/1970 

und 1-7/ 1971 
ZIVI LVEITEIDIGIIG 
Forschung· Technik· Organisation· Strategie 

Heft 10* 

Interview mit Staatssekretär Günter Wetzei: Sowjets erstreben 
globale Präsenz ' Wolfram von Raven : Köder oder Angebot? 
Unsicherheiten über die Sicherheitskonferenz . Ludwig Fisch : 
Katastrophenschutz für Olympia . Christian Potyka : Hardsite, 
FOBS und MOBS · Werner A. Fischer: Der rote Gott und seine 
Erben · Klaus Zur: Aufgaben des Gesundheitswesens im Zivil­
schutz ' Nitsche/ Mann : Das TLF 8 als Entgiftungsfahrzeug . 
Werner Dosch : Entgiftung chemischer Kampfstoffe . Schwer­
schaumtest in Dänemark/Ein Bericht über Löschversuche. 

Heft t1 * 

Zwölf Fragen an Wolfram Dorn : Interview mit dem Parlamen­
tarischen Staatssekretär im Bundesministerium des Innern . 
Defensor: Die DDR hat ein neues Zivilverteidigungsgesetz . 
Helmut Berndt : Wem gehört das Mittelmeer? . Wolfgang Her­
zog : Gummersbach bietet das Modell . Ernst Werner Weiß : 
Was wird aus dem Katastrophenschutz? . Karl Schulze Henne : 
THW - ein Beispiel aktiver Mitverantwortung . Willi Kinnig­
keit : Ganz Berlin soll in die Röhre ' Anton Schmitt : Porträt 
einer französischen Akademie. 

Heft 12* 

Interview mit Karl Wienand: Weg vom Klischee des Schlag­
abtausches ' Wem er A. Fischer: Zwischen Marx und Molotow­
COcktail (I) . Hans-Achim Holtz : Zum Beispiel München/ Bericht 
über Mehrzweckanlagen . Karl Heinz Gehrmann : Doch wie 's 
da drinnen aussieht ... / Eine Bonner Mehrzweckanlage . An­
ton Schmitt: Skizze einer skandinavischen Akademie ' Wolfram 
von Raven : Doch wieder Strategie des ersten Schlages? . 
Helmut Berndt: Abschreckung in der Art eines Wachhundes?/ 
Bericht über die NATO im Norden. 

Heft 1/71 * 
Rolf Osang : Zum BeispielOstpakistan . Albrecht Heinrich : 
Zivilverteidigung heute / Informationsseminare des BVS . 
Alfred Janssen : Planspiel als Ausbildungsmittel in der zivi len 
Verteidigung ' Anton Schmitt : Bericht über ein Londoner Insti­
tut · E. O. Haering: Den Maklern des Todes auf die Finger 
gesehen . Werner A. Fischer: Zwischen Marx und Molotow­
Cocktail (11) . Harri Adam: Anstrichfragen bei Hausschutz­
räumen . Werner Dosch : Entgiftung chemischer Kampfstoffe 
(IV) . Helmut Berndt : Nixon half der NATO. 

Heft 2/71 * 
Christian Potyka : Weizsäcker und die Verteidigung . Helmut 
Berndt : Bomben-Furcht bleibt · Manfred Opel: Sind die Militärs 
unfähig? . Josef Steffen : Bombenalarm in Düsseldorf . Albert 
Butz: Zivilverteidigung im kommunalen Bereich . Karl Heinz 
Gehrmann : Bonn und die Trinkwasserversorgung . Arnold 
Lübbers : Bietet Gummersbach das Modell? . Günther Moritz: 
Der völkerrechtliche Schutz von Zivilkrankenhäusern . Ernst 
Friedrich Seydel: Sanitäts- und Gesundheitswesen im Vertei­
digungsfall (Schweiz, Schweden, Dänemark, Niederlande). 

Heft 3/71 * 

Alfred Janssen : Die nächste Kriese kommt bestimmt/ Notwendig­
keit der Krisenvorsorge aus ziviler Sicht · Wem er A. Fischer: 
Zwischen Marx und Molotow-Cocktail (111) . Otto Kircher: Ein 
Problem auf Sparflamme - die Mobilmachung . Heinrich 
Gottke : Was man vom Verbandkasten wissen muß . Antwort 
der Bundesregierung : Die Zivi lverteidigung bleibt Bestandteil 
der Gesamtverteidigung . Anton Schmitt: Skizze einer skand i­
navischen Akademie (11) . Karl Heinz Gehrmann : Wasser 
marsch! Bericht über die Wasserförderbereitschaft in Bonn. 

Heft 4/71 * 

Wem er A. Fischer: Panne im US-Warnzentrum enthüllt eine 
Schwäche . Wolfram Dorn : Keine Gefahr durch falschen 
Alarm . Helmut Berndt: Ein Bericht über NAGDE . Adalbert 
Bärwolf: Ein Zufall löst den Untergang nicht aus . Wolfgang 
Siedschlag : Wie man Krisen bewält igt . Rettungswesen in 
Hessen , Berlin , Schleswig-Ho/stein und Rheinland-Pfa/z . 
Dr. med. Paul Birkenbach : Ich begrüße das Gummersbacher 
Modell ' Ludwig Scheichl : Fortschritte im Brandschutz . Herbert 
Ehm : Tendenzen im baulichen Brandschutz (I. Teil) . 

Heft 5/71 ** 

Albert Butz: Unser täglich Gift ... / Umweltschutz und Ka­
tastrophenabwehr unter kommunalen GeSichtspunkten . Hel­
mut Berndt : Tritt der Weitpolizist ab? . Dokument: Sicherheits­
politik der Bundesregierung . Klaus Zur: Unfallrettungsdienst 
i~ der Bundesrepublik . A.rnold Lübbers : Sünden der Rettungs­
dienste? . Bruno Merk : Die Zahl der Verkehrstoten verringern . 
Anton Schmitt: Norwegen gibt ein Beispiel . Zivilverteidigung 
In der UdSSR · Herbert Ehm : Tendenzen im baulichen Brand­
schutz (11 . Teil und Schluß) . 

Heft 6/71 ** 

Gustav w. Heinemann : Jeder ist Betroffener und Verursacher 
zugleich . Werner V08: Werden wir überleben? . Christian 
Poty~a : ':'I0von man bei SAL T nicht spricht . E. O. Haering: 
Angnffszlel New York . Walter Krause: Unser Ziel - ein 
lückenloses Rettungssystem . Heinrich Gottke : Erste Hilfe im 
Unglücks- und Katastrophenfall . Ernst Friedrich Seydel: In 
puncto Vorsorge beispielhaft . Horst Roeber: Wassersicher­
stellung heute (1 . WasSGVwv) . Früngel/Ebeling : Elektro­
magnetischer Impuls (EMP) bei Nuklearexplosionen . 

Heft 7/71 ** 

Wulf-Peter Schroeder: Bonner Bunkerbau-Drama . Kar! Heinz 
Gehrmann : Öffentl icher Schutzraumbau - Stiefkind der Ver­
waltung . Rolf Osang : Wir überleben im Schutzraum . Werner 
A. Fischer: Wie der Mensch in Katastrophen reag iert · Helmut 
Berndt : Sicherheitspolit ik in Bewegung . Werner Voß : Abrü­
stung - Illusion oder Real ität? . Adelbert Micha/ski : Öffent­
lichkeitsar?eit .. des BVS . P. J . Birkenbach : Wider die Hybris 
des Fu.nktlonars . . Horst F!0eber: Wassers icherstellung heute 
(11) . Hemz Baron : EInwegwasche - ein aktuell es Problem. 

* 4,80 DM; ** 5,20 DM. Bestellungen über den Buchhandel oder beim Osang Verlag 
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